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Dienstleistungen
Sachverständigenordnung 
der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt

vom 12. Dezember 2001 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2002, Heft 1, S. 48), zuletzt geändert 
am 10. Dezember 2015 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2016, Heft 1, S. 36)

I. Voraussetzungen für die öffentliche Bestellung und Vereidigung

§ 1 Bestellungsgrundlage
Die Industrie- und Handelskammer bestellt gemäß § 36 Gewerbeordnung auf Antrag Sach-
verständige für bestimmte Sachgebiete nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

§ 2 Öffentliche Bestellung
(1) Die öffentliche Bestellung hat den Zweck, Gerichten, Behörden und der Öffentlichkeit 

besonders sachkundige und persönlich geeignete Sachverständige zur Verfügung zu 
stellen, deren Aussagen besonders glaubhaft sind.

(2) Die öffentliche Bestellung umfasst die Erstattung von Gutachten und andere Sach-
verständigenleistungen wie Beratungen, Überwachungen, Prüfungen, Erteilung von 
Bescheinigungen sowie schiedsgutachterliche und schiedsrichterliche Tätigkeiten.

(3) Die öffentliche Bestellung kann inhaltlich beschränkt und mit Auflagen verbunde 
werden. Auflagen können auch nachträglich erteilt werden.

(4) Die öffentliche Bestellung wird auf 5 Jahre befristet. Bei einer erstmaligen Bestellung 
und in begründeten Ausnahmefällen, insbesondere bei Zweifeln über die Fortdauer der 
persönlichen oder fachlichen Eignung des Sachverständigen, kann die Frist von 5 Jahren 
unterschritten werden.

(5) Die öffentliche Bestellung erfolgt durch schriftlichen Bescheid (Bestellungsbescheid).
(6) Die Tätigkeit des öffentlich bestellten Sachverständigen ist nicht auf den Bezirk der 

Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt beschränkt.

§ 3 Bestellungsvoraussetzungen
(1) Ein Sachverständiger ist auf Antrag öffentlich zu bestellen, wenn die nachfolgenden 

Voraussetzungen vorliegen. Für das beantragte Sachgebiet muss ein Bedarf an Sachver-
ständigenleistungen bestehen. Die Sachgebiete und die Bestellungsvoraussetzungen für 
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das einzelne Sachgebiet werden durch die Industrie- und Handelskammer bestimmt.
(2) Voraussetzung für die öffentliche Bestellung des Antragstellers ist, dass 

a) er eine Niederlassung als Sachverständiger im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
unterhält;

b) er über ausreichende Lebens- und Berufserfahrung verfügt;
c) keine Bedenken gegen seine Eignung bestehen;
d) er erheblich über dem Durchschnitt liegende Fachkenntnisse, praktische Erfahrungen 

und die Fähigkeit, sowohl Gutachten zu erstatten als auch die in § 2 Abs. 2 genannten 
Leistungen zu erbringen, nachweist;

e) er über die zur Ausübung der Tätigkeit als öffentlich bestellter Sachverständiger 
erforderlichen Einrichtungen verfügt;

f) er in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt;
g) er die Gewähr für Unparteilichkeit und Unabhängigkeit sowie für die Einhaltung der 

Pflichten eines öffentlich bestellten Sachverständigen bietet;
h) er nachweist, dass er über einschlägige Kenntnisse des deutschen Rechts und die Fähig-

keit zur verständlichen Erläuterung fachlicher Feststellungen und Bewertungen verfügt;
i) er über die erforderliche körperliche und geistige Leistungsfähigkeit entsprechend 

den Anforderungen des beantragten Sachgebiets verfügt.
(3) Ein Sachverständiger, der in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis steht, kann nur öffent-

lich bestellt werden, wenn er die Voraussetzungen des Abs. 2 erfüllt und zusätzlich 
nachweist, dass
a) sein Anstellungsvertrag den Erfordernissen des Abs. 2 Buchstabe g) nicht entgegen-

steht und dass er seine Sachverständigentätigkeit persönlich ausüben kann;
b) er bei seiner Sachverständigentätigkeit im Einzelfall keinen fachlichen Weisungen 

unterliegt und seine Leistungen gemäß § 12 als von ihm selbst erstellt kennzeichnen 
kann;

c) ihn sein Arbeitgeber im erforderlichen Umfang für die Sachverständigentätigkeit 
freistellt.

§ 3 a Bestellungsvoraussetzungen für Anträge nach § 36 a GewO
(1) Für die Anerkennung von Qualifikationen des Antragstellers aus einem anderen 

Mitglieds staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gelten die Voraussetzungen von 
§ 36 a Abs. 1 und 2 GewO.

(2) Im Übrigen gelten § 3 Abs. 2 und 3.
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II. Verfahren der öffentlichen Bestellung und Vereidigung

§ 4 Zuständigkeit und Verfahren
(1) Die Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt ist zuständig, wenn die 

Nieder lassung des Sachverständigen, die den Mittelpunkt seiner Sachverständigen-
tätigkeit im Geltungsbereich des Grundgesetzes bildet, im Kammerbezirk liegt. Die 
Zuständigkeit der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt endet, wenn 
der Sachverständige die Niederlassung nach Satz 1 nicht mehr im Kammerbezirk 
unterhält.

(2) Über die öffentliche Bestellung entscheidet die Industrie- und Handelskammer nach 
Anhörung der dafür bestehenden Ausschüsse und Gremien. Zur Überprüfung der 
gesetzlichen Voraussetzungen kann sie Referenzen einholen, sich vom Bewerber erstat-
tete Gutachten vorlegen lassen, Stellungnahmen fachkundiger Dritter abfragen, die Ein-
schaltung eines Fachgremiums veranlassen und weitere Erkenntnisquellen nutzen.

§ 4 a Zuständigkeit und Verfahren für Anträge nach § 36 a GewO
(1) Abweichend von § 4 Abs. 1 besteht für den Antrag eines Sachverständigen aus einem 

anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des  
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, der noch keine Niederlassung im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes unterhält, die Zuständigkeit der Industrie- und Handels -
kammer Würzburg-Schweinfurt bereits dann, wenn der Sachverständige beabsichtigt, die 
Niederlassung nach § 4 Abs. 1 S. 1 im Kammerbezirk zu begründen.

(2) Für Verfahren von Antragstellern mit Qualifikationen aus einem anderen Mitglieds-
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum gelten die Voraussetzungen in § 36 a Abs. 3 
und 4 GewO.

§ 5 Vereidigung
(1) Der Sachverständige wird in der Weise vereidigt, dass der Präsident oder ein Beauftragter 

der Industrie- und Handelskammer an ihn die Worte richtet: „Sie schwören, dass Sie 
die Aufgaben eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen unabhängig, 
weisungsfrei, persönlich, gewissenhaft und unparteiisch erfüllen und die von Ihnen 
angeforderten Gutachten entsprechend nach bestem Wissen und Gewissen erstatten 
werden.“ und der Sachverständige hierauf die Worte spricht: „Ich schwöre es, so wahr 
mir Gott helfe.“ Der Sachverständige soll bei der Eidesleistung die rechte Hand erheben. 
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Über die Vereidigung ist eine Niederschrift zu fertigen, die auch vom Sachverständigen 
zu unterschreiben ist.

(2) Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.
(3) Gibt der Sachverständige an, dass er aus Glaubens- oder Gewissensgründen keinen Eid 

leisten wolle, so hat er eine Bekräftigung abzugeben. Diese Bekräftigung steht dem Eid 
gleich; hierauf ist der Verpflichtete hinzuweisen. Die Bekräftigung wird in der Weise 
abgegeben, dass der Präsident oder ein Beauftragter der Industrie- und Handelskammer 

 die Worte vorspricht: „Sie bekräftigen im Bewusstsein Ihrer Verantwortung, dass Sie 
die Aufgaben eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen unabhängig, 
weisungsfrei, persönlich, gewissenhaft und unparteiisch erfüllen und die von Ihnen 
angeforderten Gutachten entsprechend nach bestem Wissen und Gewissen erstatten 
werden.” und der Sachverständige hierauf die Worte spricht: „Ich bekräftige es”.

(4) Im Falle einer erneuten Bestellung oder einer Änderung oder Erweiterung des Sachgebiets 
einer bestehenden Bestellung genügt statt der Eidesleistung oder Bekräftigung die Bezug-
nahme auf den früher geleisteten Eid oder die früher geleistete Bekräftigung.

(5) Die Vereidigung durch die Industrie- und Handelskammer ist eine allgemeine Vereidigung 
im Sinne von § 79 Abs. 3 Strafprozessordnung, § 410 Abs. 2 Zivilprozessordnung.

§ 6 Aushändigung von Bestellungsurkunde, Rundstempel, Ausweis und   
Sachverständigenordnung
(1) Der Sachverständige erhält mit der öffentlichen Bestellung neben dem Bestellungs-

bescheid auch eine Bestellungsurkunde, den Rundstempel, den Ausweis, die Sach-
verständigenordnung und die dazu ergangenen Richtlinien. Bestellungsurkunde, 
Rundstempel und Ausweis bleiben Eigentum der Industrie- und Handelskammer 
Würzburg-Schweinfurt.

(2) Über die öffentliche Bestellung und Vereidigung und die Aushändigung der in Abs. 1 
genannten Gegenstände ist eine Niederschrift zu fertigen, die auch vom Sachver-
ständigen zu unterschreiben ist.

§ 7 Bekanntmachung
Die Industrie- und Handelskammer macht die öffentliche Bestellung und Vereidigung des 
Sachverständigen in der „Wirtschaft in Mainfranken“ bekannt. Name, Adresse, Kommunikations-
mittel und Sachgebietsbezeichnung des Sachverständigen können durch die Industrie- und 
Handelskammer oder einem von ihr beauftragten Dritten gespeichert und in Listen oder auf 
sonstigen Datenträgern veröffentlicht und auf Anfrage jedermann zur Verfügung gestellt 
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werden. Eine Veröffentlichung im Internet kann erfolgen, wenn der Sachverständige zu-
gestimmt hat.

III. Pflichten des öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen

§ 8 Unabhängige, weisungsfreie, gewissenhafte und unparteiische Aufgabenerfüllung
(1) Der Sachverständige darf sich bei der Erbringung seiner Leistungen keiner Einfluss-

nahme aussetzen, die seine Vertrauenswürdigkeit und die Glaubhaftigkeit seiner Aus-
sagen gefährdet (Unabhängigkeit).

(2) Der Sachverständige darf keine Verpflichtungen eingehen, die geeignet sind, seine 
tatsächlichen Feststellungen und Beurteilungen zu verfälschen (Weisungsfreiheit).

(3) Der Sachverständige hat seine Aufträge unter Berücksichtigung des aktuellen Standes 
von Wissenschaft, Technik und Erfahrung mit der Sorgfalt eines ordentlichen Sachver-
ständigen zu erledigen. Die tatsächlichen Grundlagen seiner fachlichen Beurteilungen 
sind sorgfältig zu ermitteln und die Ergebnisse nachvollziehbar zu begründen. Er hat 
in der Regel die von den Industrie- und Handelskammern herausgegebenen Mindest-
anforderungen an Gutachten und sonstigen von den Industrie- und Handelskammern 
herausgegebenen Richtlinien zu beachten (Gewissenhaftigkeit). 

(4) Der Sachverständige hat bei der Erbringung seiner Leistung stets darauf zu achten, dass 
er sich nicht der Besorgnis der Befangenheit aussetzt. Er hat bei der Vorbereitung und 
Erarbeitung seines Gutachtens strikte Neutralität zu wahren, muss die gestellten Fragen 
objektiv und unvoreingenommen beantworten (Unparteilichkeit).

 Insbesondere darf der Sachverständige nicht
• Gutachten in eigener Sache oder für Objekte und Leistungen seines Dienstherren 

oder Arbeitgebers erstatten.
• Gegenstände erwerben oder zum Erwerb vermitteln, eine Sanierung oder Regulierung 

der Objekte durchführen, über die er ein Gutachten erstellt hat, es sei denn, er erhält 
den entsprechenden Folgeauftrag nach Beendigung des Gutachtenauftrags und 
seine Glaubwürdigkeit wird durch die Übernahme dieser Tätigkeiten nicht infrage 
gestellt.

§ 9 Persönliche Aufgabenerfüllung und Beschäftigung von Hilfskräften
(1) Der Sachverständige hat die von ihm angeforderten Leistungen unter Anwendung der ihm 

zuerkannten Sachkunde in eigener Person zu erbringen (persönliche Aufgabenerfüllung).
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(2) Der Sachverständige darf Hilfskräfte nur zur Vorbereitung seiner Leistung und nur inso-
weit beschäftigen, als er ihre Mitarbeit ordnungsgemäß überwachen kann; der Umfang 
der Tätigkeit der Hilfskraft ist kenntlich zu machen, soweit es sich nicht um Hilfsdienste 
von untergeordneter Bedeutung handelt.

(3) Hilfskraft ist, wer den Sachverständigen bei der Erbringung seiner Leistung nach dessen 
Weisungen auf dem Sachgebiet unterstützt.

§ 10 Verpflichtung zur Gutachtenerstattung
(1) Der Sachverständige ist zur Erstattung von Gutachten für Gerichte und Verwaltungs-

behörden nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet.
(2) Der Sachverständige ist zur Erstattung von Gutachten und zur Erbringung sonstiger 

Leistungen i.S.v. § 2 Abs. 2 auch gegenüber anderen Auftraggebern verpflichtet. Er kann 
jedoch die Übernahme eines Auftrags verweigern, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; 
die Ablehnung des Auftrags ist dem Auftraggeber unverzüglich zu erklären.

§ 11 Form der Gutachtenerstattung; gemeinschaftliche Leistungen
(1) Soweit der Sachverständige mit seinem Auftraggeber keine andere Form vereinbart 

hat, erbringt er seine Leistungen in Schriftform oder in elektronischer Form. Erbringt er 
sie in elektronischer Form, trägt er für eine der Schriftform gleichwertige Fälschungs-
sicherheit Sorge.

(2) Erbringen Sachverständige eine Leistung gemeinsam, muss zweifelsfrei erkennbar sein, 
welcher Sachverständige für welche Teile verantwortlich ist. Leistungen in schriftlicher 
oder elektronischer Form müssen von allen beteiligten Sachver ständigen unterschrieben 
oder elektronisch gekennzeichnet werden. § 12 gilt entsprechend.

(3) Übernimmt ein Sachverständiger Leistungen Dritter, muss er darauf hinweisen.

§ 12 Bezeichnung als „öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger”
(1) Der Sachverständige hat bei Leistungen im Sinne von § 2 Abs. 2 in schriftlicher oder elekt-

ronischer Form auf dem Sachgebiet, für das er öffentlich bestellt ist, die Bezeichnung „von 
der Industrie- und Handelskammer öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger 
für ...“ zu führen und seinen Rundstempel zu verwenden. Gleichzeitig hat er auf die Zu-
ständigkeit der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt hinzuweisen.

(2) Unter die in Abs. 1 genannten Leistungen darf der Sachverständige nur seine Unter-
schrift und seinen Rundstempel setzen. Im Fall der elektronischen Übermittlung ist die 
qualifizierte elektronische Signatur zu verwenden.
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(3) Bei Sachverständigenleistungen auf anderen Sachgebieten darf der Sachverständige 
nicht in wettbewerbswidriger Weise auf seine öffentliche Bestellung hinweisen oder 
hinweisen lassen.

§ 13 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten
(1) Der Sachverständige hat über jede von ihm angeforderte Leistung Aufzeichnungen zu 

machen. Aus diesen müssen ersichtlich sein:
a) der Name des Auftraggebers,
b) der Tag, an dem der Auftrag erteilt worden ist,
c) der Gegenstand des Auftrags und
d) der Tag, an dem die Leistung erbracht oder die Gründe, aus denen sie nicht erbracht 

worden ist.
(2) Der Sachverständige ist verpflichtet,

a) die Aufzeichnungen nach Abs. 1,
b) ein vollständiges Exemplar des Gutachtens oder eines entsprechenden Ergebnis-

nachweises einer sonstigen Leistung nach § 2 Abs. 2 und
c) die sonstigen schriftlichen Unterlagen, die sich auf seine Tätigkeit als Sachverständiger 

beziehen, mindestens 10 Jahre lang aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt 
mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die Aufzeichnungen zu machen oder die 
Unterlagen entstanden sind.

(3) Werden die Dokumente gemäß Abs. 2 auf Datenträgern gespeichert, muss der Sach-
verständige sicherstellen, dass die Daten während der Dauer der Aufbewahrungsfrist 
verfügbar sind und jederzeit innerhalb angemessener Frist lesbar gemacht werden 
können. Er muss weiterhin sicherstellen, dass die Daten sämtlicher Unterlagen nach 
Abs. 2 nicht nachträglich geändert werden können. 

§ 14 Haftungsausschluss; Haftpflichtversicherung
(1) Der Sachverständige darf seine Haftung für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit nicht aus-

schließen oder beschränken.
(2) Der Sachverständige soll eine Haftpflichtversicherung in angemessener Höhe abschließen 

und während der Zeit der Bestellung aufrechterhalten. Er soll sie in regelmäßigen Ab-
ständen auf Angemessenheit überprüfen.
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§ 15 Schweigepflicht
(1) Dem Sachverständigen ist untersagt, bei der Ausübung seiner Tätigkeit erlangte Kennt-

nisse Dritten unbefugt mitzuteilen oder zum Schaden anderer oder zu seinem oder zum 
Nutzen anderer unbefugt zu verwerten.

(2) Der Sachverständige hat seine Mitarbeiter zur Beachtung der Schweigepflicht zu ver-
pflichten.

(3) Die Schweigepflicht des Sachverständigen erstreckt sich nicht auf die Anzeige- und 
Auskunftspflichten nach §§ 19 und 20.

(4) Die Schweigepflicht des Sachverständigen besteht über die Beendigung des Auftrags-
verhältnisses hinaus. Sie gilt auch für die Zeit nach dem Erlöschen der öffentlichen 
Bestellung.

§ 16 Fortbildungspflicht und Erfahrungsaustausch
Der Sachverständige hat sich auf dem Sachgebiet, für das er öffentlich bestellt und vereidigt 
ist, im erforderlichen Umfang fortzubilden und den notwendigen Erfahrungsaustausch zu 
pflegen. Er hat der IHK regelmäßig geeignete Nachweise darüber vorzulegen.

§ 17 Haupt- und Zweigniederlassung
(entfallen)

§ 18 Werbung
Werbung des öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen muss seiner besonderen 
Stellung und Verantwortung gerecht werden.

§ 19 Anzeigepflichten
Der Sachverständige hat der Industrie- und Handelskammer unverzüglich anzuzeigen:

a) die Änderung seiner nach § 4 Abs. 1 S. 1 die örtliche Zuständigkeit begründenden 
Niederlassung und die Änderung seines Wohnsitzes;

b) die Errichtung und tatsächliche Inbetriebnahme oder Schließung einer Niederlassung;
c) die Änderung seiner oder die Aufnahme einer weiteren beruflichen oder gewerblichen 

Tätigkeit, insbesondere den Eintritt in ein Arbeits- oder Dienstverhältnis;
d) die voraussichtlich länger als drei Monate dauernde Verhinderung an oder Einschrän-

kung bei der Ausübung seiner Tätigkeit als Sachverständiger, insbesondere auch auf-
grund einer Beeinträchtigung seiner körperlichen oder geistigen Leistungsfähigkeit.

e) den Verlust der Bestellungsurkunde, des Ausweises oder des Rundstempels;
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f) die Abgabe der Vermögensauskunft gemäß § 802 Zivilprozessordnung und den Erlass 
eines Haftbefehls zur Erzwingung der Abgabe der Vermögensauskunft gemäß § 802 g 
Zivilprozessordnung;

g) die Stellung des Antrages auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über sein Ver-
mögen oder das Vermögen einer Gesellschaft, deren Vorstand, Geschäftsführer oder 
Gesellschafter er ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens und die Abweisung der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse;

h) den Erlass eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, die Erhebung der öffentlichen 
Klage und den Ausgang des Verfahrens in Strafverfahren, wenn der Tatvorwurf auf 
eine Verletzung von Pflichten schließen lässt, die bei der Ausübung der Sachver-
ständigentätigkeit zu beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zweifel 
an der persönlichen Eignung oder besonderen Sachkunde des Sachverständigen 
hervorzurufen;

i) die Gründung von Zusammenschlüssen nach § 21 oder den Eintritt in einen solchen 
Zusammenschluss.

§ 20 Auskunftspflichten, Überlassung von Unterlagen
(1) Der Sachverständige hat auf Verlangen der Industrie- und Handelskammer die zur 

Überwachung seiner Tätigkeit und der Einhaltung seiner Pflichten sowie zur Prüfung 
seiner Eignung erforderlichen mündlichen oder schriftlichen Auskünfte innerhalb der 
gesetzten Frist und unentgeltlich zu erteilen und angeforderte Unterlagen vorzulegen. 
Er kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen seiner Angehörigen (§ 52 Strafprozessordnung) der Gefahr strafrechtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aus-
setzen würde.

(2) Der Sachverständige hat auf Verlangen der Industrie- und Handelskammer die auf-
bewahrungspflichtigen Unterlagen (§ 13) in deren Räumen vorzulegen und angemessene 
Zeit zu überlassen.

§ 21 Zusammenschlüsse
Der Sachverständige darf sich zur Ausübung seiner Sachverständigentätigkeit mit anderen 
Personen in jeder Rechtsform zusammenschließen. Dabei hat er darauf zu achten, dass seine 
Glaubwürdigkeit, sein Ansehen in der Öffentlichkeit und die Einhaltung seiner Pflichten nach 
dieser Sachverständigenordnung gewährleistet sind.
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IV. Erlöschen der öffentlichen Bestellung

§ 22 Erlöschen der öffentlichen Bestellung
(1) Die öffentliche Bestellung erlischt, wenn

a) der Sachverständige gegenüber der Industrie- und Handelskammer erklärt, dass er 
nicht mehr als öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger tätig sein will;

b) der Sachverständige keine Niederlassung mehr im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
unterhält;

c) die Zeit, für die der Sachverständige öffentlich bestellt ist, abläuft;
d) die Industrie- und Handelskammer die öffentliche Bestellung zurücknimmt oder  

widerruft.
(2) Die Industrie- und Handelskammer macht das Erlöschen der Bestellung in der „Wirt-

schaft in Mainfranken“ bekannt.

§ 23 Rücknahme; Widerruf
Rücknahme und Widerruf der öffentlichen Bestellung richten sich nach den Bestimmungen 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Freistaates Bayern (Bay RS S. 2010-1-I).

§ 24 Rückgabepflicht von Bestellungsurkunde, Ausweis und Stempel
Der Sachverständige hat nach Erlöschen der öffentlichen Bestellung der Industrie- und 
Handelskammer Bestellungsurkunde, Ausweis und Rundstempel zurückzugeben.

V. Vorschriften über die öffentliche Bestellung und Vereidigung sonstiger Personen

§ 25 Entsprechende Anwendung
Diese Vorschriften sind entsprechend auf die öffentliche Bestellung und Vereidigung von 
besonders geeigneten Personen anzuwenden, die auf den Gebieten der Wirtschaft

a) bestimmte Tatsachen in Bezug auf Sachen, insbesondere die Beschaffenheit, Menge, 
Gewicht oder richtige Verpackung von Waren feststellen oder

b) die ordnungsgemäße Vornahme bestimmter Tätigkeiten überprüfen, soweit hierfür 
nicht besondere Vorschriften erlassen worden sind.
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VI. Ergänzende Regelungen für die von den Regierungen öffentlich 
bestellten Sachverständigen, die im Bezirk der Industrie- und Handels-
kammer Würzburg-Schweinfurt ihre Hauptniederlassung haben

§ 25 a Fortgeltung der öffentlichen Bestellung 
Sachverständige, die von einer Regierung nach dem Sachverständigengesetz öffentlich bestellt 
wurden, bleiben weiterhin von dieser Regierung öffentlich bestellt. Die von einer Regierung 
ausgegebenen Bestellungsurkunden, die Stempel und die Ausweise behalten ihre Gültigkeit. 

§ 25 b Erlöschen der öffentlichen Bestellung bei Sachverständigen, 
die von einer Regierung öffentlich bestellt wurden
Das Erlöschen der öffentlichen Bestellung eines von einer Regierung bestellten Sachver-
ständigen bestimmt sich nach Art. 10 Abs. 2 Nr. 4 AGIHKG.

§ 26 Inkrafttreten
Diese Sachverständigenordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sach-
verständigenordnung der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt vom 
12. Juli 1995 außer Kraft. 
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Ergänzende Vorschriften für Schiffseichaufnehmer zur 
Sachverständigenordnung der IHK Würzburg-Schweinfurt

vom 11. Oktober 1989 („Mainfränkische Wirtschaft“ 1989, Heft 11, S. 46)

§ 1
(1) Der Schiffseichaufnehmer hat die Eichaufnahme persönlich durchzuführen.
(2) Er hat sich vor Beginn der Eichaufnahme davon zu überzeugen, dass die Eichskalen, 

Eichmarken und Eichplatten (Eichzeichen) in vorschriftsmäßigem Zustand sind.
(3) Er darf die Eichaufnahme nur durchführen, wenn ihm ein gültiger Eichschein oder eine 

beglaubigte Abschrift oder Fotokopie derselben vorgelegt wird.
(4) Eine Leereiche darf er ferner nur durchführen, wenn ihm zuvor die Luken der Laderäume 

durch den Schiffer oder die Schiffsmannschaft zugänglich gemacht worden sind und er 
sich davon überzeugt hat, dass die Laderäume leer sind.

(5) Er hat bei jeder Eichaufnahme alle den Tiefgang des Schiffes verändernden Umstände zu 
berücksichtigen.

§ 2
(1) Der Schiffseichaufnehmer hat dem Auftraggeber über das Ergebnis der Eichaufnahme 

eine Bescheinigung auszuhändigen. Aus dieser müssen hervorgehen:
a) Name und Anschrift des Schiffseichaufnehmers.
b) Name und Anschrift des Auftraggebers.
c) Name des Schiffes und des Schiffers.
d) Die Art und Ladung des Schiffes.
e) Die Nummer des Eichscheines, der Tag seiner Ausfertigung und der Tag des Ablaufs 

seiner Gültigkeit.
f) Die der Ladehöhe laut Eichschein entsprechende Tragfähigkeit des Schiffes.
g) Die bei der Eichaufnahme festgestellten Maße in Zentimetern sowie der daraus 

ermittelte durchschnittliche Tiefgang des Schiffes.
h) Der Unterschied zwischen der Wasserverdrängung durch das Schiff, die dem durch-

schnittlichen Tiefgang bei Beginn der Einladung (Ausladung), und der Wasser-
verdrängung, die dem durchschnittlichen Tiefgang bei Beendigung der Einladung 
(Ausladung) entspricht, anhand der im Eichschein enthaltenen Angaben.

i) Die Berechnung des Gewichtes der Ladung des Schiffes.
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j) Gegebenenfalls, dass die Eichskalen, Eichmarken oder Eichplatten (Eichzeichen) nicht 
in vorschriftsmäßigem Zustand sind (§ 1 Abs. 2).

k) Gegebenenfalls, dass die Wasserführung des Schiffes geprüft worden ist (§ 1 Abs. 5).
l) Gegebenenfalls, dass dem Ersuchen des Schiffseichaufnehmers um Hilfeleistung bei 

der Eichaufnahme während der Hafenarbeitszeit einschließlich der Ruhepausen 
durch den Schiffer oder die Schiffsmannschaft nicht Folge geleistet worden ist.

(2) Der Schiffseichaufnehmer hat die Bescheinigung über das Ergebnis der Eichaufnahme 
zu unterschreiben und mit dem von der Kammer ausgehändigten Stempel zu versehen. 
In anderen Fällen ist ihm die Führung des Stempels untersagt.

(3) Die Kammer kann verlangen, dass der Schiffseichaufnehmer für die Erteilung der 
Bescheinigung ein bestimmtes Muster verwendet.

§ 3
Der Schiffseichaufnehmer hat

a) Abschriften der Bescheinigungen über Eichaufnahmen (§ 2)
und
b) die sonstigen schriftlichen Unterlagen, die sich auf seine Tätigkeit als Schiffseich-

aufnehmer beziehen, sieben Jahre aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt 
mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die Abschriften der Bescheinigungen 
oder die sonstigen Unterlagen aufzubewahren sind.

§ 4
Diese ergänzenden Vorschriften für Schiffseichaufnehmer zur Sachverständigenordnung 
treten 14 Tage nach ihrer Veröffentlichung in der „Mainfränkischen Wirtschaft“ in Kraft.
Gleichzeitig treten die Vorschriften der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt  
über die öffentliche Bestellung und Vereidigung von Schiffseichaufnehmern vom 14. Januar 
1964 außer Kraft.
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Schiedsgerichtsordnung der IHK Würzburg-Schweinfurt

vom 8. Dezember 1965 („Mitteilungsblatt“ 1965, S. 374),
geändert am 16. September 1985 („Mainfränkische Wirtschaft“ 1985, Heft 10, S. 4)

§ 1 Zuständigkeit
Das Schiedsgericht der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt entscheidet 
unter Ausschluss des ordentlichen Rechtweges über bürgerliche Rechtsstreitigkeiten jeder 
Art, sofern die Zuständigkeit dieses Schiedsgerichts zwischen den Parteien vereinbart 
worden ist. Wenigstens eine Partei muss ihren Sitz oder Wohnsitz im Bezirk der Industrie- 
und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt haben.

§ 2 Einleitung des Verfahrens
Der Antrag auf schiedsgerichtliche Entscheidung ist in vierfacher Ausführung an die 
Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt zu richten. Er hat den Klageantrag 
und eine Darstellung des Sachverhalts zu enthalten. Beizufügen ist eine von beiden Seiten 
unterzeichnete Urkunde, aus der sich ergibt, dass die Zuständigkeit des Schiedsgerichts zur 
Bereinigung des in Frage stehenden Rechtsverhältnisses zwischen den Parteien unter Aus-
schluss des Rechtsweges vereinbart ist und dass sich die Parteien dieser Schiedsgerichts-
ordnung und dem Spruch des Schiedsgerichts unterwerfen.

§ 3 Zusammensetzung des Schiedsgerichts
(1) Das Schiedsgericht besteht aus einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern.
(2) Der Vorsitzende ist berechtigt, ohne Hinzuziehung von Beisitzern zu entscheiden, wenn 

sich beide Parteien damit einverstanden erklären.

§ 4 Bestellung der Schiedsrichter
Der Vorsitzende des Schiedsgerichts wird von der Industrie- und Handelskammer bestimmt. 
Die Beisitzer können von den Parteien ernannt werden. Jede Partei kann aber auch die 
Industrie- und Handelskammer bitten, ihrerseits einen Schiedsrichter zu ernennen, soweit im 
Schiedsvertrag nichts anderes vereinbart ist. Wird hiervon Gebrauch gemacht, hat der Kläger 
den Beklagten schriftlich aufzufordern, innerhalb einer bestimmten Frist einen Schiedsrichter 
zu ernennen; die Frist muss, wenn der Beklagte im Bezirk der Industrie- und Handelskam-
mer ansässig ist, mindestens acht Werktage, andernfalls mindestens 14 Werktage betragen. 
Die Fristsetzung muss die Mitteilung enthalten, dass der Kläger nach erfolglosem Ablauf 



Dienstleistungen20

der Frist die Ernennung eines Schiedsrichters durch die Industrie- und Handelskammer 
be antragen wird. Etwaige Formmängel werden, wenn der Beklagte seinen Schiedsrichter 
ernannt hat, hinfällig. Ernennt der Beklagte den Schiedsrichter nicht oder nicht fristgemäß, 
so bestimmt die Industrie- und Handelskammer auf Antrag des Klägers für den Beklagten 
einen Schiedsrichter.

§ 5 Ablehnung von Schiedsrichtern
Ein Schiedsrichter kann aus denselben Gründen und unter denselben Voraussetzungen 
abgelehnt werden, welche zur Ablehnung eines Richters berechtigen. Über das Ablehnungs-
gesuch entscheidet das zuständige ordentliche Gericht.

§ 6 Prüfung der Zuständigkeit
Vor Eintritt in die Verhandlung hat das Schiedsgericht seine Zuständigkeit zu prüfen. Die 
Einleitung des Verfahrens kann von dem Schiedsgericht ohne Angabe von Gründen ab-
gelehnt werden.

§ 7 Verfahren
(1) Aufgabe des Schiedsgerichts ist es, den Sach- und Streitstand festzustellen, die Streitig-

keiten nach Möglichkeit durch Herbeiführung eines Vergleichs zu schlichten oder, sofern 
ein solcher nicht zustande kommt, eine Entscheidung im Wege eines Schiedsspruchs zu 
erlassen.

(2) Das Verfahren des Schiedsgerichts richtet sich nach den zwingenden Vorschriften der 
Zivilprozessordnung; im übrigen wird es vom Schiedsgericht nach eigenem Ermessen 
geregelt.

(3) Dem Schiedsgericht steht es frei, von den Parteien schriftliche Darlegungen und 
Erklärungen zu fordern, sie zu mündlicher Verhandlung vorzuladen, Zeugen und 
Sach verständige uneidlich zu vernehmen sowie alle zur Ermittlung des Sachverhalts 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen.

(4) Die Verhandlungen sind nicht öffentlich. An den Verhandlungen des Schiedsgerichts 
nimmt ein Angestellter der Industrie- und Handelskammer, der die Befähigung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst besitzt, beratend teil.

(5) Erscheint in einem zur mündlichen Verhandlung bestimmten Termin trotz rechtzeitiger 
Ladung weder die Partei noch ein von ihr bestellter Vertreter, so darf das Schiedsgericht 
annehmen, dass die Partei weitere Erklärungen nicht abzugeben hat.

(6) Die Vertretung der Partei durch Bevollmächtigte ist zulässig.
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(7) Das Schiedsgericht ist berechtigt, in jedem Stadium des Verfahrens die Fällung des 
Schiedsspruchs auch ohne Angabe von Gründen abzulehnen.

(8) Für die nach der Zivilprozessordnung erforderlichen richterlichen Maßnahmen sind die 
ordentlichen Gerichte zuständig.

§ 8 Vorsitz
(1) Der Vorsitzende des Schiedsgerichts leitet die Verhandlungen und bestimmt die 

Sitzungstermine. Er führt den laufenden Schriftwechsel und macht den Schiedsrichtern 
und Parteien schriftlich über Ort, Tag und Stunde der Sitzung Mitteilung.

(2) Über das Ergebnis der Verhandlungen ist ein kurzes Protokoll zu führen, das von dem 
Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.

§ 9 Schiedsspruch
(1) Erachtet das Schiedsgericht den Sachverhalt für ausreichend geklärt, so hat es ohne 

Verzug den Schiedsspruch im Rahmen der gestellten Anträge zu erlassen, d.h. nach 
seiner gewissenhaften Überzeugung zu bestimmen, was unter den Parteien in bezug auf 
ihren Streit rechtens sein soll.

(2) Der Schiedsspruch ist unter Angabe des Tages der Abfassung von den Schiedsrichtern 
zu unterschreiben, den Parteien in einer von den Schiedsrichtern unterschriebenen Aus-
fertigung zuzustellen und unter Beifügung der Beurkundung der Zustellung auf der 
Geschäftsstelle des zuständigen Gerichts niederzulegen.

(3) Nach Fällung eines Schiedsspruchs und Niederlegung desselben, ebenso nach Abschluss ei-
nes Schiedsvergleichs unter Beachtung der §§ 1042, 1044 a ZPO sind die Parteien berechtigt, 
vor dem zuständigen ordentlichen Gericht Antrag auf Vollstreckbarerklärung zu stellen.

§ 10 Kosten des Verfahrens
(1) Das Schiedsgericht bestimmt den Streitwert nach den Berechnungsgrundsätzen der Zivil-

prozessordnung und des Gerichtskostengesetzes. Die Kosten des Schiedsgerichtsverfahrens 
richten sich nach dem Wert des Streitgegenstandes. Sie bestehen in Gebühren und Auslagen.

(2) Als Gebühren werden erhoben
 für die ersten 10.000 DM (= 5.112,92 Euro) 5 Prozent des Streitwertes
 für die zweiten 10.000 DM (= 5.112,92 Euro) 4 Prozent des Streitwertes
 für die nächsten 80.000 DM (= 40.903,36 Euro) 3 Prozent des Streitwertes
 für den darüber hinaus gehenden Streitwert 1 Prozent des Streitwertes.
 Die Mindestgebühr beträgt 500 DM (= 255,65 Euro).
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(3) Erfordert die Erledigung der Streitsache einen über das durchschnittliche Maß hinaus-
gehenden Zeit- und Arbeitsaufwand, insbesondere eine umfangreiche Beweisaufnahme, 
so kann das Schiedsgericht die Gebühren angemessen erhöhen.

(4) Neben den Schiedsgerichtsgebühren wird ein Auslagenpauschsatz für Schreibgebühren, 
Porto, Zustellungskosten und andere Aufwendungen erhoben, der sich im allgemeinen 
auf 10 Prozent der schiedsgerichtlichen Gebühren beläuft. Die Mindestgebühr beträgt 
100 DM (= 51,13 Euro).

(5) Wird die Klage zurückgezogen oder der Streit durch Vergleich erledigt oder das Ver-
fahren nach § 7 Abs. 7 abgebrochen, so bleibt es dem Ermessen des Schiedsgerichts 
überlassen, die Gebühr zu ermäßigen.

(6) Über die Tragung der Kosten des Schiedsgerichtsverfahrens durch die Parteien erkennt 
das Schiedsgericht zugleich mit der Hauptentscheidung. Der Industrie- und Handels-
kammer gegenüber haften stets beide Parteien gesamtschuldnerisch für die Kosten des 
Verfahrens, unbeschadet eines etwaigen Erstattungsanspruchs gegen die andere Partei.  
Eine Entscheidung über außergerichtliche Kosten ergeht nicht. Die Parteien können 
vereinbaren, dass die Kosten der Vertretung sich nach den Grundsätzen der Zivil-
prozessordnung regeln.

(7) Das Schiedsgericht kann die Eröffnung des Verfahrens oder seine Fortführung von der 
Zahlung eines an die Industrie- und Handelskammer zu entrichtenden angemessenen 
Kostenvorschusses abhängig machen.

(8) Von den Gebühren erhält der Vorsitzende 40 Prozent, die beiden Beisitzer je 30 Prozent. 
Das Schiedsgericht kann eine andere Verteilung vornehmen.

§ 11 Aufbewahrung des Schiedsspruchs und der Akten
Eine Abschrift des Schiedsspruchs und die Akten des Vorsitzenden des Schiedsgerichts 
verbleiben bei der Industrie- und Handelskammer.

§ 12 Inkrafttreten
Diese Schiedsgerichtsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im „Mitteilungsblatt“ 
der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt in Kraft.
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Richtlinien des Präsidiums über die Bestimmung der Vorsitzenden und 
Beisitzer von Schiedsgerichten gemäß § 4 Schiedsgerichtsordnung

vom 8. Dezember 1965 („Mitteilungsblatt“ 1965, S. 375)

(1) Der Vorsitzende des Schiedsgerichts soll in der Regel ein Volljurist mit großer Erfahrung 
in wirtschaftlichen Streitigkeiten oder ein Wirtschaftsprüfer oder ein Angehöriger der 
wirtschaftsberatenden Berufe sein.

 Außerdem kann grundsätzlich auch ein kammerzugehöriger Unternehmer, der sich dazu 
bereit erklärt, den Vorsitz übernehmen.

(2) Der Vorsitzende des Schiedsgerichts soll in der Regel aus einer Liste ausgewählt werden,  
die das Präsidium auf Vorschlag der Geschäftsführung aufstellt und nach Bedarf 
ergänzt.

(3) In besonderen Fällen, die Spezialkenntnisse erfordern oder in denen aus anderen Gründen 
die Berufung eines Vorsitzenden ratsam erscheint, der außerhalb des Kammerbezirks 
wohnt, kann von der Regel abgewichen werden.

(4) Sofern die Beisitzer nicht von den Parteien bestellt werden, gilt Ziffer 1 für die 
Bestimmung von Beisitzern durch die Industrie- und Handelskammer entsprechend.
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Verordnung über Einigungsstellen zur Beilegung bürgerlicher Rechts -
streitigkeiten aufgrund des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb

(Einigungsstellenverordnung – EinigungsV) vom 17. Mai 1988 (GVBl. S. 115),
zuletzt geändert am 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286)

Auf Grund von § 15 Abs. 1 und 11 Satz 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juli 2004 (BGBl I S. 1414) erlässt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1 Errichtung und Geschäftsführung
(1) Bei den Industrie- und Handelskammern werden Einigungsstellen zur Beilegung bürger-

licher Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch auf Grund des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb geltend gemacht wird, errichtet.

(2) Die Industrie- und Handelskammern führen die Geschäfte der Einigungsstellen.

§ 2 Aufsicht
Die Aufsicht über die Einigungsstellen übt das Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, 
Energie und Technologie (Aufsichtsbehörde) aus.

§ 3 Besetzung
(1) Die Einigungsstellen entscheiden in der Besetzung mit einer vorsitzenden Person und 

zwei beisitzenden Personen.
(2) Die Industrie- und Handelskammer beruft nach Anhörung der beteiligten Hand-

werkskammern und der in Bayern errichteten, mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Verbraucher organisationen auf die Dauer von fünf Jahren die vorsitzende Person und 
mindestens eine Person, die diese vertritt. Sie kann die Berufung zurücknehmen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt.

(3) Die Industrie- und Handelskammer beruft sachkundige Unternehmer und Verbraucher auf 
die Dauer von fünf Jahren als beisitzende Personen. Als Unternehmer gelten auch Mitglieder 
vertretungsberechtigter Organe, Prokuristen und Handlungsbevollmächtigte. Die Industrie- 
und Handelskammer hat bei der Erstellung der Liste der beisitzenden Personen Vorschläge 
der beteiligten Handwerkskammern und der in Bayern errichteten, mit öffentlichen Mitteln 
geförderten Verbraucherschutzorganisationen einzuholen und zu berücksichtigen.
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(4) Die Liste der beisitzenden Personen ist im Mitteilungsblatt der Industrie- und Handels-
kammer bekanntzumachen und in der Geschäftsstelle zur Einsicht aufzulegen.

§ 4 Anträge
Anträge sind schriftlich mit Begründung in fünffacher Fertigung unter Bezeichnung der 
Beweismittel und unter Beifügung etwa vorhandener Urkunden in Urschrift oder Abschrift 
und sonstiger Beweisstücke einzureichen; sie können auch zur Niederschrift der Einigungs-
stelle gestellt werden.

§ 5 Einigungsverhandlung
(1) Die Verhandlung ist nicht öffentlich; die vorsitzende Person kann bei Vorliegen eines 

berechtigten Interesses Dritten die Anwesenheit gestatten. § 128 Abs. 1 und § 136 der 
Zivilprozessordnung (ZPO) gelten sinngemäß.

(2) Die Einigungsstelle kann Auskunftspersonen anhören, die freiwillig vor ihr erscheinen. 
Die Beeidigung solcher Personen oder einer Partei ist nicht zulässig.

§ 6 Verfahren
(1) Die vorsitzende Person bestimmt den Termin zur mündlichen Verhandlung. Die Ladungs-

frist beträgt mindestens drei Tage. Sie kann von der vorsitzenden Person abgekürzt oder 
verlängert werden, wenn erhebliche Gründe glaubhaft gemacht sind. 4§§ 214, 216 Abs. 2 
und § 224 Abs. 3 ZPO gelten entsprechend.

(2) Für das persönliche Erscheinen einer Partei gilt § 141 ZPO sinngemäß. Ordnungsgelder 
werden von der Industrie- und Handelskammer wie Beiträge eingezogen und beigetrie-
ben.

(3) Die Beschlüsse der Einigungsstelle werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Stimmenthal-
tung ist unzulässig.

(4) Für die Mitglieder der Einigungsstellen gilt die Schweigepflicht des § 43 des Deutschen 
Richtergesetzes entsprechend.

(5) Über jede Verhandlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie soll Ort und Tag der Ver-
handlung, die Bezeichnung der Beteiligten und der bei der Verhandlung mitwirkenden 
Personen, die gestellten Anträge sowie das Ergebnis der Verhandlung enthalten. Zu den 
Verhandlungen kann ein Schriftführer zugezogen werden.

(6) Die Verhandlungsniederschrift ist von der vorsitzenden Person und, sofern ein Schrift-
führer zugezogen worden ist, auch von diesem zu unterzeichnen.
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(7) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften der Zivilprozessordnung 
über Prozessbevollmächtigte und Beistände, über die Rücknahme des Antrags sowie 
über die Zustellung von Amts wegen sinngemäß.

§ 7 Vergütung und Entschädigung
(1) Die Industrie- und Handelskammer kann der vorsitzenden Person der Einigungsstelle 

eine Vergütung für ihre Tätigkeit gewähren. Die Höhe der Pauschalvergütung wird durch 
Beschluss des Präsidiums der Industrie- und Handelskammer festgesetzt. Die beisitzenden 
Personen erhalten von der Industrie- und Handelskammer auf Antrag eine Entschädigung 
entsprechend den Bestimmungen des Justizvergütungs- und Entschädigungs gesetzes 
(JVEG). Die Entschädigung setzt die vorsitzende Person fest, wenn die bei sitzende Person 
oder die Industrie- und Handelskammer eine Festsetzung beantragt.

(2) Auskunftspersonen, die mit Zustimmung der Einigungsstelle erschienen oder angehört 
worden sind, erhalten von der Industrie- und Handelskammer auf Antrag eine Ent-
schädigung entsprechend den Bestimmungen des Justizvergütungs- und Entschädi-
gungsgesetzes (JVEG). Die Entschädigung setzt die vorsitzende Person fest, wenn die 
Auskunftsperson oder die Industrie- und Handelskammer eine Festsetzung beantragt.

§ 8 Auslagen
(1) Für das Verfahren vor der Einigungsstelle werden Auslagen entsprechend den Vorschriften 

des Gerichtskostengesetzes erhoben. Die Auslagen setzt die vorsitzende Person fest, wenn 
eine Partei oder die Industrie- und Handelskammer eine Festsetzung beantragt.

(2) Über die Pflicht zur Tragung der Auslagen zwischen den Parteien entscheidet die 
Einigungsstelle unter Berücksichtigung des Sach- und Streitstandes nach billigem 
Ermessen, sofern zwischen den Parteien eine gütliche Einigung nicht zustande kommt.

(3) Die Auslagen werden von der Industrie- und Handelskammer wie Beiträge eingezogen 
und beigetrieben.

§ 9 Sofortige Beschwerde
Gegen Entscheidungen nach § 7 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 2, § 8 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 
findet die sofortige Beschwerde nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung an das für 
den Sitz der Einigungsstelle zuständige Landgericht (Kammer für Handelssachen) statt.



Dienstleistungen 27

§ 10 Schlußvorschriften
Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1988 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über 
Einigungsstellen zur Beilegung von Wettbewerbsstreitigkeiten in der gewerblichen Wirt-
schaft (BayRS 7032-2-W) außer Kraft.
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Satzung der freiwilligen Einigungsstelle für Wettbewerbsstreitigkeiten 
der IHK Würzburg-Schweinfurt

vom 14. April 1964 („Mitteilungsblatt“ 1964, S. 183),
zuletzt geändert am 11. Dezember 2002 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2003, Heft 1, S. 54)

§ 1 Zweck
Die freiwillige Einigungsstelle der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt 
hat die Aufgabe, Wettbewerbsstreitigkeiten auf außergerichtlichem Wege zu erledigen.

§ 2 Örtliche Zuständigkeit
Die Einigungsstelle ist zuständig, wenn der Antragsgegner seine gewerbliche Niederlassung 
oder in Ermangelung einer solchen seinen Wohnsitz im Bezirk der Industrie- und Handels-
kammer Würzburg-Schweinfurt hat.
Außerdem ist die Einigungsstelle zuständig, wenn der Begehungsort im Bezirk der Industrie- 
und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt liegt. Falls der Begehungsort im Bezirk der 
Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt liegt, können die in § 13 Abs. 2 Nr. 1 
bis 4 UWG genannten Gewerbetreibenden, Verbände oder Kammern die Einigungsstelle der 
Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt anrufen, wenn der Antragsgegner im 
Inland weder eine gewerbliche Niederlassung noch einen Wohnsitz hat.

§ 3 Vorsitzender und Beisitzer
(1) Die Einigungsstelle besteht aus dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. In besonders 

wichtigen Fällen kann die Zahl der Beisitzer durch Beschluss der Einigungsstelle auf 
vier erhöht werden. Ein Beisitzer soll möglichst dem Geschäftszweig angehören, in dem 
die Wettbewerbshandlung begangen worden ist. Die Tätigkeit des Vorsitzenden und der 
Beisitzer ist grundsätzlich ehrenamtlich.

(2) Die Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt beruft einen oder mehrere 
Vorsitzende für die Dauer von drei Jahren. Die Beisitzer werden von Fall zu Fall von dem 
Vorsitzenden aus der alle drei Jahre von der Kammer aufzustellenden Liste entnommen. 
Die Liste ist im Mitteilungsblatt der Kammer zu veröffentlichen.

§ 4 Antrag
(1) Die Einigungsstelle wird nur auf Antrag tätig.
(2) Anträge sind schriftlich mit Begründung und vorhandenen Beweisstücken in fünf 
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Ausfertigungen bei der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt ein-
zureichen.

(3) Erfolgt die Anrufung der Einigungsstelle nur von einer Seite, so hat der Vorsitzende 
dem Antragsgegner von dem Antrag Kenntnis zu geben und unter angemessener Frist-
setzung und Zuleitung dieser Satzung um eine Erklärung darüber zu ersuchen, ob er 
einer Erledigung der Streitsache vor der Einigungsstelle zustimme. Für den Fall seiner 
Einlassung hat er den Antragsgegner gleichzeitig aufzufordern, sich zum Vorbringen des 
Antragsstellers in fünffacher Ausfertigung zu äußern.

§ 5 Verhandlung
(1) Die Verhandlung vor der Einigungsstelle ist mündlich und nicht öffentlich.
(2) Die Parteien sollen persönlich anwesend sein, können sich jedoch durch schriftlich  

Bevollmächtigte vertreten lassen. Die Einigungsstelle kann aber ihr für die Vertretung 
ungeeignet erscheinende Personen ablehnen. Sie kann auch von Fall zu Fall Personen, 
die nicht unmittelbar am Verfahren beteiligt sind, den Zutritt gestatten.

(3) Das Verfahren soll möglichst beweglich und zweckmäßig sein und dem nichtamtlichen 
Charakter der Einigungsstelle Rechnung tragen. Rechtskundige Mitglieder der Geschäfts-
führung der Kammer können an den Sitzungen der Einigungsstelle beratend teilnehmen.

§ 6 Niederschrift
Über jede mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, aus welcher die an 
der Sitzung teilnehmenden Personen, die behandelte Angelegenheit und das Ergebnis der 
Verhandlung ersichtlich sind.

§ 7 Verzicht auf den Rechtsweg
Mit der Anrufung der Einigungsstelle verzichtet der Antragsteller auf eine Verfolgung der 
Angelegenheit auf gerichtlichem Wege. Er hat dies entweder im Antrag oder in der ersten 
Verhandlung zu erklären. Stimmt der Antragsgegner einer Erledigung durch die Einigungs-
stelle nicht zu oder kommt es zu keiner Erledigung vor der Einigungsstelle, so steht dem 
Antragsteller der Rechtsweg wieder offen.

§ 8 Gütliche Einigung
Kommt eine Einigung zustande, so ist den Parteien eine Bestätigung über deren Inhalt zu erteilen.
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§ 9 Gutachten
Lässt sich der Antragsgegner nicht auf eine Erledigung vor der Einigungsstelle ein oder 
kommt es nach seiner Einlassung zu keiner Einigung, so kann sich die Einigungsstelle in 
einem Gutachten zur Streitsache äußern.

§ 10 Schiedsgericht
Die Einigungsstelle kann auch als Schiedsgericht nach den Bestimmungen der Schieds-
gerichtsordnung der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt in der am 
16.09.1985 geänderten Fassung tätig werden.

§ 11 Kosten
(1) Für das Verfahren vor der Einigungsstelle werden Auslagen entsprechend den Vor-

schriften des Gerichtskostengesetzes erhoben. Die Auslagen werden von der Industrie- 
und Handelskammer wie Beiträge eingezogen.

(2) Über die Pflicht zur Tragung der Auslagen zwischen den Parteien entscheidet die 
Einigungs stelle unter Berücksichtigung des Sach- und Streitstandes nach billigem 
Ermessen, sofern zwischen den Parteien eine gütliche Einigung nicht zustande kommt.

(3) Jede Partei trägt im übrigen die ihr erwachsenen Kosten und Auslagen.

§ 12 Inkrafttreten
Die Satzung der freiwilligen Einigungsstelle für Wettbewerbsstreitigkeiten der Industrie- und 
Handelskammer Würzburg-Schweinfurt tritt am 15. April 1964 in Kraft.
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Prüfungsordnung für die Durchführung von Prüfungen zum 
Nachweis der fachlichen Eignung zur Führung von Unternehmen 
des Güterkraftverkehrs und des Straßenpersonenverkehrs

Vom 5. Dezember 2013 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2014, Heft 1, S. 66),   
geändert am 19. Juli 2018 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 10, S. 30)

§ 1 Sachliche Zuständigkeit
Die Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt – im folgenden IHK genannt – ist 
zuständig für

• die Bildung der Prüfungsausschüsse,
• die Durchführung von Prüfungen nach der Berufszugangsverordnung für den Güter-

kraftverkehr (GBZugV) und der Berufszugangsverordnung für den Straßenpersonen-
verkehr (PBZugV),

• die Erteilung der Bescheinigung gemäß § 15, 
• die Umschreibung gemäß § 16.

§ 2 Örtliche Zuständigkeit
(1) Örtlich zuständig ist die IHK, in deren Bezirk der Prüfungsbewerber/die Prüfungsbewer-

berin seinen/ihren Wohnsitz hat. 
(2) Hat der Prüfungsbewerber/die Prüfungsbewerberin seinen/ihren Wohnsitz im Ausland, 

ist die IHK des Bezirkes zuständig, in dem der Prüfungsbewerber/die Prüfungsbewerbe-
rin arbeitet. Abweichend von Satz 1 ist für Prüfungsbewerber/Prüfungsbewerberinnen 
für den Personenverkehr mit Pkw die nächstgelegene IHK zuständig.

(3) Der Prüfungsbewerber/die Prüfungsbewerberin kann mit seiner/ihrer Zustimmung an 
eine andere IHK verwiesen werden.

§ 3 Prüfungsausschüsse
(1) Die IHK bildet Prüfungsausschüsse für

a)  die Durchführung von Prüfungen zum Zwecke des Nachweises der fachlichen Eignung 
zur Führung von Unternehmen des Güterkraftverkehrs,

b)  die Durchführung von Prüfungen zum Zwecke des Nachweises der fachlichen Eignung 
zur Führung von Unternehmen des Straßenpersonenverkehrs.

(2) Die IHK beruft für einen Zeitraum von höchstens sechs Jahren in ausreichender Anzahl 
geeignete Prüfer/Prüferinnen als Vorsitzende und Beisitzer. Die IHK errichtet aus diesem 
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Kreis zu den jeweiligen Prüfungsterminen einen Prüfungsausschuss für die Durchfüh-
rung der Prüfung zum Zwecke des Nachweises der fachlichen Eignung zur Führung von 
Unternehmen des Güterkraftverkehrs bzw. zur Führung von Unternehmen des Straßen-
personenverkehrs.

(3) Zusammensetzung und Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse richten sich nach den 
maßgeblichen Bestimmungen der
a)  Berufszugangsverordnung für den Güterkraftverkehr (GBZugV)
b)  Berufszugangsverordnung für den Straßenpersonenverkehr (PBZugV)

  beide in der jeweiligen Fassung, wobei die Prüfungsausschüsse aus einem Vorsitzenden/
einer Vorsitzenden und einem Beisitzer/einer Beisitzerin bestehen.

(4) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sind ehrenamtlich tätig, sofern sie nicht bei der 
IHK beschäftigt sind. Hinsichtlich ihrer Pflichten gelten die Vorschriften der Art. 83, 84 
und 86 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 23. Dezember 1976 in der 
jeweiligen Fassung.

(5) Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder der Prüfungsausschüsse erhalten auf Antrag eine 
Entschädigung entsprechend des Gesetzes über die Vergütung von Sachverständi-
gen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Übersetzerinnen und Übersetzern sowie die 
Entschädigung von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeugin-
nen, Zeugen und Dritten (Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz - JVEG) vom 
05.05.2004 (BGBl. I S. 718, 776) zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes 
vom 11.10.2016 (BGBl. I S. 2222)in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4 Prüfungsarten 
Die Prüfung findet statt als Prüfung für

• den Güterkraftverkehr,
• den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr
oder
• den Taxen- und Mietwagenverkehr.

§ 5 Vorbereitung der Prüfung
(1) Die IHK bestimmt die Prüfer/Prüferinnen und setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest.
(2) Die Anmeldung zur Prüfung soll schriftlich unter Angabe der Prüfungsart und unter 

Beachtung der Anmeldefrist auf einem Formular der IHK erfolgen. Die schriftliche An-
meldung kann auch in elektronischer Form erfolgen.

(3) Die IHK soll die Prüfungsbewerber/Prüfungsbewerberinnen unter Berücksichtigung der 
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Reihenfolge der eingegangenen Anmeldungen rechtzeitig vor dem jeweiligen Prüfungs-
termin schriftlich zur Prüfung einladen. Die schriftliche Einladung kann auch in elektroni-
scher Form erfolgen. Die Einladung gibt dem Prüfungsbewerber/der Prüfungsbewerberin
• Ort und Zeitpunkt der Prüfung,
• die Art der Prüfung,
• die Prüfungsdauer,
• die zugelassenen Hilfsmittel,
• die Bedingungen für das Bestehen der Prüfung,
• die in den §§ 10 und 11  getroffenen Regelungen über Rücktritt und Ausschluss von 

der Prüfung
bekannt. 

(4) Der Prüfungsbewerber/die Prüfungsbewerberin soll spätestens bei Beginn der Prüfung 
nachweisen, dass er/sie die auf Grund der Gebührenordnung der IHK festgesetzte Prü-
fungsgebühr entrichtet hat.

§ 6 Grundsätze für alle Prüfungen
(1) Die Prüfung ist eine Gesamtprüfung, die aus zwei schriftlichen und einem mündlichen 

Teil besteht.
(2) Die Prüfungssprache ist deutsch.
(3) Die Prüfung ist nicht öffentlich. Über die ausnahmsweise Zulassung von Personen, die 

an der Prüfung nicht beteiligt sind, entscheidet die IHK.
(4) Vor Beginn der Prüfung wird die Identität der Prüfungsteilnehmer/Prüfungsteilneh-

merinnen mittels amtlichen Lichtbildausweises festgestellt. Prüfungsteilnehmer/Prü-
fungsteilnehmerinnen, deren Identität nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, wer-
den zu dieser Prüfung nicht zugelassen.

(5) Vor Beginn der Prüfung werden den Prüfungsteilnehmern/Prüfungsteilnehmerinnen die 
Prüfer/Prüferinnen bekannt gegeben.

(6) Die Prüfungsteilnehmer/Prüfungsteilnehmerinnen sind nach Bekanntgabe der Prüfer/
Prüferinnen zu befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines Prüfers/einer 
Prüferin wegen Besorgnis der Befangenheit Gebrauch machen wollen. Über einen Ab-
lehnungsantrag entscheidet die IHK.

(7) Hält sich ein Prüfer/eine Prüferin für befangen, so kann die IHK den betroffenen Prüfer/
die betroffene Prüferin von der Prüfung ausschließen. Bestehen Zweifel an einer un-
parteiischen Ausübung des Prüfungsamtes, so muss die IHK den betroffenen Prüfer/die 
betroffene Prüferin von der Prüfung ausschließen.
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(8) Wird einem Ablehnungsantrag stattgegeben oder ein Prüfer/eine Prüferin ausgeschlos-
sen, so soll der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin zum nächsten Termin ein-
geladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer/die ausgeschlossene Prüferin nicht 
sogleich durch einen anderen Prüfer/eine andere Prüferin ersetzt werden kann.

(9) Erfolgte die Zulassung zur Prüfung aufgrund falscher Angaben, wird sie von der IHK 
widerrufen.

(10) Vor Beginn der Prüfung werden den Prüfungsteilnehmern/-teilnehmerinnen der Ablauf 
der Prüfung, insbesondere die Bearbeitungszeit, die Gesamtpunktezahl und die in den 
einzelnen Prüfungsteilen zu erreichenden Punktezahlen, die Bedingungen für die Zu-
lassung zum mündlichen Teil gemäß § 12 sowie für das Bestehen der Prüfung und die 
zugelassenen Hilfsmittel bekannt gegeben.

(11) Als Hilfsmittel sind ausschließlich Taschenrechner zugelassen. Diese Taschenrechner 
müssen netzunabhängig und nicht kommunikationsfähig sein.

(12) Für die schriftlichen Prüfungsteile werden die Gemeinsamen Fragebögen der Industrie- 
und Handelskammern, herausgegeben von der DIHK-Gesellschaft für berufliche Bildung –  
Organisation zur Förderung der IHK-Weiterbildung mbH verwendet.

(13) Die Vervielfältigung, Verbreitung oder Veröffentlichung der gemeinsamen Fragebögen 
der Industrie- und Handelskammern für Prüfungen nach der GBZugV bzw. PBZugV oder 
von Teilen dieser Fragebögen ist ausschließlich der IHK zu Prüfungszwecken vorbehalten.

(14) Die Fragen und Aufgaben berücksichtigen die in § 7 genannten Sachgebiete.
(15) Die Fragen mit direkter Antwort und Multiple-Choice-Fragen im 1. Prüfungsteil (§ 8 Abs. 1)  

haben, je nach Schwierigkeitsgrad, eine Wertigkeit von 1, 2, 3, 4 oder 5 Punkten. Die Fra-
gen mit direkter Antwort im 2. Prüfungsteil (§ 8 Abs. 1) können miteinander verbunden 
und mit einer höheren Punktzahl festgelegt werden.

(16) Die Bewertung der Prüfungsfragen ist – außer bei Multiple-Choice-Fragen – in halben 
und ganzen Punkten zulässig.

(17) Die Gesamtpunktezahl teilt sich bei allen Prüfungsarten wie folgt auf:
• schriftliche Fragen: 40 Prozent
• schriftliche Übungen/Fallstudien: 35 Prozent
• mündliche Prüfung: 25 Prozent

(18) Nach Abschluss der Prüfung sind die Unterlagen ein Jahr aufzubewahren. Das Prü-
fungsergebnis ist fünfzig Jahre aufzubewahren.
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§ 7 Sachgebiete der Prüfung
(1) Kenntnisse in den jeweiligen Sachgebieten, die in den schriftlichen Prüfungsteilen und 

im mündlichen Prüfungsteil nachgewiesen werden müssen, ergeben sich für:
• den Güterkraftverkehr
und
• den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr aus Anhang I der 

Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 in der jeweiligen Fassung
sowie
• den Taxen- und Mietwagenverkehr aus Anlage 3 zur PBZugV in der jeweiligen Fassung.

(2) Die Sachgebiete werden gegliedert in: 
• Recht,
• Kaufmännische und finanzielle Führung des Unternehmens,
• Technische Normen und technischer Betrieb,
• Straßenverkehrssicherheit, Unfallverhütung, Umweltschutz,
• Grenzüberschreitender Verkehr.

(3) Die Sachgebiete werden in den beiden schriftlichen Prüfungsteilen wie folgt gewichtet:
• Recht: 25 Prozent
• Kaufmännische und finanzielle Führung des Unternehmens: 35 Prozent
• Technische Normen und technischer Betrieb: 15 Prozent
• Straßenverkehrssicherheit, Unfallverhütung, Umweltschutz: 15 Prozent
• Grenzüberschreitender Verkehr: 10 Prozent

§ 8 Schriftliche Prüfung
(1) Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei Teilprüfungen und zwar aus:

• schriftlichen Fragen (1. Teil), die Multiple-Choice-Fragen und Fragen mit direkter 
Antwort umfassen und

• schriftlichen Übungen/Fallstudien (2. Teil), die verbundene Fragen mit direkter Ant-
wort und Kalkulationsaufgaben umfassen.

(2) Die Dauer der schriftlichen Prüfung beträgt bei der Prüfung für:
• den Güterkraftverkehr
und
• den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr zwei Stunden je 

Prüfungsteil
und
• den Taxen- und Mietwagenverkehr eine Stunde je Prüfungsteil.
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(3) Die Höchstpunktzahl für die schriftlichen Prüfungsteile beträgt
• beim Güterkraftverkehr
und
• beim Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr  
 für den 1. Teil 120 Punkte und für den 2. Teil 105 Punkte
und
• beim Taxen- und Mietwagenverkehr:  
 für den 1. Teil 60 Punkte und für den 2. Teil 52,5 Punkte.

(4) Die schriftliche Prüfung kann entweder auf Papier oder in elektronischer Form erfolgen. 
Die IHK bestimmt das Verfahren.

§ 9 Mündliche Prüfung
(1)  Die mündliche Prüfung soll eine halbe Stunde je Prüfungsteilnehmer/ Prüfungsteilneh-

merin nicht überschreiten.
(2) Die Höchstpunktzahl für die mündliche Prüfung beträgt 

• beim Güterkraftverkehr
und
• beim Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr, 
 75 Punkte
und
• beim Taxen- und Mietwagenverkehr 
 37,5 Punkte.

(3)  Die erbrachte Prüfungsleistung in der mündlichen Prüfung wird vom Prüfungsaus-
schuss in Punkten bewertet. Das Ergebnis der mündlichen Prüfung fließt in die Gesamt-
bewertung der Prüfung nach § 12 ein.

§ 10 Rücktritt von der Prüfung
(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin vor Beginn der Prüfung zurück, 

gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn ein Prüfungsteilnehmer/eine 
Prüfungsteilnehmerin zu einer Prüfung nicht erscheint. 

(2) Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin im Verlauf der Prüfung zurück, 
so gilt diese grundsätzlich als nicht bestanden. Der Rücktritt ist unverzüglich unter Mit-
teilung der Rücktrittsgründe zu erklären. 

(3) Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin aus einem wichtigen Grund 
zurück, entscheidet die IHK über das Vorliegen eines solchen Grundes. Macht der Prü-
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fungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin als wichtigen Grund geltend, dass er/sie 
wegen Krankheit nach Beginn der Prüfung abbrechen musste, so hat er/sie dies unver-
züglich - spätestens 3 Tage nach dem Prüfungstermin - durch Vorlage eines ärztlichen 
Attests, das nicht später als am Prüfungstag ausgestellt wurde, nachzuweisen. Die IHK 
hat das Recht, in begründeten Einzelfällen ein amtsärztliches Zeugnis eines Gesundheit-
samtes mit Aussagen zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, damit entschieden werden 
kann, ob ein wichtiger Grund vorliegt. Die Prüfung gilt dann als nicht abgelegt.

§ 11 Ausschluss von der Prüfung
Unternimmt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin Täuschungshandlungen oder 
stört er/sie den Prüfungsablauf erheblich, kann er/sie von der weiteren Teilnahme an der Prü-
fung ausgeschlossen werden. Das Gleiche gilt bei Verstoß gegen § 6 Absatz 13. Über den Aus-
schluss entscheidet die IHK. Bei Ausschluss gilt die Prüfung als nicht bestanden.

§ 12 Bewertung der Prüfungsleistungen und Feststellung des Prüfungsergebnisses
(1) Grundlage der Bewertung der Prüfungsleistungen sind die in den schriftlichen Prü-

fungsteilen und dem mündlichen Prüfungsteil erzielten Ergebnisse, die in Punkten aus-
gedrückt werden.

(2) Zur mündlichen Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin zuge-
lassen, wenn er/sie mindestens 50 % der jeweiligen Punktezahl in beiden schriftlichen 
Teilprüfungen erreicht hat. 

(3) Die mündliche Prüfung entfällt, wenn in den schriftlichen Teilprüfungen mindestens  
60 % der möglichen Gesamtpunktezahl erzielt wurden.

(4)  Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin 
mindestens 60 % der möglichen Gesamtpunktezahl erreicht hat, wobei der in jeder Teil-
prüfung erzielte Punkteanteil nicht unter 50 % der jeweils möglichen Punktezahl gemäß 
§§ 8 und 9 liegen darf. Anderenfalls ist die Prüfung nicht bestanden.

(5)  Der Prüfungsausschuss stellt das Ergebnis der Prüfung fest, indem er diese für „bestan-
den“ oder für „nicht bestanden“ erklärt.

(6)  Die Prüfung gemäß § 6 Absatz 1 darf wiederholt werden.

§ 13 Niederschrift
Für jeden Prüfungsteilnehmer/jede Prüfungsteilnehmerin ist eine Niederschrift anzufertigen. 
Diese enthält folgende Angaben:

• Name, Vorname(n), ggf. Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland, Nati-
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onalität sowie Anschrift des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin,
• Ort, Datum, Beginn und Ende der Bearbeitung durch den Prüfungsteilnehmer/die 

Prüfungsteilnehmerin,
• die Namen der Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie der sonst anwesenden 

Personen,
• die Prüfungsart (§ 4), die Sachgebiete (§ 7) und die Prüfungsteile (§§ 8, 9) der Prüfung,
• Feststellung der Identität des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin sowie 

die Erklärung seiner/ihrer Prüfungsfähigkeit,
• die Belehrung des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin über sein/ihr 

Recht, Prüfer/Prüferinnen wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen,
• einen etwaigen Ablehnungsantrag des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilneh-

merin wegen Besorgnis der Befangenheit oder eine inhaltsgleiche Erklärung eines 
Prüfers/einer Prüferin sowie die Entscheidung darüber,

• eine summarische Aufzeichnung über den mündlichen Teil der Prüfung,
• die Bewertung der erbrachten Prüfungsleistungen, die Erklärung über das Bestehen 

oder Nichtbestehen der Prüfung,
• die Unterschriften der Mitglieder des Prüfungssauschusses.

§ 14 Nichtbestehen der Prüfung
Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin einen 
schriftlichen Bescheid der IHK. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 15 Erteilung der Bescheinigung der fachlichen Eignung
(1) Nach bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin 

eine Bescheinigung der IHK, die im Falle einer Prüfung für:
• den Güterkraftverkehr bzw. den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwa-

genverkehr dem Muster des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 entspricht, 
oder
• den Taxen- und Mietwagenverkehr dem Muster der Anlage 5 der PBZugV entspricht.

(2) Die Bescheinigung muss folgende Sicherheitsmerkmale ausweisen: DIN A4, Zellulo-
sepapier mindestens 100 g/m² versetzt mit Spezialfasern, die unter UV-Licht sichtbar 
werden, Farbe Pantone kräftig beigefarben, eingeprägtes „D“, Seriennummer und Aus-
gabenummer.
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§ 16 Umschreibung gleichwertiger Abschlussprüfungen/beschränkter Fachkunde-
nachweise
(1)  Gemäß § 7 Abs. 1 der GBZugV und § 6 Abs. 2 der PBZugV sind auf Antrag folgende 

gleichwertige Abschlussprüfungen in Fachkundenachweise gemäß § 15 umzuschreiben, 
wenn die Ausbildung vor dem 4. Dezember 2011 begonnen worden ist:

 Güterverkehr:
• Abschlussprüfungen zum Kaufmann/zur Kauffrau im Eisenbahn- und Straßenver-

kehr, Schwerpunkt: Güterkraftverkehr,
• Abschlussprüfung zum Speditionskaufmann/zur Speditionskauffrau (seit 01.08.2005 

Kaufmann für Spedition und Logistikdienstleistung), 
• Abschlussprüfung zur Fortbildung zum Verkehrsfachwirt/zur Verkehrsfachwirtin,
• Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt im Ausbildungsbereich Wirtschaft, Fach-

richtung Spedition der Berufsakademien Lörrach und Mannheim,
• Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt im Fachbereich Wirtschaft I Studiengang Ver-

kehrswirtschaft und Logistik, Fachrichtung Güterverkehr der Fachhochschule Heilbronn,
• Bachelor of Arts, Studiengang Betriebswirtschaftslehre/Spedition, Transport und Lo-

gistik der Berufsakademien Lörrach und Mannheim,  
• Bachelor of Arts, Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft und Logistik, Vertiefungs-

richtung Verkehrslogistik der Hochschule Heilbronn.  
Personenverkehr:
• Abschlussprüfungen zum Kaufmann/zur Kauffrau im Eisenbahn- und Straßenver-

kehr, Schwerpunkt: Personenverkehr,
• Abschlussprüfung zur Fortbildung zum Verkehrsfachwirt/zur Verkehrsfachwirtin,
• Abschlussprüfung als Betriebswirt/Betriebswirtin (DAV), abgelegt bei der Deutschen 

Außenhandels- und Verkehrsakademie in Bremen,
• Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt/Diplom-Betriebswirtin im Fachbereich 

Wirtschaft I Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft und Logistik an der Fachhoch-
schule Heilbronn,

• Abschluss als Diplom-Verkehrswirtschaftler/Diplom-Verkehrswirtschaftlerin an der 
Technischen Universität Dresden,

• Bachelor of Arts, Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft und Logistik, Vertiefungs-
richtung Personenverkehr der Hochschule Heilbronn.

(2) Eine Umschreibung ist gemäß § 6 Abs. 1 PBZugV auch für weitere Abschlussprüfungen 
möglich, sofern das zuständige Bundesministerium diese im Verkehrsblatt bekannt ge-
geben hat. 
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(3) Bescheinigungen über den Nachweis der fachlichen Eignung, die bis zum Inkrafttreten 
der Fünften Verordnung zur Änderung von Rechtsvorschriften zum Güterkraftverkehrs-
gesetz vom 23. Februar 1993 (BGBl. I S. 268) auf die Durchführung von Güternah- oder 
Umzugsverkehr oder auf innerstaatliche Beförderungen beschränkt wurden, können in 
eine unbeschränkte Fachkundebescheinigung nach § 15 umgeschrieben werden.

§ 17 Inkrafttreten
Die Prüfungsordnung tritt einen Tag nach ihrer Bekanntmachung in der „Wirtschaft in Main-
franken“ in Kraft. Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung vom 13. Dezember 2000 (Wirtschaft 
in Mainfranken 2001, Heft 1, S. 52) außer Kraft.
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Satzung betreffend die Prüfung zum Erwerb der Grundqualifikation  
der Fahrer im Güterkraft- und Personenverkehr

vom 10. Juli 2008 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2008, Heft 9, S. 82),
zuletzt geändert am 19. Juli 2018 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 11, S. 38)

§ 1 Sachliche Zuständigkeit
Die Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt – im Folgenden IHK genannt –
ist zuständig für die Durchführung von Prüfungen nach dem Berufskraftfahrer-Qualifika-
tions-Gesetz (BKrFQG).

§ 2 Örtliche Zuständigkeit
Örtlich zuständig ist die Industrie- und Handelskammer, in deren Bezirk der Prüfungsbewer-
ber/die Prüfungsbewerberin seinen/ihren Wohnsitz hat. Der Prüfungsbewerber/die Prüfungs-
bewerberin kann mit seiner/ihrer Zustimmung an eine andere Industrie- und Handelskammer 
verwiesen werden.

§ 3 Prüfungsarten
Prüfungen zum Erwerb der Qualifikation sind
(1) in der Grundqualifikation

1. „Grundqualifikation Regelprüfung“ gemäß § 1 Abs. 2 BKrFQV
2. „Grundqualifikation Quereinsteiger“ gemäß § 1 Abs. 3 BKrFQV (Prüfung „Grundquali-

fikation Regelprüfung“ - reduziert um die theoretischen Teile, die bereits Gegenstand 
der Prüfung gemäß § 4 Berufszugangsverordnung für den Straßenpersonenverkehr 
(PBZugV) oder gemäß § 5 Berufszugangsverordnung für den Güterkraftverkehr  
(GBZugV) waren).

3. „Grundqualifikation Umsteiger“ gemäß § 3 BKrFQV (Prüfung „Grundqualifikation 
Regelprüfung“ – reduziert um die theoretischen und praktischen Teile, die bereits 
Gegenstand der zuvor nachgewiesenen Qualifikation waren).

(2) in der beschleunigten Grundqualifikation
1. „beschleunigte Grundqualifikation Regelprüfung“ gemäß § 2 Abs. 4 BKrFQV
2. „beschleunigte Grundqualifikation Quereinsteiger“ gemäß § 2 Abs. 7 BKrFQV  

(Prüfung „beschleunigte Grundqualifikation Regelprüfung“ – reduziert um die theo-
retischen Teile, die bereits Gegenstand der Prüfung gemäß § 4 PBZugV oder gemäß 
§ 5 GBZugV waren).
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3. „beschleunigte Grundqualifikation Umsteiger“ gemäß § 3 BKrFQV (Prüfung „be-
schleunigte Grundqualifikation Regelprüfung“ – reduziert um die theoretischen Teile, 
die bereits Gegenstand der zuvor nachgewiesenen Qualifikation waren).

§ 4 Vorbereitung der Prüfung
(1) Die IHK setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest.
(2) Die Anmeldung zur Prüfung soll schriftlich unter Angabe der Daten zur Person, der Prü-

fungsart und unter Beachtung der Anmeldefrist, auf einem Formular der IHK vorgenom-
men werden. Die schriftliche Anmeldung kann auch in elektronischer Form erfolgen.

(3) Der Anmeldung sind Nachweise über das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen  
gemäß §§ 6 bzw. 7 beizufügen.

(4) Die IHK soll die Prüfungsbewerber/-innen unter Berücksichtigung der Reihenfolge der 
eingegangenen Anmeldungen rechtzeitig vor dem jeweiligen Prüfungstermin schriftlich 
zur Prüfung einladen. Die schriftliche Einladung kann auch in elektronischer Form erfol-
gen. Die Einladung gibt dem Prüfungsbewerber/der Prüfungsbewerberin
– Ort und Zeitpunkt der Prüfung,
– die Art der Prüfung,
– die Prüfungsdauer,
– die Art der zugelassenen Hilfsmittel,
– die Bedingungen für das Bestehen der Prüfung,
– die in §§ 8 und 9 getroffenen Regelungen über Rücktritt und Ausschluss von der 

Prüfung 
bekannt.

(5) Der Prüfungsbewerber/die Prüfungsbewerberin soll spätestens bei Beginn der Prüfung 
nachweisen, dass er/sie die auf Grund der Gebührenordnung der IHK festgesetzte Prü-
fungsgebühr entrichtet hat.

§ 5 Grundsätze für alle Prüfungen
(1) Die Prüfungssprache ist deutsch.
(2) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(3) Die in den §§ 10 und 11 genannten theoretischen Prüfungen sind schriftliche Prüfun-

gen. Die schriftlichen Prüfungen können entweder auf Papier oder in elektronischer 
Form durchgeführt werden. Die IHK bestimmt das Verfahren.

(4) Die in den §§ 10 und 11 genannten Zeitansätze – sowohl für die theoretische als auch 
praktische Prüfung – sind reine Prüfungszeiten. Vor- und nachbereitende Arbeiten wie 
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z. B. Erläuterungen zum Prüfungsablauf, Aufbau/Wiederaufbau von Übungen, Erläute-
rungen zur Prüfungsbewertung sind nicht Bestandteil der Prüfungszeit.

(5) Die Prüfung wird entsprechend der Anmeldung und der Zulassungsvoraussetzungen 
entweder für den „Güterkraftverkehr“ oder für den „Personenverkehr“ abgelegt.

(6) Vor Beginn der Prüfung wird die Identität der Teilnehmer/-innen festgestellt. Teilneh-
mer/-innen, deren Identität nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, dürfen an der 
Prüfung nicht teilnehmen. 

(7) Vor Beginn der Prüfung werden den Teilnehmern/-innen der Ablauf der Prüfung sowie 
die Prüfer/Prüferinnen bekannt gegeben.

(8) Die Teilnehmer/-innen sind nach Bekanntgabe der Prüfer/Prüferinnen zu befragen, ob sie 
von ihrem Recht zur Ablehnung eines Prüfers/einer Prüferin wegen Besorgnis der Befan-
genheit Gebrauch machen wollen. Über einen Ablehnungsantrag entscheidet die IHK.

(9) Hält sich ein Prüfer/eine Prüferin für befangen, so kann die IHK den betroffenen Prüfer/
die betroffene Prüferin von der Prüfung ausschließen. Bestehen Zweifel an einer un-
parteiischen Ausübung des Prüfungsamtes, so muss die IHK den betroffenen Prüfer/die 
betroffene Prüferin von der Prüfung ausschließen.

(10) Wird einem Ablehnungsantrag stattgegeben oder ein Prüfer/eine Prüferin ausgeschlos-
sen, so soll der Teilnehmer/die Teilnehmerin zum nächsten Termin eingeladen werden, 
sofern der ausgeschlossene Prüfer/die ausgeschlossene Prüferin nicht sogleich durch 
einen anderen Prüfer/eine andere Prüferin ersetzt werden kann.

(11) Die Vervielfältigung, Verbreitung oder Veröffentlichung der Gemeinsamen Fragebögen 
der Industrie- und Handelskammern, herausgegeben von der DIHK-Gesellschaft für be-
rufliche Bildung – Organisation zur Förderung der IHK-Weiterbildung mbH, für Prüfun-
gen nach dem BKrFQG oder von Teilen dieser Fragebogen außerhalb der unmittelbaren 
Prüfungsabwicklung ist untersagt.

(12) Für die Prüfungen gelten ergänzend zu den Bestimmungen dieser Satzung/dieses Sta-
tuts die Gemeinsamen Richtlinien der Industrie- und Handelskammern betreffend die 
Prüfung zum Erwerb der Grundqualifikation der Fahrer im Güterkraft- und Personen-
verkehr (herausgegeben vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag e. V.). Diese 
werden von der IHK als Verwaltungsvorschrift erlassen. Die IHK gibt den Erlass dieser 
Verwaltungsvorschrift in ihrem Mitteilungsblatt bekannt.

§ 6 Zulassung zur Prüfung „Grundqualifikation“
(1) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 (Grundquali-

fikation Quereinsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie den entsprechenden Nachweis
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1.  für den Straßenpersonenverkehr ausgenommen Taxen- und Mietwagenverkehr  
gemäß § 4 PBZugV.

oder
2. für den Güterkraftverkehr gemäß § 5 GBZugV
vorlegt.

(2) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 (Grundquali-
fikation Umsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie
1. den Nachweis einer Grundqualifikation Regelprüfung/beschleunigte Grundqualifika-

tion Regelprüfung gemäß BKrFQG, die nicht Gegenstand der Umsteigerprüfung ist
oder
2. einen Führerschein mit einem gültigen Eintrag der Schlüsselzahl 95 für die Fahr-

erlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der Umsteigerprüfung ist.
oder
3. einen Führerschein mit einer Fahrerlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der Umstei-

gerprüfung ist (C1, C1E, C, CE vor dem 10.09.2009 erworben bzw. D1, D1E, D, DE vor 
dem 10.09.2008 erworben)

oder
4. einen Fahrerqualifizierungsnachweis gemäß Anhang II der Richtlinie 2003/59/EG 

vom 15. Juli 2003 (ABl Nr. L226/4 vom 10.9.2003), der nicht Gegenstand der Umstei-
gerprüfung ist 

oder
5. eine Fahrerbescheinigung nach Anlage 3 der BKrFQV
oder
6. eine Fahrerbescheinigung nach § 5 Abs. 3 BKrFQV
vorlegt.

(3) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur praktischen Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 
(„Grundqualifikation Regelprüfung, Grundqualifikation Quereinsteiger, Grundqualifi-
kation Umsteiger“) nur zugelassen, wenn er/sie sich gegenüber der IHK verpflichtet, 
ein geeignetes Prüfungsfahrzeug für die Abnahme der praktischen Prüfung zu stellen. 
Geeignet ist ein Prüfungsfahrzeug, das den Anforderungen gemäß § 10 Abs. 4 Nr. 2 
genügt. Sollte der Teilnehmer/die Teilnehmerin keine Möglichkeit haben, ein geeignetes 
Prüfungsfahrzeug zu stellen, kann die IHK auf Antrag des Teilnehmers/der Teilnehmerin 
ein geeignetes Prüfungsfahrzeug vermitteln.

(4) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur praktischen Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 
(„Grundqualifikation Regelprüfung, Grundqualifikation Quereinsteiger, Grundqualifika-
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tion Umsteiger“) nur zugelassen, wenn er/sie sich gegenüber der IHK verpflichtet, zur 
praktischen Prüfung einen Fahrlehrer zu stellen, der im Besitz einer gültigen Fahrleh-
rererlaubnis gemäß Fahrlehrergesetz vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2162, ber. S. 3784) 
in der jeweiligen Fassung für die Fahrerlaubnisklassen CE für den Güterkraftverkehr 
beziehungsweise DE für den Personenverkehr ist. Sollte der Teilnehmer/die Teilnehmerin 
keine Möglichkeit haben, einen Fahrlehrer, der die o. g. Voraussetzungen erfüllt, zu stel-
len, kann die IHK auf Antrag des Teilnehmers/der Teilnehmerin einen entsprechenden 
Fahrlehrer vermitteln.

(5) Für die Grundqualifikation Regelprüfung gelten nur die Absätze 3 und 4.
(6) Wurde die Zulassung zur Prüfung aufgrund gefälschter Unterlagen oder falscher Anga-

ben ausgesprochen, wird sie von der IHK widerrufen.

§ 7 Zulassung zur Prüfung „beschleunigte Grundqualifikation“
(1) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 (beschleunigte 

Grundqualifikation Regelprüfung) nur zugelassen, wenn er/sie das Original eines von 
einer anerkannten Ausbildungsstätte nach § 7 BKrFQG ausgestellten Nachweises gemäß 
Anlage 2a BKrFQV über die Teilnahme an einer entsprechenden Schulung vorlegt.

(2) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 (beschleunigte 
Grundqualifikation Quereinsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie das Original eines von 
einer anerkannten Ausbildungsstätte nach § 7 BKrFQG ausgestellten Nachweises gemäß 
Anlage 2a BKrFQV über die entsprechenden Unterrichtsteile und den entsprechenden 
Nachweis
1. für den Straßenpersonenverkehr ausgenommen Taxen- und Mietwagenverkehr  

gemäß § 4 PBZugV
oder
2. für den Güterkraftverkehr gemäß § 5 GBZugV
vorlegt.

(3) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 3 (beschleunigte 
Grundqualifikation Umsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie das Original eines von einer 
anerkannten Ausbildungsstätte nach § 7 BKrFQG ausgestellten Nachweises gemäß An-
lage 2a BKrFQV über die entsprechenden Unterrichtsteile und 
1. den Nachweis einer Grundqualifikation Regelprüfung/beschleunigten Grundqualifi-

kation Regelprüfung gemäß BKrFQG, die nicht Gegenstand der Umsteigerprüfung ist 
oder
2. einen Führerschein mit einem gültigen Eintrag der Schlüsselzahl 95 für die Fahr-
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erlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der Umsteigerprüfung ist 
oder
3. einen Führerschein mit einer Fahrerlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der Umstei-

gerprüfung ist (C1, C1E, C, CE vor dem 10.09.2009 erworben bzw. D1, D1E, D, DE vor 
dem 10.09.2008 erworben) 

oder
4. einen Fahrerqualifizierungsnachweis gemäß Anhang II der Richtlinie Nr. 2003/59/EG 

(ABl Nr. L226/4 vom 10.09.2003), der nicht Gegenstand der Umsteigerprüfung ist 
oder
5. eine Fahrerbescheinigung nach Anlage 3 der BKrFQV 
oder
6. eine Fahrerbescheinigung nach § 5 Abs. 3 BKrFQV
vorlegt. 

(4) Wurde die Zulassung zur Prüfung aufgrund gefälschter Unterlagen oder falscher Anga-
ben ausgesprochen, wird sie von der IHK widerrufen.

§ 8 Rücktritt von der Prüfung
(1) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin vor Beginn der theoretischen oder der prakti-

schen Prüfung zurück, gilt die jeweilige Prüfung als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, 
wenn ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin zu einer Prüfung nicht erscheint.

(2) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin im Verlauf einer Prüfung zurück, so gilt diese 
grundsätzlich als nicht bestanden. Der Rücktritt ist unverzüglich, unter Mitteilung der 
Rücktrittsgründe, zu erklären.

(3) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin aus einem wichtigen Grund zurück, entscheidet 
die IHK über das Vorliegen eines solchen Grundes. Macht der Teilnehmer/die Teilneh-
merin als wichtigen Grund geltend, dass er/sie wegen Krankheit nach Beginn abbrechen 
musste, so hat er/sie dies unverzüglich – spätestens drei Tage nach dem Prüfungstermin 
– durch Vorlage eines ärztlichen Attests, das nicht später als am Prüfungstag ausgestellt 
wurde, nachzuweisen. Die IHK hat das Recht, in begründeten Einzelfällen ein amtsärztli-
ches Zeugnis eines Gesundheitsamtes mit Aussagen zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, 
damit entschieden werden kann, ob ein wichtiger Grund vorliegt. Liegt ein wichtiger 
Grund vor, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin im 
Verlauf der praktischen Prüfung aus einem wichtigen Grund zurück, so können bereits 
erbrachte, in sich abgeschlossene Teile der Prüfung als abgelegt anerkannt werden.



Dienstleistungen 47

§ 9 Ausschluss von der Prüfung
Unternimmt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin Täuschungshandlungen oder stört er/sie den 
Prüfungsablauf erheblich, kann er/sie von der weiteren Teilnahme an der Prüfung ausge-
schlossen werden. Über den Ausschluss entscheidet die IHK. Bei Ausschluss gilt diese Prüfung 
als nicht bestanden. 

§ 10 Durchführung der Prüfung „Grundqualifikation“
(1) Die Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 – 3 („Grundqualifikation Regelprüfung, Grundquali-

fikation Quereinsteiger, Grundqualifikation Umsteiger“) besteht aus einer theoretischen 
und einer praktischen Prüfung. Die theoretische und die praktische Prüfung können in 
beliebiger Reihenfolge abgelegt werden.

(2) Für die theoretische Prüfung werden die Gemeinsamen Fragebögen der Industrie- und 
Handelskammern, herausgegeben von der DIHK-Gesellschaft für berufliche Bildung – 
Organisation zur Förderung der IHK-Weiterbildung mbH, verwendet.

(3) Die theoretische Prüfung besteht aus Multiple-Choice-Fragen und Fragen mit direkter 
Antwort (z. B. Freitext, Lückentext oder Rechnungen, Auswertung von Grafiken und Pik-
togrammen) und der Erörterung von Praxissituationen.

(4) Die praktische Prüfung besteht aus einer Fahrprüfung, einem praktischen Prüfungsteil 
und der Bewältigung von kritischen Fahrsituationen.
1. Für die praktische Prüfung setzt die IHK einen amtlich anerkannten Sachverständi-

gen/eine amtlich anerkannte Sachverständige oder einen amtlich anerkannten Prü-
fer/eine amtlich anerkannte Prüferin für den Kraftfahrzeugverkehr ein, der/die im 
Besitz einer gültigen Berechtigung zur Abnahme der Fahrerlaubnisprüfung ist. Die 
praktische Prüfung kann auch von einem IHK-Mitarbeiter/einer IHK-Mitarbeiterin 
mit gleichwertiger Qualifikation abgenommen werden. Die IHK kann weitere sach-
kundige Personen hinzuziehen.

2. Für die Fahrprüfung und die Bewältigung kritischer Fahrsituationen wird ein Kraft-
fahrzeug entsprechend der dem Teilnehmer/der Teilnehmerin erteilten höchsten 
Fahrerlaubnisklasse bezogen auf die Abmessungen und Gewichte von Lkw oder Om-
nibussen eingesetzt. Soweit der Teilnehmer/die Teilnehmerin nicht im Besitz einer 
Fahrerlaubnis der Klasse C1 oder C1E bzw. D1 oder D1E ist, hat er/sie die Prüfung 
auf einem Fahrzeug der Fahrerlaubnisklasse C bzw. D abzulegen. Die Fahrzeuge müs-
sen den Anforderungen der Nummern 2.2.6 bis 2.2.13 der Anlage 7 der Fahrerlaub-
nis-Verordnung (FeV) entsprechen. Zusätzlich muss das Prüfungsfahrzeug die Anfor-
derungen der Nummer 2.2.16 der Anlage 7 der FeV erfüllen.
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3. Für die Bewältigung von kritischen Fahrsituationen können die Kraftfahrzeuge durch 
den Einsatz eines leistungsfähigen Simulators ersetzt werden. Die Entscheidung da-
rüber trifft die IHK.

4. Die Dauer des theoretischen bzw. des praktischen Teils der Grundqualifikation beträgt:

(5) Die Gesamtprüfung oder die theoretische Prüfung oder die praktische Prüfung dürfen 
wiederholt werden.

(6) Nach Abschluss der Gesamtprüfung sind die Unterlagen zur Prüfung ein Jahr und das 
Ergebnis der Prüfung fünfzig Jahre aufzubewahren.

§ 11 Durchführung der Prüfung „beschleunigte Grundqualifikation“
(1) Die Prüfung „beschleunigte Grundqualifikation“ gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 – 3 (beschleunigte 

Grundqualifikation Regelprüfung, beschleunigte Grundqualifikation Quereinsteiger, be-
schleunigte Grundqualifikation Umsteiger) besteht aus einer theoretischen Prüfung.

(2) Für die Prüfung werden die Gemeinsamen Fragebögen der Industrie- und Handelskam-
mern, herausgegeben von der DIHK-Gesellschaft für berufliche Bildung – Organisation 
zur Förderung der IHK-Weiterbildung mbH, verwendet.

(3) Die Prüfung besteht aus Multiple-Choice-Fragen und Fragen mit direkter Antwort (z. B. 
Freitext, Lückentext oder Rechnungen, Auswertung von Grafiken und Piktogrammen). 

(4) Die Dauer der Prüfung für die „beschleunigte Grundqualifikation“ beträgt: 

Prüfungsart Prüfungsdauer in 
Minuten – Theore-
tische Prüfung

Prüfungsdauer in Minuten – Praktische Prüfung

Fahr- 
prüfung

praktischer  
Prüfungsteil

kritische  
Situationen

Regelprüfung  
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1

240 120 30 max.60

Quereinsteiger  
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2
Quereinsteiger  
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2

170 120 30 max.60

Umsteiger  
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2

110 60 30 max.30

Prüfungsart Prüfungsdauer in Minuten – Theoretische Prüfung

Regelprüfung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 90

Quereinsteiger gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 60

Umsteiger gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 3 45
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(5) Die Prüfung darf wiederholt werden.
(6) Nach Abschluss der Prüfung sind die Unterlagen zur Prüfung ein Jahr und das Ergebnis 

der Prüfung fünfzig Jahre aufzubewahren.

§ 12 Anforderungen in der theoretischen Prüfung
(1) Gegenstände der theoretischen Prüfung:
 Die in der Anlage 1 der BKrFQV genannten Kenntnisbereiche sind Gegenstand der jewei-

ligen Prüfungen für den Güterkraftverkehr und den Personenverkehr gemäß der nach-
stehenden Tabelle:

Kenntnis-
bereiche

Kenntnisse/
Fähigkeiten
gemäß
Anlage 1 der 
BKrFQV

Grundqualifikation 
Regelprüfung
beschleunigte 
Grundqualifikation 
Regelprüfung

Grundqualifikation 
Quereinsteiger
beschleunigte 
Grundqualifikation 
Quereinsteiger

Grundqualifikation 
Umsteiger
beschleunigte 
Grundqualifikation 
Umsteiger

1. 1.1 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

--

1.2 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

--

1.3 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

--

1.4 Güterkraftverkehr Güterkraftverkehr Güterkraftverkehr

1.5 Personenverkehr Personenverkehr Personenverkehr

1.6 Personenverkehr Personenverkehr Personenverkehr

2. 2.1 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

-- --

2.2 Güterkraftverkehr -- Güterkraftverkehr

2.3 Personenverkehr -- Personenverkehr

3. 3.1 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

-- Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

3.2 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr --

3.3 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

--

3.4 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

--

3.5 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

3.6 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

3.7 Güterkraftverkehr -- Güterkraftverkehr

3.8 Personenverkehr -- Personenverkehr
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(2) Grundsätze für die Prüfungsaufgaben „Grundqualifikation“
1. Die Prüfung besteht, bezogen auf die jeweilige Gesamtpunktzahl, zu gleichen Teilen 

aus Multiple-Choice-Fragen, Fragen mit direkter Antwort und der Erörterung von Pra-
xissituationen, sofern sie Gegenstand der Prüfung sind. Die Kenntnisbereiche 1., 2. und 
3. werden, soweit sie Gegenstand der Prüfung sind, zu gleichen Teilen berücksichtigt.

2. Multiple-Choice-Fragen werden mit maximal vier Punkten bewertet. Sie können 
mehrere Antwortvorschläge enthalten, von denen bis zu vier Antwortvorgaben rich-
tig sein können.

3. Fragen mit direkter Antwort haben eine Wertigkeit von maximal fünf Punkten.
4. Die Erörterung einer Praxissituation besteht aus verbundenen Fragen mit direkter 

Antwort.
(3) Grundsätze für die Prüfungsaufgaben beschleunigte Grundqualifikation

1. Die Prüfung besteht aus Multiple-Choice-Fragen und Fragen mit direkter Antwort 
 (z. B. Freitext, Lückentext oder Rechnungen, Auswertung von Grafiken oder Pikto-

grammen). Die Kenntnisbereiche 1., 2. und 3 werden, soweit sie Gegenstand der Prü-
fung sind, zu gleichen Teilen berücksichtigt.

2. Multiple-Choice-Fragen werden mit maximal vier Punkten bewertet. Sie können 
mehrere Antwortvorschläge enthalten, von denen bis zu vier Antwortvorgaben rich-
tig sein können

3. Fragen mit direkter Antwort haben eine Wertigkeit von maximal fünf Punkten.

§ 13 Anforderungen in der praktischen Prüfung
(1) Fahrprüfung

1. Ziel der Fahrprüfung ist die Bewertung der fahrpraktischen Fähigkeiten des Teilneh-
mers/der Teilnehmerin. Sie muss auf Straßen innerhalb und außerhalb geschlossener 
Ortschaften, auf Schnellstraßen oder Autobahnen und in Situationen mit unter-
schiedlicher Verkehrsdichte stattfinden. 

2. Die Fahrprüfung soll vorzeitig beendet werden, wenn der Teilnehmer/die Teilneh-
merin grobe Fahr- und Verhaltensfehler in Bezug auf die StVO zeigt. 

3. Wird die Fahrprüfung vorzeitig beendet, wird sie mit null Punkten bewertet.
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(2) Praktischer Prüfungsteil
 Ziel dieses Prüfungsteils ist die Bewertung der folgenden Kenntnisse und Fähigkeiten 

der in den Anlagen 1 und 2 der BKrFQV genannten Kenntnisbereiche gemäß der nach-
stehenden Tabelle: 

(3) Bewältigung kritischer Fahrsituationen 
1. Ziel bei der Bewältigung kritischer Fahrsituationen ist insbesondere die Bewertung 

der Fähigkeiten des Teilnehmers/der Teilnehmerin bezüglich der Beherrschung des 
Fahrzeugs bei unterschiedlichem Fahrbahnzustand je nach Witterungsverhältnissen 
sowie Tages- und Nachtzeit. 

2. Die Bewältigung kritischer Fahrsituationen wird auf einem geeigneten Gelände 
durchgeführt, wobei Gefährdungen für Dritte ausgeschlossen sein müssen.

§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen und Feststellung des Prüfungsergebnisses
(1) Bewertung der Prüfungen für die Grundqualifikation

1. Die Bewertung der Prüfungsfragen – außer bei Multiple-Choice Fragen - ist nur in 
ganzen oder halben Punkten zulässig.

2. Grundlage der Bewertung der Prüfungsleistungen sind die in der theoretischen und 
der praktischen Prüfung erzielten Ergebnisse, die in Punkten ausgedrückt werden.

Kenntnis-
bereiche

Kenntnisse/
Fähigkeiten
gemäß
Anlage 1 und 2 
BKrFQV

Grundqualifikation

Regelprüfung Quereinsteiger Umsteiger

1. 1.4 Güterkraftverkehr Güterkraftverkehr Güterkraftverkehr

1.5 Personenverkehr Personenverkehr Personenverkehr

1.6 Personenverkehr Personenverkehr Personenverkehr

3. 3.2 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

--

3.3 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

--

3.5 Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr

Güterkraftverkehr 
Personenverkehr
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3. Die theoretische Prüfung ist bestanden, wenn mindestens 50 % der Gesamtpunkt-
zahl gemäß nachfolgender Aufstellung erreicht wurden: 

4. Die Teile der praktischen Prüfung gemäß § 10 Abs. 4 werden jeweils getrennt vonei-
nander bewertet. Die praktische Prüfung ist bestanden, wenn mindestens 50 % der 
Gesamtpunktzahl gemäß der nachfolgenden Aufstellung erreicht wurden und der in 
jedem Teil der Prüfung erzielte Punkteanteil nicht unter 20 % der jeweils möglichen 
Punktzahl liegt. In den praktischen Prüfungen Güterkraftverkehr und Personenver-
kehr sind insgesamt höchstens folgende Punkte erreichbar: 

Prüfungsart  
beschleunigte Grundqualifikation

Mögliche Gesamtpunktzahl

Regelprüfung 60

Quereinsteiger 40

Umsteiger 30

 Der Prüfer/die Prüferin hat nach Beendigung des jeweiligen praktischen Prüfungsteils 
dem Teilnehmer/der Teilnehmerin die Bewertung und deren wesentliche Gründe mit-
zuteilen. Der Prüfer/die Prüferin hat ein Prüfungsprotokoll anzufertigen und der IHK 
auszuhändigen.

5. Die Gesamtprüfung ist bestanden, wenn die theoretische und die praktische Prüfung 
bestanden wurden.

(2) Bewertung der Prüfungen für die beschleunigte Grundqualifikation
1. Die Bewertung der Prüfungsfragen – außer bei Multiple-Choice-Fragen - ist nur in 

ganzen oder halben Punkten zulässig.
2. Die Prüfung ist bestanden, wenn mindestens 50 % der Gesamtpunktzahl gemäß 

nachfolgender Aufstellung erreicht wurden.

Prüfungsart Grundqualifikation Mögliche Gesamtpunktzahl

Regelprüfung 162

Quereinsteiger 114

Umsteiger 72

Prüfungsart  
Grundqualifikation

Mögliche  
Gesamtpunktzahl

davon

Fahrprüfung Praktischer  
Prüfungsteil

kritische  
Situationen

Regelprüfung 120 60 30 30

Quereinsteiger 120 60 30 30

Umsteiger 80 30 30 20
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(3) Die Bewertung der Prüfungsleistung erfolgt durch die IHK. Aufgrund der erbrachten 
Prüfungsleistungen stellt die IHK das Prüfungsergebnis fest und erklärt die Prüfung für 
bestanden oder nicht bestanden.

§ 15 Niederschrift
Für jeden Teilnehmer/jede Teilnehmerin ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese enthält 
folgende Angaben:

• den Namen, den Vornamen, ggf. den Geburtsnamen, das Geburtsdatum und den 
Geburtsort, Geburtsland sowie die Anschrift und Nationalität des Teilnehmers/der 
Teilnehmerin,

• Ort, Datum, Beginn und Ende der Prüfung,
• die Art und Bestandteile der Prüfung,
• die Feststellung der Identität des Teilnehmers/der Teilnehmerin sowie die Erklärung 

seiner/ihrer Prüfungsfähigkeit,
• die Belehrung des Teilnehmers/der Teilnehmerin über sein/ihr Recht, Prüfer/Prüferin-

nen wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen,
• Bewertung der erbrachten Prüfungsleistung,
• das Prüfungsergebnis, die Erklärung über das Bestehen oder Nichtbestehen der Prü-

fung,
• Name/Namen und Unterschrift(en) der Prüfer/Prüferinnen

§ 16 Erteilung der Bescheinigung
Nach bestandener Prüfung erhält der Teilnehmer/die Teilnehmerin eine Bescheinigung der 
IHK über das Bestehen der Prüfung.

§ 17 Nichtbestehen der Prüfung
Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Teilnehmer/die Teilnehmerin einen schriftlichen 
Bescheid der IHK über das Nichtbestehen der Prüfung. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen.

§ 18 Inkrafttreten
Die Satzung tritt am ersten Tag nach ihrer Veröffentlichung in der „Wirtschaft in Mainfran-
ken“ in Kraft.
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Satzung betreffend die Ausbildung der Gefahrgutfahrer/innen

vom 14. März 2013 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2013, Heft 5, S. 69),   
geändert am 19. Juli 2018 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 10, S. 30)

I. Zuständigkeit

§ 1 Zuständigkeit
Die Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt – im folgenden IHK genannt –  
ist zuständig für

• die Anerkennung und Überwachung von Schulungen, die Veranstalter in Schulungs-
stätten im Bezirk der IHK durchführen,

• die Durchführung von Prüfungen für Teilnehmer/Teilnehmerinnen an von der IHK 
anerkannten Schulungen,

• die Erteilung, Erweiterung und Verlängerung von ADR-Schulungsbescheinigungen 
für erfolgreiche Teilnehmer/Teilnehmerinnen an von der IHK durchgeführten Prüfun-
gen und

• die Umschreibung der ADR-Schulungsbescheinigungen des Bundesministeriums der 
Verteidigung und des Bundesministeriums des Innern.

II. Schulungssystem

§ 2 Schulungssystem
(1) Erstschulungen können aus folgenden Kursen bestehen:

• Basiskurs,
• Aufbaukurs Tank,
• Aufbaukurs Klasse 1,
• Aufbaukurs Klasse 7.

(2) Auffrischungsschulungen bestehen aus einem Kurs für alle schulungspflichtigen Fahr-
zeugführer/Fahrzeugführerinnen.

§ 3 Kurspläne
Zur Sicherstellung der Schulungsinhalte erlässt die IHK die DIHK-Kurspläne für die Ge-
fahrgutfahrerschulung als Verwaltungsvorschrift. Die Kurspläne beinhalten mindestens die 
Kenntnisbereiche aus Unterabschnitt 8.2.2.3 ADR. Die IHK gibt den Erlass der Verwaltungs-
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vorschrift in ihrem Mitteilungsblatt bekannt. Sie stellt den Veranstaltern die Kurspläne als 
Grundlage für die Schulungen zur Verfügung. 
 
III. Anerkennung der Schulungen

§ 4 Anerkennungsvoraussetzungen
(1) Die Anerkennung wird auf schriftlichen Antrag des Veranstalters erteilt, wenn die vor-

gesehenen Schulungen den Anforderungen des ADR und den §§ 5 bis 10 dieser Satzung 
entsprechen.

(2) Der Veranstalter muss in der Lage sein, die Schulungen ordnungsgemäß durchzufüh-
ren. Hierzu hat er auf Verlangen der IHK geeignete Nachweise vorzulegen. Insbesondere 
kann die IHK ein „Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde“, die Auskunft aus 
dem Gewerbezentralregister sowie die Bescheinigung in Steuersachen des Finanzamts 
verlangen. Diese Nachweise sollen zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als 3 
Monate sein. 

§ 5 Lehrpläne
Der Veranstalter hat der IHK Lehrpläne vorzulegen. Die IHK prüft, ob diese den Anforderun-
gen der DIHK-Kurspläne gemäß § 3 entsprechen. 

§ 6 Sachlicher und zeitlicher Umfang
(1) Gegenstand der Schulungen sind die Lerninhalte der für die einzelnen Kurse gemäß § 3 

erlassenen DIHK-Kurspläne.
(2) Der Veranstalter muss nachweisen, dass er seinen Schulungen mindestens folgende 

Zeitansätze zugrunde legt:
a) Bei Erstschulungen: 
 • Basiskurs    18 Unterrichtseinheiten Theorie 
      1 Unterrichtseinheit praktische Übungen;
 • Aufbaukurs Tank   12 Unterrichtseinheiten Theorie
      1 Unterrichtseinheit praktische Übungen; 

• Aufbaukurs Klasse 1  8 Unterrichtseinheiten;
 • Aufbaukurs Klasse 7  8 Unterrichtseinheiten;
b) Bei Auffrischungsschulungen:  8 Unterrichtseinheiten Theorie 
      4 Unterrichtseinheiten praktische Übungen.
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(3) Eine Unterrichtseinheit beträgt 45 Minuten. Schulungen dürfen nicht mehr als acht Un-
terrichtseinheiten pro Tag umfassen. Nach längstens drei Unterrichtseinheiten ist eine 
Pause einzulegen.

(4) Der Unterricht darf in der Zeit von 08.00 h bis 22.00 h stattfinden. 
(5) Die Durchführung von Schulungen an Sonn- und Feiertagen ist nicht zulässig.

§ 7 Lehrkräfte
(1) Lehrkräfte müssen

• über allgemeine Kenntnisse der Zusammenhänge der Gefahrgutvorschriften verfü-
gen und 

• die zur Vermittlung des Lehrstoffs in ihrem Themensektor notwendigen besonderen 
Kenntnisse haben und

• zur erwachsenengerechten Vermittlung der erforderlichen Kenntnisse befähigt sein 
und

• eine gültige ADR-Schulungsbescheinigung für alle Klassen in Tanks und anders als in 
Tanks oder einen gültigen Schulungsnachweis für Gefahrgutbeauftragte (Straßen-
verkehr) besitzen.

(2) Der Veranstalter hat der IHK aussagefähige Schulungs- und Tätigkeitsnachweise vor-
zulegen. Die IHK soll ein Beurteilungsgespräch führen; sie kann dazu Sachverständige 
hinzuziehen.

§ 8 Schulungsmethoden
(1) Die Schulungen sind in Form von Präsenzunterricht mit praktischen Schulungsteilen 

durchzuführen. In die Vermittlung der Kenntnisse können elektronische Lernmedien un-
ter Anleitung und bei durchgehender Anwesenheit einer Lehrkraft gemäß § 7 einbezo-
gen werden. Die praktischen Schulungsteile sind gemäß Kursplan durchzuführen.

(2) Die Schulungen sind in deutscher Sprache durchzuführen.

§ 9 Schulungsstätten und Schulungsmaterial
(1) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignete Räume und erforderliche 

Übungsplätze verfügt. Diese müssen so beschaffen und gelegen sein, dass die Schu-
lungen sachgerecht, ohne Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und ohne 
Störung der Teilnehmer/Teilnehmerinnen durchgeführt werden können.

(2) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass für jeden Teilnehmer/jede Teilnehmerin ein 
ausreichender Arbeitsplatz vorhanden ist.
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(3) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass geeignete visuelle Hilfsmittel vorhanden sind, 
die in den zu nutzenden Räumen sachgerecht einsetzbar sind.

(4) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes, aktuelles Schulungsmateri-
al verfügt. In dieser Hinsicht kommen insbesondere die einschlägigen Vorschriftenwerke 
sowie Fachbücher oder Skripte in Betracht.

(5) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes technisches Schulungsma-
terial (Kraftfahrzeug, Ladungssicherungsmittel, Mittel zur Durchführung der Feuerlö-
schübung etc.) verfügt.

§ 10 Teilnehmerzahl
Je Schulung sind höchstens 25 Teilnehmer/Teilnehmerinnen zulässig. Die IHK kann entspre-
chend der Beschaffenheit der für die Schulung genutzten Räume eine geringere Höchstzahl 
festsetzen.

§ 11 Rechtswirkungen der Anerkennung
(1) Die schriftlich erteilte Anerkennung berechtigt den Veranstalter, die in ihr bezeichneten 

Kurse und deren Kombinationen im Rahmen von Schulungen durchzuführen.
(2) Die erstmalige Anerkennung wird längstens auf 3 Jahre befristet, die erneute Anerken-

nung auf längstens 5 Jahre.

IV. Durchführung der Schulungen

§ 12 Pflichten des Veranstalters
(1) Die Schulungen müssen die Gewähr dafür bieten, dass die Teilnehmer/Teilnehmerinnen 

die vorgeschriebenen Kenntnisse erwerben können. Der Veranstalter hat bei jeder von 
ihm durchgeführten Schulung die Vorgaben des § 2 zum Schulungssystem und die An-
forderungen der §§ 5 bis 10 einzuhalten.

(2) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass dem aktuellen Stand der Entwicklungen auf 
dem Gebiet des Straßengefahrguttransports Rechnung getragen wird und dass sich die 
eingesetzten Lehrkräfte entsprechend der aktuellen Rechtsentwicklung in ihren Schu-
lungsbereichen weiterbilden.

(3) Der Veranstalter hat der IHK rechtzeitig vor Beginn der Schulung die Termine, den Un-
terrichtsplan mit der Schulungsstätte (Räume), den Namen der jeweiligen Lehrkräfte 
sowie die Anzahl der Teilnehmer/Teilnehmerinnen zu übermitteln.

(4) Der Veranstalter hat die Identität der Teilnehmer/Teilnehmerinnen mittels amtlichen 
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Lichtbildausweises festzustellen und durch Führung von Anwesenheitslisten eine je-
weils lückenlose Teilnahme zu belegen. Die Originale der Anwesenheitslisten sind der 
IHK auszuhändigen.

(5) Der Veranstalter hat der IHK die Teilnehmerdaten rechtzeitig zu übermitteln und dafür 
zu sorgen, dass spätestens am Tag der Prüfung für jeden Teilnehmer/jede Teilnehmerin 
ein aktuelles Lichtbild in Passbildqualität gemäß Anlage 8 der Verordnung zur Durch-
führung des Passgesetzes (Passverordnung - PassV) vom 19. Oktober 2007, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. Februar 2017 (BGBl. I S. 162), in der 
jeweiligen Fassung, vorliegt. 

(6) Will der Veranstalter nach Anerkennung einer Schulung Veränderungen hinsichtlich sol-
cher Umstände vornehmen, die für die Anerkennung von Bedeutung waren, so hat er 
vorher die Zustimmung der IHK einzuholen; dies gilt insbesondere für die eingesetzten 
Lehrkräfte und die Schulungsstätten.

§ 13 Befugnisse der IHK
(1) Um die Erfüllung der Anforderungen nach §§ 4 bis 10 und Pflichten nach § 12 sicherzu-

stellen, kann die IHK dem Veranstalter Auflagen erteilen, die mit der Anerkennung ver-
bunden oder aufgrund eines in der Anerkennung enthaltenen Vorbehalts nachträglich 
angeordnet werden.

(2) Die IHK kann verlangen, dass der Veranstalter seine Schulungen nach Aufforderung 
entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften modifiziert.

(3) Die IHK ist befugt, die ordnungsgemäße Durchführung der Schulungen auch durch die 
Entsendung von Beauftragten zu überprüfen.

(4) Die Anerkennung kann unbeschadet der Vorschriften des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes über die Rücknahme und den Widerruf von Verwaltungsakten entzo-
gen werden, wenn der Veranstalter den in dieser Satzung festgelegten Anforderungen 
nicht genügt oder sie von vornherein nicht erfüllte oder den Pflichten oder den ihm 
erteilten Auflagen zuwiderhandelt.

V. Prüfungen

§ 14 Prüfungsarten, Prüfungsdauer und Bestehen der Prüfung
Die Tabelle enthält die Regelungen zu Prüfungsart, zur Prüfungsdauer, zur Anzahl der Prü-
fungsfragen und zum Bestehen der Prüfung
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§ 15 Grundsätze für alle Prüfungen
(1) Die IHK setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest. 
(2) Die Prüfung wird schriftlich durchgeführt. Die Prüfung kann entweder auf Papier oder 

in elektronischer Form durchgeführt werden. Die IHK bestimmt das Verfahren. Die 
Durchführung der Prüfung erfolgt gemäß Unterabschnitt 8.2.2.7 ADR.

(3) Die Prüfungssprache ist deutsch.
(4) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(5) Hilfsmittel sind nicht zugelassen.
(6) Vor Beginn der Prüfung wird die Identität der Teilnehmer/Teilnehmerinnen mittels 

amtlichen Lichtbildausweises festgestellt. Teilnehmer/Teilnehmerinnen, deren Identität 
nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, werden nicht zur Prüfung zugelassen.

(7) Vor Beginn der Prüfung werden die Teilnehmer/Teilnehmerinnen über den Ablauf der 
Prüfung belehrt.

(8) Für die Prüfung werden die Gemeinsamen Fragebögen der Industrie- und Handelskam-
mern, herausgegeben von der DIHK-Gesellschaft für berufliche Bildung – Organisation 
zur Förderung der IHK-Weiterbildung mbH, verwendet. Die Prüfungsfragen beziehen 
sich auf die in § 6 Abs. 1 benannten Lerninhalte. Es werden ausschließlich Multiple- 
Choice-Fragen gestellt. Jede Frage hat vier Antwortvorschläge, wovon nur eine Ant-
wortvorgabe richtig ist.

(9) Nach Abschluss der Prüfung sind die Schulungs- und Prüfungsunterlagen sechs Jahre , 
die Prüfungsbögen selbst ein Jahr aufzubewahren.

§ 16 Zulassung zur Prüfung
(1) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur jeweiligen Prüfung nur zugelassen, wenn der 

Teilnehmer/die Teilnehmerin ohne Fehlzeiten an der entsprechenden von der IHK aner-
kannten Schulung teilgenommen hat.

Prüfungsart Prüfungsdauer 
in Minuten

Anzahl der Prüfungs-
fragen

Mindestanzahl der rich-
tig zu beantwortenden 
Fragen zum Bestehen 
der Prüfung

Basiskurs 45 30 25

Aufbaukurs Tank 45 24 20

Aufbaukurs Klasse 1 30 15 11

Aufbaukurs Klasse 7 30 15 11

Auffrischungsschulung 30 15 11
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(2) Die Zulassung zur Prüfung für einen Aufbaukurs kann nur erfolgen, wenn der Teilneh-
mer/die Teilnehmerin die Anforderungen des Abs. 1 erfüllt und die Prüfung für den 
Basiskurs bestanden hat bzw. eine gültige ADR-Schulungsbescheinigung vorlegt.

(3) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Auffrischungsprüfung nur zugelassen, wenn 
der Teilnehmer/die Teilnehmerin die Anforderungen des Abs. 1 erfüllt und eine gültige 
ADR-Schulungsbescheinigung vorlegt. 

§ 17 Rücktritt von der Prüfung
(1) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin vor Beginn der Prüfung zurück, gilt die Prüfung 

als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin zu einer Prü-
fung nicht erscheint. 

(2) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin im Verlauf der Prüfung zurück, so gilt diese 
grundsätzlich als nicht bestanden. Der Rücktritt ist unverzüglich, unter Mitteilung der 
Rücktrittsgründe, zu erklären.

(3) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin aus einem wichtigen Grund zurück, entscheidet 
die IHK über das Vorliegen eines solchen Grundes. Macht der Teilnehmer/die Teilneh-
merin als wichtigen Grund geltend, dass er/sie wegen Krankheit die Prüfung nach Be-
ginn abbrechen musste, so hat der Teilnehmer/die Teilnehmerin dies unverzüglich - spä-
testens drei Tage nach dem Prüfungstermin – durch Vorlage eines ärztlichen Attests, 
das nicht später als am Prüfungstag ausgestellt wurde, nachzuweisen. Die IHK hat das 
Recht, in begründeten Einzelfällen ein amtsärztliches Zeugnis eines Gesundheitsamtes 
mit Aussagen zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, damit entschieden werden kann, ob 
ein wichtiger Grund vorliegt. Liegt ein wichtiger Grund vor, gilt die Prüfung als nicht 
abgelegt.

§ 18 Ausschluss von der Prüfung
Unternimmt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin Täuschungshandlungen oder stört er/sie den 
Prüfungsablauf erheblich, kann er/sie von der weiteren Teilnahme an der Prüfung ausge-
schlossen werden. Über den Ausschluss entscheidet die IHK. Bei Ausschluss gilt die Prüfung 
als nicht bestanden.

§ 19 Niederschrift
Für jeden Prüfungstermin ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese enthält folgende Angaben:

• Art der Prüfung
• Anzahl der Teilnehmer/Teilnehmerinnen
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• Ort, Datum, Beginn und Ende der Prüfung
• Name der aufsichtführenden Person
• Feststellung der Identität der Teilnehmer/Teilnehmerinnen
• Name und Unterschrift des Prüfers/der Prüferin
• Erklärung über die erfolgte Belehrung der Teilnehmer/Teilnehmerinnen über den  

Ablauf der Prüfung

§ 20 Bescheid bei Nichtbestehen
Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Teilnehmer/die Teilnehmerin einen schriftlichen 
Bescheid der IHK. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 21 Wiederholungsprüfung
Die IHK lässt bei nicht bestandener Prüfung auf schriftlichen Antrag nach einer angemes-
senen Frist eine einmalige Wiederholung der Prüfung im Bezirk der IHK ohne nochmalige 
Schulung zu. Der schriftliche Antrag ist auch in elektronischer Form möglich.

VI. ADR-Schulungsbescheinigung

§ 22 Erteilung und Erweiterung
(1) Die IHK erteilt eine ADR-Schulungsbescheinigung, wenn die Zulassungsvoraussetzun-

gen gemäß § 16 Abs. 1 erfüllt sind und die entsprechende Prüfung unter Einhaltung der 
Vorgaben der §§ 14 und 15 bestanden wurde.

(2) Die IHK erweitert die ADR-Schulungsbescheinigung, wenn die Zulassungsvoraussetzun-
gen gemäß § 16 Abs. 2 erfüllt sind und die entsprechende Prüfung unter Einhaltung der 
Vorgaben der §§ 14 und 15 bestanden wurde. 

(3) Die IHK schreibt die ADR-Schulungsbescheinigung gemäß § 1 um.

§ 23 Geltungsdauer
Für die Geltungsdauer der ADR-Schulungsbescheinigung ist das Datum der Prüfung „Basis-
kurs“ maßgebend.

§ 24 Verlängerung der Geltungsdauer
(1) Die IHK verlängert die ADR-Schulungsbescheinigung, wenn der Inhaber/die Inhaberin 

die Voraussetzungen gemäß § 16 Abs. 3 erfüllt. Hat der Inhaber/die Inhaberin innerhalb 
eines Zeitraums von zwölf Monaten vor Ablauf der Geltungsdauer der ADR-Schulungs-
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bescheinigung oder nach Ablauf (aufgrund einer Ausnahmegenehmigung) eine von der 
IHK anerkannte Auffrischungsschulung besucht sowie die entsprechende Prüfung unter 
Einhaltung der Vorgaben der §§ 14 und 15 bestanden, ist die ADR-Schulungsbeschei-
nigung ab Ablauf ihrer Gültigkeit zu verlängern. Ansonsten ist das Datum der Prüfung 
„Auffrischungsschulung“ maßgebend. 

(2) Die ADR-Schulungsbescheinigung darf auch verlängert werden, wenn statt der Auffri-
schungsschulung und der Auffrischungsprüfung eine von der IHK anerkannte Erstschu-
lung besucht und die entsprechende Prüfung/entsprechenden Prüfungen bestanden 
wurde/n. § 16 Abs. 1 und 2 sind anzuwenden. Hinsichtlich des Verlängerungsdatums 
gilt Abs. 1 entsprechend.

VII. Schlussvorschriften

§ 25 Inkrafttreten
Diese Satzung  tritt einen Tag nach ihrer Verkündung in der „Wirtschaft in Mainfranken“ in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung betreffend die Schulung, die Prüfung und die Erteilung 
der ADR-Bescheinigung für Fahrzeugführer für die Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße vom 16. Dezember 2004 außer Kraft.
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Satzung betreffend die Schulung, die Prüfung und die Erteilung  
des Schulungsnachweises für Gefahrgutbeauftragte

vom 7. Juli 2011 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2011, Heft 8, S. 61), geändert am 19. Juli 2018 
(„Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 10, S. 30)

I. Zuständigkeit

§ 1 Zuständigkeit
Die Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt – im folgenden IHK genannt – ist 
zuständig für:
• die Anerkennung von Lehrgängen und die Überwachung von Schulungen, die Veranstalter 

in Schulungsstätten im Bezirk der IHK durchführen,
• die Durchführung von Prüfungen,
• die Erteilung, Ergänzung und Verlängerung von Schulungsnachweisen,
• die Umschreibung von Schulungsnachweisen gemäß § 7 Abs. 3 GbV,
• die Erteilung von Ausnahmen gemäß § 5 Abs. 3 und § 6 Abs. 3 GbV.

II. Schulungssystem

§ 2 Schulungssystem
Die Schulungen werden nach Verkehrsträgern unterteilt. Schulungen können einzeln oder 
kombiniert durchgeführt werden für:
• den Straßenverkehr,
• den Eisenbahnverkehr,
• den Binnenschiffsverkehr,
• den Seeschiffsverkehr.

III. Anerkennung der Schulungen

§ 3 Anerkennungsvoraussetzungen
(1) Die Anerkennung wird auf schriftlichen Antrag des Veranstalters erteilt, wenn die vor-

gesehenen Schulungen den Anforderungen der GbV und den §§ 4 bis 9 dieser Satzung 
entsprechen.

(2) Der Veranstalter muss in der Lage sein, die Schulungen ordnungsgemäß durchzuführen. 
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Hierzu hat er auf Verlangen der IHK geeignete Nachweise vorzulegen. Insbesondere kann 
die IHK die Vorlage des polizeilichen Führungszeugnisses, die Auskunft aus dem Gewerbe-
zentralregister sowie die Bescheinigung in Steuersachen des Finanzamts verlangen.  
Diese Nachweise dürfen zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als 3 Monate sein.

§ 4 Lehrpläne
Der Veranstalter hat der IHK Lehrpläne vorzulegen. Die Lehrpläne müssen die Sachgebiete, 
die sich aus den Unterabschnitten 1.8.3.3 und 1.8.3.11 ADR/RID/ADN sowie aus § 8 GbV i. V. 
m. § 5 Abs. 1 ergeben und die geplanten Zeitansätze für die jeweiligen Sachgebiete enthalten. 
Dies gilt analog für den Seeschiffsverkehr.

§ 5 Sachlicher und zeitlicher Umfang
(1) Gegenstand der Schulung des ersten Verkehrsträgers müssen insbesondere folgende 

Sachgebiete sein:
• Nationale Rechtsvorschriften (insbesondere GbV, GGBefG, GGVSEB, GGVSee, GGAV, 

StVO, WHG)
• Klassifizierung
• Anforderungen an Verpackungen, Großpackmittel, Großverpackungen
• Kennzeichnung, Bezettelung von Versandstücken

 Gegenstand der Schulung des ersten Verkehrsträgers und jedes weiteren Verkehrsträ-
gers müssen insbesondere folgende Sachgebiete sein: 
• Aufbau und Systematik der besonderen Rechtsvorschriften für den Gefahrguttransport 
• Verantwortliche und Verantwortlichkeiten der am Transport gefährlicher Güter betei-

ligten Personen 
• Besonderheiten der Klassifizierung (freigestellte Güter und (bedingt) freigestellte Be-

förderungen)
• Dokumentation (Inhalt und Verwendung der Begleitpapiere)
• Anforderungen zur Beförderung an Fahrzeuge, Container, Tanks (insbesondere Zulas-

sung, Prüfung und Codierung)
• Besonderheiten bei Kennzeichnung, Bezettelung und orangefarbenen Tafeln 
• Durchführung der Beförderung (insbesondere Versandarten, Versandbeschränkun-

gen, Verpacken, Befüllen, Beladen, Entladen, Ladungssicherung, Sicherheitsanforde-
rungen und Beförderungsausrüstung).

(2) Der Veranstalter hat seinen Schulungen mindestens folgende Zeitansätze zugrunde zu 
legen:



Dienstleistungen 65

• 22 Stunden und 30 Minuten für den ersten Verkehrsträger (30 Unterrichtseinheiten 
[UE]),

• 7 Stunden und 30 Minuten für jeden weiteren Verkehrsträger (10 UE).
(3) Eine UE beträgt 45 Minuten. Schulungen dürfen nicht mehr als 7 Stunden und 30 Minu-

ten (10 UE) pro Tag umfassen. Nach längstens 3 UE ist eine Pause einzulegen.
(4) Der Unterricht darf in der Zeit von 08:00 Uhr bis 22:00 Uhr stattfinden.
(5) Die Durchführung von Schulungen an Sonn- und Feiertagen ist nicht zulässig.

§ 6 Lehrkräfte
(1) Lehrkräfte müssen

• über allgemeine Kenntnisse der Zusammenhänge der Gefahrgutvorschriften verfügen 
und 

• die zur Vermittlung des Lehrstoffs in ihrem Sachgebiet notwendigen besonderen 
Kenntnisse haben und 

• zur erwachsenengerechten Vermittlung der erforderlichen Kenntnisse befähigt sein
 und
• einen gültigen Gb-Schulungsnachweis für den/die zu schulenden Verkehrsträger be-

sitzen.
(2) Der Veranstalter hat der IHK aussagefähige Schulungs- und Tätigkeitsnachweise vor-

zulegen. Die IHK soll ein Beurteilungsgespräch führen; sie kann dazu Sachverständige 
hinzuziehen.

§ 7 Schulungsmethoden
(1) Die Schulungen sind in Form von Präsenzunterricht durchzuführen. In die Vermittlung der 

Kenntnisse können elektronische Lernmedien unter Anleitung und bei durchgehender 
Anwesenheit einer Lehrkraft gemäß § 6 einbezogen werden.

(2) Die Schulungen sind in deutscher Sprache durchzuführen.

§ 8 Schulungsstätten und Schulungsmaterial
(1) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignete Räume verfügt. Diese müs-sen 

so beschaffen und gelegen sein, dass die Schulungen sachgerecht, ohne Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung und ohne Störung der Teilnehmer/-innen durch-
geführt werden können.

(2) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass für jeden Teilnehmer/jede Teilnehmerin ein 
ausreichender Arbeitsplatz vorhanden ist.
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(3) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass geeignete visuelle Hilfsmittel vorhanden sind, 
die in den zu nutzenden Räumen sachgerecht einsetzbar sind.

(4) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes, aktuelles Schulungsmaterial 
und die einschlägigen Vorschriftenwerke verfügt. 

§ 9 Teilnehmerzahl
Je Schulung sind höchstens 25 Teilnehmer/-innen zulässig. Die IHK kann entsprechend der 
Beschaffenheit der für die Schulung genutzten Räume eine geringere Höchstzahl festsetzen.

§ 10 Rechtswirkungen der Anerkennung
(1) Die schriftlich erteilte Anerkennung berechtigt den Veranstalter, die in ihr bezeichneten 

Schulungen gemäß § 2 und deren Kombinationen durchzuführen.
(2) Die erstmalige Anerkennung wird auf längstens 3 Jahre befristet, die erneute Anerken-

nung auf längstens 5 Jahre.

IV. Durchführung der Schulungen

§ 11 Pflichten des Veranstalters
(1) Die Schulungen müssen die Gewähr dafür bieten, dass die Teilnehmer/-innen die vor-

geschriebenen Kenntnisse erwerben können. Der Veranstalter hat sich bei jeder von ihm 
durchgeführten Schulung nach dem in § 2 beschriebenen Schulungssystem zu richten 
und die Anforderungen der §§ 4 bis 9 einzuhalten.

(2) Der Veranstalter hat dafür zu sorgen, dass jeder Teilnehmer/jede Teilnehmerin in der 
Schulung über aktuelle einschlägige Vorschriften verfügt.

(3) Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass dem aktuellen Stand der Entwicklung auf dem 
Gebiet des Gefahrguttransportrechts Rechnung getragen wird und dass sich die einge-
setzten Lehrkräfte entsprechend der aktuellen Rechtsentwicklung in ihren Schulungs-
bereichen weiterbilden.

(4) Der Veranstalter hat der IHK rechtzeitig vor Beginn der Schulung die Termine, den  
Unterrichtsplan mit der Schulungsstätte (Räume), die Namen der jeweiligen Lehrkräfte 
sowie die Anzahl der Teilnehmer/-innen zu übermitteln.

(5) Der Veranstalter hat die Identität der Teilnehmer/-innen mittels amtlichen Lichtbildaus-
weises festzustellen und durch Führung von Anwesenheitslisten eine jeweils lückenlose 
Teilnahme zu belegen. Die Anwesenheitslisten sind der IHK nach Beendigung der Schu-
lung zuzusenden.
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(6) Der Veranstalter hat für jeden Teilnehmer/jede Teilnehmerin, der/die ohne Fehlzeiten an 
einer Schulung von Gefahrgutbeauftragten im Rahmen einer anerkannten Schulung 
teilgenommen hat, eine Teilnahmebescheinigung, die den Vorgaben der IHK entspricht, 
auszustellen.

(7) Will der Veranstalter nach Anerkennung einer Schulung Veränderungen hinsichtlich sol-
cher Umstände vornehmen, die für die Anerkennung von Bedeutung waren, so hat er 
vorher die Zustimmung der IHK einzuholen; dies gilt insbesondere für die eingesetzten 
Lehrkräfte und die Schulungsstätten.

§ 12 Befugnisse der IHK
(1) Um die Erfüllung der Anforderungen nach den §§ 4 bis 9 und Pflichten nach § 11 sicher-

zustellen, kann die IHK dem Veranstalter Auflagen erteilen, die mit der Anerkennung 
verbunden oder aufgrund eines in der Anerkennung enthaltenen Vorbehalts nachträglich 
angeordnet werden.

(2) Die IHK kann verlangen, dass der Veranstalter seine Schulungen nach Aufforderung 
entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften modifiziert.

(3) Die IHK ist befugt, die Durchführung der Schulungen – auch durch die Entsendung von 
Beauftragten – zu überprüfen.

(4) Die Anerkennung kann unbeschadet der Vorschriften des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes über die Rücknahme und den Widerruf von Verwaltungsakten entzo-
gen werden, wenn der Veranstalter den in dieser Satzung festgelegten Anforderungen 
nicht genügt oder sie von vornherein nicht erfüllte oder den Pflichten oder den ihm 
erteilten Auflagen zuwiderhandelt.

V. Prüfungen

§ 13 Prüfungsarten
Prüfungen nach GbV sind 
1.  die Grundprüfung nach einer Schulung, die mindestens 22 Stunden und 30 Minuten  

(30 UE) umfasste,
2.  die Ergänzungsprüfung nach einer Schulung, die mindestens 7 Stunden und 30 Minu-

ten (10 UE) umfasste, 
3.  die Verlängerungsprüfung.
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§ 14 Vorbereitung der Prüfung
(1) Die IHK setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest.
(2) Die Anmeldung zur Prüfung soll schriftlich unter Angabe der Prüfungsart und unter 

Beachtung der Anmeldefrist auf einem Formular der IHK erfolgen. Die schriftliche An-
meldung kann auch in elektronischer Form erfolgen.

(3) Die IHK soll den Teilnehmer/die Teilnehmerin rechtzeitig vor dem jeweiligen Prüfungs-
termin schriftlich zur Prüfung einladen. Die schriftliche Einladung kann auch in elektro-
nischer Form erfolgen. Die Einladung gibt dem Teilnehmer/der Teilnehmerin 
• den Ort und den Zeitpunkt der Prüfung,
• die Art der Prüfung,
• die Prüfungsdauer,
• die Bedingungen für das Bestehen der Prüfung,
• die nach § 15 Abs. 8 zugelassenen Hilfsmittel,
• sowie die in §§ 20 und 21 getroffenen Regelungen über Rücktritt und Ausschluss von 

der Prüfung bekannt.
(4) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin soll spätestens bei Beginn der Prüfung nachweisen, 

dass er/sie die aufgrund der Gebührenordnung und des Gebührentarifs der IHK festge-
setzte Prüfungsgebühr entrichtet hat.

§ 15 Grundsätze für alle Prüfungen
(1) Die Prüfungssprache ist deutsch.
(2) Die Prüfung wird schriftlich durchgeführt. Diese Prüfung kann entweder auf Papier 

oder in elektronischer Form durchgeführt werden. Die IHK bestimmt das Verfahren. Die 
Durchführung der Prüfung erfolgt gemäß 1.8.3.12.2 und 1.8.3.12.5 ADR/RID/ADN. Dies 
gilt analog für den Seeschiffsverkehr.

(3) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(4) Vor Beginn der Prüfung wird die Identität der Teilnehmer/-innen mittels amtlichen Licht-

bildausweises festgestellt. Teilnehmer/-innen, deren Identität nicht zweifelsfrei festge-
stellt werden kann, dürfen an der Prüfung nicht teilnehmen.

(5) Vor Beginn der Prüfung werden den Teilnehmern/-innen der Ablauf der Prüfung sowie 
der Prüfer/die Prüferin bekannt gegeben.

(6) Die Teilnehmer/-innen sind nach Bekanntgabe des Prüfers/der Prüferin zu befragen, ob sie 
von ihrem Recht zur Ablehnung eines Prüfers/einer Prüferin wegen Besorgnis der Befan-
genheit Gebrauch machen wollen. Über einen Ablehnungsantrag entscheidet die IHK.

(7) Als Hilfsmittel sind ausschließlich die einschlägigen Vorschriftentexte in schriftlicher 
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Form und ein netzunabhängiger, nicht kommunikationsfähiger Taschenrechner zugelassen.
(8) Für die Prüfung werden die Gemeinsamen Fragebögen der Industrie- und Handelskam-

mern, herausgegeben von der DIHK-Gesellschaft für berufliche Bildung – Organisation 
zur Förderung der IHK-Weiterbildung mbH, verwendet. Die Fragen und Fallstudien be-
rücksichtigen die in § 5 Abs. 1 genannten Sachgebiete.

(9) Die Vervielfältigung, Verbreitung oder Veröffentlichung der Gemeinsamen Fragebögen 
der Industrie- und Handelskammern für Prüfungen nach der GbV oder von Teilen dieser 
Fragebögen außerhalb der unmittelbaren Prüfungsabwicklung ist untersagt.

(10) Bei den Fragen mit direkter Antwort sind je nach Schwierigkeitsgrad 1, 2, 3 oder 4 Punk-te 
erreichbar. Bei jeder Fallstudie sind insgesamt 10 Punkte erreichbar. 

(11) Bei Multiple-Choice-Fragen ist ein Punkt erreichbar. Die Fragen enthalten vier Antwort-
vorschläge, wovon nur eine Antwortvorgabe richtig ist.

(12) Die Bewertung der Prüfungsleistung ist außer bei Multiple-Choice-Fragen in halben und 
ganzen Punkten zulässig.

(13) Nach Abschluss der Prüfung sind die Unterlagen sechs Jahre, die Prüfungsbögen selbst 
ein Jahr aufzubewahren.

§ 16 Zulassung zur Prüfung
(1) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Grundprüfung nur zugelassen, wenn der Teil-

nehmer/die Teilnehmerin das Original einer vom Veranstalter ausgestellten Teilnahme-
bescheinigung gemäß § 11 Abs. 6 über die Teilnahme an einer Schulung, für die die 
Prüfung abgenommen werden soll, vorlegt.

(2) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Ergänzungsprüfung nur zugelassen, wenn der 
Teilnehmer/die Teilnehmerin einen gültigen Schulungsnachweis gemäß § 4 oder § 7 
Abs. 3 GbV i. V. m. 1.8.3.7 ADR/RID/ADN (gilt analog für den Seeschiffsverkehr) und das 
Original einer vom Veranstalter ausgestellten Teilnahmebescheinigung gemäß § 11 Abs. 
6 über eine Schulung, für die die Prüfung abgenommen werden soll, vorlegt.

(3) Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Verlängerungsprüfung nur zugelassen, wenn 
der Teilnehmer/die Teilnehmerin einen gültigen Schulungsnachweis gemäß § 4 oder § 7 
Abs. 3 GbV i. V. m. 1.8.3.7 ADR/RID/ADN (gilt analog für den Seeschiffsverkehr) für die 
die Prüfung abgenommen werden soll, vorlegt und der Prüfungstermin innerhalb der 
Geltungsdauer des Schulungsnachweises liegt.

(4) Wurde die Zulassung zur Prüfung aufgrund gefälschter Unterlagen oder falscher Anga-
ben ausgesprochen, wird sie von der IHK widerrufen.
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§ 17 Grundprüfung
(1) Die Prüfungsfragebogen für die Grundprüfung enthalten Fragen mit direkter Antwort, 

Multiple-Choice-Fragen und miteinander verknüpfte Fragen nach einer Aufgabenbe-
schreibung (Fallstudie). 

(2) Die Tabelle enthält die Regelungen zur Prüfungsdauer, zum Bestehen der Prüfung, zur 
maximal erreichbaren Punktzahl und zur Verteilung der Punkte.

(3) Nach der Grundprüfung vermerkt die IHK auf der Teilnahmebescheinigung gemäß § 11 
Abs. 6 die Teilnahme an der Prüfung und händigt sie dem Teilnehmer/der Teilnehmerin aus. 

(4) Die Grundprüfung darf einmal ohne nochmalige Schulung wiederholt werden.

§ 18 Ergänzungsprüfung
(1) Die Tabelle enthält die Regelungen zur Prüfungsdauer, zum Bestehen der Prüfung, zur 

maximal erreichbaren Punktzahl und zur Verteilung der Punkte.

Anzahl der
Verkehrsträger

Prüfungsdauer
in Minuten

Maximal erreich-
bare Punktzahl

Mindestpunktzahl 
zum Bestehend der 
Prüfung

Verteilung der 
Punkte

1 100 30 30 50 Punkte für Fragen  
(davon max. 13 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen), 10 Punkte für 
die Fallstudie

2 150 90 45 70 Punkte für Fragen  
(davon max. 18 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen), 20 Punkte für 
zwei Fallstudien

3 200 120 60 90 Punkte für Fragen  
(davon max. 23 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen), 30 Punkte für 
drei Fallstudien

4 250 150 75 110 Punkte für Fragen  
(davon max. 28 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen), 40 Punkte für 
vier Fallstudien
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(2) § 17 Abs. 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 19 Verlängerungsprüfung
(1) Die Prüfungsfragebogen für die Verlängerungsprüfung enthalten Fragen mit direkter 

Antwort und Multiple-Choice-Fragen. 
(2) Die Tabelle enthält die Regelungen zur Prüfungsdauer, zum Bestehen der Prüfung, zur 

maximal erreichbaren Punktzahl und zur Verteilung der Punkte.

Anzahl der
Verkehrsträger

Prüfungsdauer
in Minuten

Maximal erreich-
bare Punktzahl

Mindestpunktzahl 
zum Bestehend der 
Prüfung

Verteilung der 
Punkte

1 50 30 15 30 Punkte für Fragen  
(davon max. 7 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen)

2 75 45 22,5 45 Punkte für Fragen  
(davon max. 10 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen)

3 100 60 30 60 Punkte für Fragen  
(davon max. 13 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen)

4 125 75 37,5 75 Punkte für Fragen  
(davon max. 18 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen)

Anzahl der
Verkehrsträger

Prüfungsdauer
in Minuten

Maximal erreich-
bare Punktzahl

Mindestpunktzahl 
zum Bestehend der 
Prüfung

Verteilung der 
Punkte

1 50 30 15 20 Punkte für Fragen  
(davon max. 5 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen), 10 Punkte für 
die Fallstudie

2 100 60 30 40 Punkte für Fragen  
(davon max. 10 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen), 20 Punkte für 
zwei Fallstudien

3 150 90 45 60 Punkte für Fragen  
(davon max. 15 Punkte 
für Multiple-Choice- 
Fragen), 30 Punkte für 
drei Fallstudien
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(3) Die Verlängerungsprüfung darf unbegrenzt wiederholt werden. Die Prüfung muss inner-
halb der Geltungsdauer des Schulungsnachweises abgelegt werden.

§ 20 Rücktritt von der Prüfung
(1) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin vor Beginn der Prüfung zurück, gilt die Prüfung 

als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin zu einer Prü-
fung nicht erscheint. 

(2) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin im Verlauf der Prüfung zurück, so gilt diese 
grundsätzlich als nicht bestanden. Der Rücktritt ist unverzüglich, unter Mitteilung der 
Rücktrittsgründe, zu erklären.

(3) Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin aus einem wichtigen Grund zurück, entscheidet die 
IHK über das Vorliegen eines solchen Grundes. Macht der Teilnehmer/die Teilnehmerin als 
wichtigen Grund geltend, dass er/sie wegen Krankheit die Prüfung nach Beginn abbre-
chen musste, so hat der Teilnehmer/die Teilnehmerin dies unverzüglich – spätestens 3 
Tage nach dem Prüfungstermin – durch Vorlage eines ärztlichen Attests, das nicht später 
als am Prüfungstag ausgestellt wurde, nachzuweisen. Die IHK hat das Recht, in begrün-
deten Einzelfällen ein amtsärztliches Zeugnis eines Gesundheitsamtes mit Aussagen 
zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, damit entschieden werden kann, ob ein wichtiger 
Grund vorliegt. Liegt ein wichtiger Grund vor, gilt die Prüfung als nicht abgelegt.

§ 21 Ausschluss von der Prüfung
Unternimmt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin Täuschungshandlungen oder stört er/sie den 
Prüfungsablauf erheblich, kann er/sie von der weiteren Teilnahme an der Prüfung ausge-
schlossen werden. Über den Ausschluss entscheidet die IHK. Bei Ausschluss gilt die Prüfung 
als nicht bestanden.

§ 22 Niederschrift
Für jeden Teilnehmer/jede Teilnehmerin ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese enthält 
folgende Angaben:

• Name, Vorname(n), ggf. Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland, 
Natio nalität sowie Anschrift des Teilnehmers/der Teilnehmerin,

• Ort, Datum, Beginn und Ende der Prüfung,
• Name der aufsichtführenden Person,
• Art und Bestandteile der Prüfung,
• Feststellung der Identität des Teilnehmers/der Teilnehmerin sowie die Erklärung seiner/
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ihrer Prüfungsfähigkeit,
• die Belehrung des Teilnehmers/der Teilnehmerin über sein/ihr Recht, Prüfer/Prüferin-

nen wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen,
• Bewertung der erbrachten Prüfungsleistung,
• Prüfungsergebnis, Erklärung über das Bestehen oder Nichtbestehen der Prüfung, 
• Name und Unterschrift des Prüfers/der Prüferin.

§ 23 Bescheid bei Nichtbestehen der Prüfung
Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Teilnehmer/die Teilnehmerin einen schriftlichen 
Bescheid der IHK. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

VI. Schulungsnachweis

§ 24 Voraussetzungen für die Erteilung und Ergänzung 
(1) Die IHK erteilt den Schulungsnachweis, wenn die Zulassungsvoraussetzungen gemäß  

§ 16 Abs. 1 erfüllt sind und die entsprechende Prüfung unter Einhaltung der Vorgaben 
der §§ 15 und 17 bestanden wurde.

(2) Die IHK erweitert den Schulungsnachweis, wenn die Zulassungsvoraussetzungen gemäß 
§ 16 Abs. 2 erfüllt sind und die entsprechende Prüfung unter Einhaltung der Vorgaben 
der §§ 15 und 18 bestanden wurde. 

(3) Schulungsnachweise nach § 7 Abs. 3 GbV werden auf Antrag von der IHK in einen (regu-
lären) Schulungsnachweis nach § 4 GbV umgeschrieben.

§ 25 Geltungsdauer
Der Schulungsnachweis wird für fünf Jahre, beginnend mit dem Tag der bestandenen Grund-
prüfung erteilt. Bei Erweiterung des Schulungsnachweises ändert sich die Geltungsdauer des 
Schulungsnachweises nicht.

§ 26 Verlängerung der Geltungsdauer
Die IHK verlängert den Schulungsnachweis für den/die darin bescheinigten Verkehrsträger, 
wenn der Inhaber/die Inhaberin die Zulassungsvoraussetzung nach § 16 Abs. 3 erfüllt und 
die entsprechende Prüfung unter Einhaltung der §§ 15 und 19 bestanden wurde. Hat der 
Teilnehmer/die Teilnehmerin innerhalb der letzten zwölf Monate vor Ablauf der Geltungs-
dauer des Schulungsnachweises die Verlängerungsprüfung bestanden, wird der Schulungs-
nachweis um fünf Jahre ab Ablauf seiner Geltungsdauer verlängert. Hat der Teilnehmer/ 
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die Teilnehmerin mehr als zwölf Monate vor Ablauf der Geltungsdauer des Schulungsnach-
weises die Verlängerungsprüfung bestanden, so ist für die Verlängerung des Schulungsnach-
weises dieses Prüfungsdatum maßgebend.

VII. Schlussvorschriften

§ 27 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 1. September 2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung betreffend 
die Schulung, die Prüfung und die Erteilung des Schulungsnachweises für Gefahrgutbeauf-
tragte vom 16. Juli 2009 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2009, Heft 9, S. 66) außer Kraft.
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Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung  
Geprüfte/r Fachmann/-frau für Versicherungsvermittlung (IHK)

vom 12. Juli 2007 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2007, Heft 8, S. 64), 
geändert am 19. Juli 2018 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 10, S. 36)

§ 1 Sachkundeprüfung Geprüfte/r Fachmann/-frau für Versicherungsvermittlung (IHK)
Der Nachweis der Sachkunde gem. § 34 d Abs. 5 Nr. 4 GewO kann durch eine Prüfung nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen erbracht werden.

§ 2 Örtliche Zuständigkeit
Die IHK Würzburg-Schweinfurt (nachfolgend IHK) nimmt Prüfungen von Prüfungsbewer-
bern ab, die sich bei ihr angemeldet haben. 

§ 3 Berufung von Prüfern und Zusammensetzung von Prüfungsausschüssen
(1) Die IHK errichtet einen oder mehrere Prüfungsausschüsse für die Sachkundeprüfung. 

Sie kann gemeinsame Prüfungsausschüsse mit anderen IHKs errichten.  
(2) Die IHK beruft die Mitglieder für die Prüfungsausschüsse für die Dauer von längstens 

fünf Jahren.
(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen für die Prüfungsgebiete sachkundig, 

mit der aktuellen Praxis der Versicherungsvermittlung oder -beratung durch eigene Er-
fahrung vertraut und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein. Sie dürfen 
nicht Personen prüfen, die von ihnen selbst ausgebildet worden sind.

(4) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Der Prüfungsaus-
schuss wählt einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der Prüfungsausschuss ist 
beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder, wenigstens aber drei Mit-
glieder, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(5) Die Art. 83 bis 86 BayVwVfG und Art. 89 BayVwVfG finden entsprechende Anwendung. 
Bei der Sachkundeprüfung darf nicht mitwirken, wer Angehöriger des Prüfungsteilneh-
mers nach Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG ist.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Für bare Auslagen, Zeit-
versäumnis und sonstigen Aufwand wird eine angemessene Entschädigung gezahlt. 

(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach Anhörung der IHK und des Betrof-
fenen aus wichtigem Grunde abberufen werden.
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§ 4 Prüfungstermine und Anmeldung zur Prüfung
(1) Die IHK bestimmt Prüfungsausschuss, Ort und Zeitpunkt der Prüfung und gibt die Prü-

fungstermine und Anmeldefristen in geeigneter Form rechtzeitig bekannt. 
(2) Die Anmeldung erfolgt in der von der IHK vorgegebenen Form. Dabei hat der Prü-

fungsteilnehmer anzugeben, in welchem der in § 9 Abs. 6 vorgegebenen Sachgebiete er 
praktisch geprüft werden will.

(3) Prüfungstag, Prüfungsort, Prüfungsablauf und die erlaubten Hilfsmittel sind dem Prü-
fungsteilnehmer rechtzeitig mitzuteilen. 

§ 5 Nichtöffentlichkeit der Prüfung
(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(2) Bei der Prüfung können beauftragte Vertreter der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-

tungsaufsicht sowie Mitglieder eines anderen Prüfungsausschusses im Sinne von § 3 
dieser Prüfungsordnung, Personen, die beauftragt sind, die Qualität der Prüfung zu kon-
trollieren oder Personen, die in einen Prüfungsausschuss berufen werden sollen sowie 
Mitarbeiter der IHK anwesend sein. Diese Personen dürfen weder in die Prüfung noch in 
die Beratung über das Prüfungsergebnis einbezogen werden. 

(3) Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber der IHK, ha-
ben die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige mit der Prüfung befasste Per-
sonen über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit gegenüber Dritten zu wahren.

§ 6 Belehrung, Befangenheit
(1) Zu Beginn der Prüfung wird die Identität der Prüfungsteilnehmer festgestellt. Die Prü-

fungsteilnehmer sind nach Bekanntgabe der Prüfer zu befragen, ob sie von ihrem Recht 
zur Ablehnung eines Prüfers wegen Besorgnis der Befangenheit gemäß Art. 20 und 21 
BayVwVfG Gebrauch machen wollen. 

(2) Für Mitglieder des Prüfungsausschusses gilt Art. 20 Absatz 4 BayVwVfG entsprechend.
(3) Über einen Befangenheitsantrag entscheiden die Prüfer des Prüfungsausschusses ohne 

Mitwirkung des betroffenen Prüfers. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag. Richtet sich der Ablehnungsantrag gegen den Vorsitzenden, 
so ist mindestens eine Zwei-Drittel-Mehrheit der anderen Prüfer erforderlich. Wird ei-
nem Befangenheitsantrag stattgegeben, so soll der Prüfungsteilnehmer zum nächsten 
Prüfungstermin eingeladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer nicht sogleich 
durch einen anderen Prüfer ersetzt oder der Prüfungsteilnehmer einem anderen Prü-



Dienstleistungen 77

fungsausschuss zugeteilt werden kann. Besteht die Besorgnis der Befangenheit bei allen 
Prüfungsausschussmitgliedern, so hat die IHK zu entscheiden. 

§ 7 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
(1) Bei Täuschungshandlungen oder erheblichen Störungen des Prüfungsablaufes kann der 

Prüfungsteilnehmer durch die Prüfungsaufsicht von der weiteren Teilnahme vorläufig 
ausgeschlossen werden.

(2) Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen entscheidet der Prüfungsausschuss 
nach Anhören des Prüfungsteilnehmers. In schwerwiegenden Fällen, insbesondere bei 
vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann die Prüfung für nicht bestanden erklärt wer-
den. Das Gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich festgestellten Täuschungen.

§ 8 Rücktritt, Nichtteilnahme
Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach der Anmeldung und vor Beginn der Prüfung durch schrift-
liche Erklärung zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Tritt der Prüfungsteilnehmer nach 
Beginn der Prüfung zurück oder nimmt er an der Prüfung nicht teil, ohne dass ein wichtiger 
Grund vorliegt, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. Über das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes entscheidet die IHK.

§ 9 Durchführung und Gliederung der Prüfung
(1) Die Prüfungssprache ist Deutsch.
(2) Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Abs. 1 VersVermV aus einem schriftlichen 

und einem praktischen Teil. Die schriftliche Prüfung dauert 160 Minuten und kann am 
Computer durchgeführt werden. Die praktische Prüfung soll in der Regel 20 Minuten 
dauern. Der schriftliche Prüfungsteil kann entweder auf Papier oder in elektronischer 
Form durchgeführt werden. Der schriftliche Prüfungsteil kann im Antwort-Wahl-Ver-
fahren durchgeführt werden. Die IHK bestimmt das Verfahren.

(3) Die IHK regelt die Aufsichtsführung bei der schriftlichen Prüfung.
(4) Bei dem schriftlichen Prüfungsteil soll anhand von praxisbezogenen Aufgaben nachge-

wiesen werden, dass der Teilnehmer die versicherungsfachlichen und rechtlichen Kennt-
nisse erworben hat und praktisch anwenden kann. Die schriftliche Prüfung erstreckt 
sich insbesondere auf die nachfolgenden fachlichen Grundlagenbereiche:
a. Rechtliche Grundlagen für die Versicherungsvermittlung und die Versicherungsberatung
b. Sozialversicherungsrechtliche Rahmenbedingungen, insbesondere:

• Gesetzliche Rentenversicherung
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• Private Vorsorge durch Lebens-, Renten- und Berufsunfähigkeitsversicherung
• Grundzüge der betrieblichen Altersvorsorge (Direktversicherung und Pensionskasse 

durch Entgeltumwandlung)
• Staatliche Förderung und steuerliche Behandlung der privaten Vorsorge und der 

durch Entgeltumwandlung finanzierten betrieblichen Altersvorsorge
c. Unfallversicherung, Krankenversicherung, Pflegeversicherung
d. Verbundene Hausratversicherung, verbundene Gebäudeversicherung
e. Haftpflichtversicherung, Kraftfahrtversicherung, Rechtsschutzversicherung

(5) Zu den im Absatz 4 genannten Versicherungssparten sollen insbesondere der zielgrup-
penspezifische Bedarf, die Angebotsformen, der Leistungsumfang, der Versicherungsfall, 
die rechtlichen Grundlagen und die marktüblichen allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen sowie die inhaltlichen Vorgaben gemäß Anlage 1 der VersVermV beachtet werden.

(6) Im praktischen Prüfungsteil, der als Simulation eines Kundenberatungsgespräches 
durchgeführt wird (Rollenspiel), wird jeweils ein Prüfungsteilnehmer geprüft. Hier soll 
der Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er über die Fähigkeiten verfügt, kundenge-
rechte Lösungen entwickeln und anbieten zu können. 

 Dabei kann der Prüfungsteilnehmer wählen zwischen den beiden Sachgebieten:
a. Vorsorge mit folgenden Inhalten: 

• Lebensversicherung
• Private Rentenversicherung
• Unfallversicherung
• Berufsunfähigkeitsversicherung
• Krankenversicherung
• Pflegeversicherung 

oder
b. Sach-/Vermögensversicherung mit folgenden Inhalten:

• Haftpflichtversicherung
• Kraftfahrtversicherung
• Verbundene Hausratversicherung
• Verbundene Gebäudeversicherung
• Rechtsschutzversicherung 

(7) Das Gespräch wird auf der Grundlage einer Fallvorgabe durchgeführt, die auf eine der 
beiden folgenden Situationen nach Angabe des Teilnehmers Bezug nimmt:
• Versicherungsvermittler und Kunde
• Versicherungsberater und Kunde
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(8) Zur praktischen Prüfung wird nur zugelassen, wer den schriftlichen Prüfungsteil be-
standen hat und sich innerhalb von zwei Jahren, beginnend ab dem Bestehen des 
schriftlichen Prüfungsteils, zum praktischen Prüfungsteil anmeldet und diesen ablegt. 
Die praktische Prüfung kann innerhalb der zwei Jahre beliebig oft wiederholt werden.

(9) Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse behinderter 
Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die Dauer der Prüfung, die 
Zulassung von Hilfsmitteln und die lnanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie 
Gebärdendolmetscher für hörbehinderte Menschen. Die Art der Behinderung ist mit der 
Anmeldung zur Prüfung nachzuweisen.

§ 10 Ergebnisbewertung
(1) Die Sachkundeprüfung ist mit Punkten zu bewerten. 
(2) Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer in vier der 

fünf Bereiche gemäß § 9 Absatz 4 lit. a bis e jeweils mindestens 50 Prozent und in dem 
weiteren Bereich mindestens 30 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt.

(3) Der praktische Teil der Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer mindestens 
50 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt.

(4) Wenn der praktische Prüfungsteil nicht innerhalb von zwei Jahren nach Bestehen des 
schriftlichen Prüfungsteils erfolgreich abgelegt wurde, gilt die Sachkundeprüfung ins-
gesamt als nicht bestanden.

(5) Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer beide Prüfungsteile 
bestanden hat.

§ 11 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses
(1) Der Prüfungsausschuss stellt gemeinsam das Ergebnis der einzelnen Prüfungsleistun-

gen und das Gesamtergebnis fest. 
(2) Das Ergebnis des schriftlichen Prüfungsteils ist dem Prüfungsteilnehmer als vorläufiges 

Ergebnis mitzuteilen. Die Bestätigung des Ergebnisses des schriftlichen Prüfungsteils, 
das Ergebnis des praktischen Prüfungsteils und das Gesamtergebnis sind in der Regel 
nach Abschluss der Beratungen über den praktischen Prüfungsteil mitzuteilen. Es ist auf 
die Regelung des § 10 Absatz 4 ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Ist der schriftliche oder der praktische Prüfungsteil nicht bestanden, erhält der Prü-
fungsteilnehmer einen schriftlichen Bescheid. 

(4) Prüfungsteilnehmern, die den schriftlichen und praktischen Prüfungsteil bestanden ha-
ben, wird eine Bescheinigung nach Anlage 2 der VersVermV ausgestellt.
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§ 12 Prüfungswiederholung
Die Prüfung gemäß § 9 Abs. 2 kann beliebig oft wiederholt werden.

§ 13 Niederschrift
Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen Prüfungsergebnisse, 
besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige Feststellungen zu entnehmen sind. Sie ist von 
den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. 

§ 14 Aufbewahrungsfristen
(1) Nach Abschluss der Prüfung ist das Ergebnis der Prüfung fünfzig Jahre aufzubewahren. 

Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind ein Jahr, die Niederschriften gem. § 13 zehn 
Jahre aufzubewahren. Weitere Prüfungsunterlagen sind, soweit vorhanden, ein Jahr 
aufzubewahren.

(2) Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines Rechtsmittels ge-
hemmt.

(3) Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.

§ 15 Rechtsbehelfsbelehrung
Entscheidungen sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfungsteilnehmer mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Diese richtet sich im Einzelnen nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung und den Ausführungsbestimmungen des Landes Bayern.

§ 16 Inkrafttreten
Diese Prüfungsordnung tritt am 1. August 2007 in Kraft.
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Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung  
Geprüfter Finanzanlagenfachmann/Geprüfte Finanzanlagenfachfrau (IHK)

vom 13. Dezember 2012 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2013, Heft 2, S. 66), 
geändert am 19. Juli 2018 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 10, S. 36)

§ 1 Sachkundeprüfung Geprüfter Finanzanlagenfachmann/Finanzanlagenfachfrau (IHK)

Der Nachweis der Sachkunde gemäß § 34 f Abs. 2 Nr. 4 GewO auch in Verbindung mit § 34 h 
Absatz 1 Satz 4 GewO kann durch eine Prüfung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
erbracht werden.

§ 2 Zuständigkeit
Die Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt (nachfolgend IHK) nimmt Prü-
fungen von Prüfungsbewerbern ab, die sich bei ihr angemeldet haben.

§ 3 Berufung von Prüfern und Zusammensetzung von Prüfungsausschüssen
(1) Die IHK errichtet einen oder mehrere Prüfungsausschüsse für die Sachkundeprüfung. 

Sie kann gemeinsame Prüfungsausschüsse mit anderen IHKs errichten.
(2) Die IHK beruft die Mitglieder der Prüfungsausschüsse für die Dauer von längstens fünf 

Jahren.
(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen für die Prüfungsgebiete sachkundig, 

mit der aktuellen Praxis der Finanzanlagenvermittlung und -beratung durch eigene Er-
fahrung vertraut und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein.

(4) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Der Prüfungsaus-
schuss wählt einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der Prüfungsausschuss ist 
beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder, wenigstens aber drei Mit-
glieder, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(5) Die Art. 83, 84, 86 und 89 BayVwVfG finden entsprechende Anwendung. Bei der 
Sachkundeprüfung darf nicht mitwirken, wer Angehöriger des/der Prüfungsteilneh-
mers/-teilnehmerin nach Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG ist.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Für bare Auslagen, 
Zeitversäumnis und sonstigen Aufwand wird eine angemessene Entschädigung gezahlt, 
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deren Höhe sich an dem Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz (JVEG) in der 
jeweilig geltenden Fassung orientiert.

(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach Anhörung des Betroffenen aus 
wichtigem Grunde abberufen werden.

§ 4 Prüfungstermine, Anmeldung zur Prüfung
(1) Die IHK bestimmt Ort und Zeitpunkt der Prüfung sowie die Zusammensetzung des Prü-

fungsausschusses und gibt die Prüfungstermine und Anmeldefristen in geeigneter Form 
rechtzeitig bekannt.

(2) Die Anmeldung erfolgt in der von der IHK vorgegebenen Form. Dabei hat der Prüfling 
anzugeben,
a) ob die Prüfung auf einzelne Kategorien von Finanzanlagen nach § 34 f Absatz 1 Satz 

1 Nr. 1 (offene Investmentvermögen), Nr. 2 (geschlossene Investmentvermögen) oder 
Nr. 3 (Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Abs. 2 Vermögensanlagengesetzes) der 
Gewerbeordnung beschränkt werden soll, 

b) ob er von dem praktischen Prüfungsteil gem. § 3 Abs. 5 Finanzanlagenvermittlungs-
verordnung befreit ist. Dies ist schriftlich durch ein entsprechendes Zeugnis oder 
eine entsprechende Bescheinigung bei der Anmeldung nachzuweisen.

(3) Die Entscheidung über den Prüfungstag, den Prüfungsort, den Prüfungsablauf und die 
erlaubten Hilfsmittel sind dem Prüfling rechtzeitig mitzuteilen.

§ 5 Nichtöffentlichkeit der Prüfung und Verschwiegenheit
(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(2) Bei der Prüfung können jedoch anwesend sein:

a) beauftragte Vertreter der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
b) Mitglieder eines anderen Prüfungsausschusses für die Sachkundeprüfung „Geprüfter 

Finanzanlagenfachmann/Geprüfte Finanzanlagenfachfrau IHK“, 
c) Vertreter der IHK,
d) Personen, die beauftragt sind, die Qualität der Prüfung zu kontrollieren, oder
e) Personen, die in den Prüfungsausschuss für die Sachkundeprüfung „Geprüfter Finanzan-

lagenfachmann/Geprüfte Finanzanlagenfachfrau IHK berufen werden sollen.
 Diese Personen dürfen weder in die Prüfung noch in die Beratung über das Prüfungser-

gebnis einbezogen werden. 
(3) Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber der IHK, haben  
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die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige mit der Prüfung befasste Personen 
über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit gegenüber Dritten zu wahren.

§ 6 Belehrung, Befangenheit
(1) Zu Beginn des jeweiligen Prüfungsteils wird die Identität der Prüflinge festgestellt. Die 

Prüflinge sind nach Bekanntgabe der Prüfer zu befragen, ob sie von ihrem Recht zur 
Ablehnung eines Prüfers wegen Besorgnis der Befangenheit gemäß Art. 20 und 21 BayV-
wVfG Gebrauch machen wollen.

(2) Für Mitglieder des Prüfungsausschusses gilt Art. 20 Absatz 4 BayVwVfG entsprechend.
(3) Über einen Befangenheitsantrag entscheiden die Prüfer des Prüfungsausschusses ohne 

Mitwirkung des betroffenen Prüfers. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag. Richtet sich der Ablehnungsantrag gegen den Vorsitzenden, 
so ist mindestens eine Zweidrittelmehrheit der anderen Prüfer erforderlich. Wird einem 
Befangenheitsantrag stattgegeben, so soll der Prüfling zum nächsten Prüfungstermin 
eingeladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer nicht sogleich durch einen an-
deren Prüfer ersetzt oder der Prüfling nicht einem anderen Prüfungsausschuss zugeteilt 
werden kann. Besteht die Besorgnis der Befangenheit bei allen Prüfungsausschussmit-
gliedern, so hat die IHK zu entscheiden. 

§ 7 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
(1) Bei Täuschungshandlungen oder erheblichen Störungen des Prüfungsablaufes kann der 

Prüfling durch die Prüfungsaufsicht von der weiteren Teilnahme vorläufig ausgeschlos-
sen werden.

(2) Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen entscheidet der Prüfungsausschuss 
nach Anhören des Prüflings. In schwerwiegenden Fällen, insbesondere bei vorbereiteten 
Täuschungshandlungen, kann die Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. Das Glei-
che gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich festgestellten Täuschungen.

§ 8 Rücktritt, Nichtteilnahme
Tritt ein Prüfling nach der Anmeldung und vor Beginn der Prüfung durch schriftliche Erklä-
rung zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Tritt der Prüfling nach Beginn der Prüfung 
zurück oder nimmt er an der Prüfung nicht teil, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so 
gilt die Prüfung als nicht bestanden. Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes entscheidet 
die IHK. 



Dienstleistungen84

§ 9 Durchführung und Gliederung der Prüfung
(1) Die Prüfungssprache ist Deutsch.
(2) Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Abs. 1 Finanzanlagenvermittlungsverord-

nung aus einern schriftlichen und einem praktischen Prüfungsteil. Der schriftliche 
Prüfungsteil dauert für die Prüfung aller Kategorien nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 Finanzanla-
genvermittlungsverordnung in Verbindung mit § 3 Abs. 2 S. 1 Finanzanlagenvermitt-
lungsverordnung (Vollprüfung) 165 Minuten. Der praktische Prüfungsteil soll in der Re-
gel 20 Minuten dauern. Dem Prüfling ist eine Vorbereitungszeit zur praktischen Prüfung 
von 20 Minuten zu gewähren. Der schriftliche Prüfungsteil kann entweder auf Papier 
oder in elektronischer Form durchgeführt werden. Der schriftliche Prüfungsteil kann im 
Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt werden. Die IHK bestimmt das Verfahren.

(3) Die IHK regelt die Aufsichtsführung bei dem schriftlichen Prüfungsteil.
(4) Im schriftlichen Prüfungsteil soll anhand von praxisbezogenen Aufgaben nachgewie-

sen werden, dass der Prüfling die grundlegenden fachlichen und rechtlichen Kennt-
nisse erworben hat und diese praktisch anwenden kann. Gegenstand des schriftlichen 
Prüfungsteils sind fachliche Kenntnisse, insbesondere über rechtliche Grundlagen und 
steuerliche Behandlungen von:
a) Beratung und Vermittlung von Finanzanlagenprodukten, die in § 34 f Abs. 1 Satz 1 

GewO genannt sind,
b) offene Investmentvermögen (§ 34 f Abs. 1 Nr. 1 GewO),
c) geschlossene Investmentvermögen (§ 34 f Abs. 1 Nr. 2 GewO) und
d) Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes (§ 34 f 

Abs. 1 Nr. 3 GewO).
(5) Zu den in Absatz 4 genannten Bereichen sollen die inhaltlichen Vorgaben gemäß Anlage 

1 der Finanzanlagenvermittlungsverordnung beachtet werden.
(6) Im praktischen Prüfungsteil, der als Simulation eines Kundenberatungsgespräches 

durchgeführt wird, wird jeweils ein Prüfling geprüft. Hier soll der Prüfling nachweisen, 
dass er über die Fähigkeiten verfügt, kundengerechte Lösungen zu entwickeln und an-
zubieten.

(7) Das Gespräch wird auf der Grundlage einer Fallvorgabe durchgeführt, die auf eine Situation 
Finanzanlagenvermittler und Kunde Bezug nimmt. Die Fallvorgabe bezieht sich auf den im 
schriftlichen Prüfungsteil gewählten inhaltlichen Schwerpunkt gem. Abs. 4b), c) oder d).

(8) Zum praktischen Prüfungsteil wird nur zugelassen, wer den schriftlichen Prüfungsteil 
bestanden hat und sich innerhalb von zwei Jahren, beginnend ab dem Bestehen des 
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schriftlichen Prüfungsteils, zum praktischen Prüfungsteil anmeldet und diesen ablegt. 
Die praktische Prüfung kann innerhalb der zwei Jahre beliebig oft wiederholt werden.

(9) Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse behinderter 
Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die Dauer der Prüfung, die 
Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie 
Gebärdendolmetscher für hörbehinderte Menschen. Die Art der Behinderung ist mit der 
Anmeldung zur Prüfung nachzuweisen.

§ 10 Ergebnisbewertung
(1) Die Sachkundeprüfung ist mit Punkten zu bewerten. 
(2) Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfling in den geprüften Berei-

chen jeweils mindestens 50 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt.
(3) Der praktische Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfling mindestens 50 Prozent der 

erreichbaren Punkte erzielt.
(4) Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prüfling beide Prüfungsteile bestanden 

hat oder nur der schriftliche Prüfungsteil bestanden ist und der praktische Prüfungsteil 
gem. § 3 Abs. 5 Finanzanlagenvermittlungsverordnung nicht zu absolvieren ist.

(5) Der praktische Prüfungsteil ist nicht zu absolvieren, wenn der Prüfling von diesem gem. 
§ 3 Abs. 5 Finanzanlagenvermittlungsverordnung befreit ist. 

§ 11 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses
(1) Der Prüfungsausschuss stellt gemeinsam das Ergebnis der einzelnen Prüfungsleistun-

gen und das Gesamtergebnis fest.
(2) Das Ergebnis des schriftlichen Prüfungsteils ist dem Prüfling als vorläufiges Ergebnis 

mitzuteilen. Die Bestätigung des Ergebnisses des schriftlichen Prüfungsteils, das Ergeb-
nis des praktischen Prüfungsteils und das Gesamtergebnis sind in der Regel nach Ab-
schluss der Beratungen über den praktischen Prüfungsteil mitzuteilen. 

(3) Wurde der schriftliche oder der praktische Prüfungsteil nicht bestanden, erhält der 
Prüfling darüber einen schriftlichen Bescheid, in dem auf die Möglichkeit der Wiederho-
lungsprüfung hinzuweisen ist.

(4) Wenn der Prüfling die Prüfung erfolgreich abgelegt hat, wird eine Bescheinigung nach 
Anlage 2 der Finanzanlagenvermittlungsverordnung ausgestellt. Soweit der Prüfling den 
praktischen Prüfungsteil gem. § 3 Abs. 5 Finanzanlagenvermittlungsverordnung nicht 
zu absolvieren hat, ist ein entsprechender Hinweis in der Bescheinigung aufzunehmen.
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§ 12 Prüfungswiederholung
Die Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden.

§ 13 Niederschrift
Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen Prüfungsergebnisse, 
besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige Feststellungen zu entnehmen sind. Sie ist von 
den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. 

§ 14 Aufbewahrungsfristen
(1) Nach Abschluss der Prüfung ist das Ergebnis der Prüfung fünfzig Jahre aufzubewahren. 

Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind ein Jahr, die Niederschriften gem. § 13 zehn 
Jahre aufzubewahren. Weitere Prüfungsunterlagen sind, soweit vorhanden, ein Jahr 
aufzubewahren.

(2) Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines Rechtsmittels gehemmt.
(3) Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.

§ 15 Rechtsbehelfsbelehrung
Entscheidungen sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfling mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen. 

§ 16 Inkrafttreten
Diese Prüfungsordnung tritt einen Tag nach ihrer Verkündung in der „Wirtschaft in Main-
franken“ in Kraft.
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Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung  
Geprüfe/r Fachmann/-frau für Immobiliardarlehensvermittlung (IHK)

Vom 21. Juli 2016 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2016, Heft 9, S. 36), 
geändert am 19. Juli 2018 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 10, S. 36)

§ 1 Sachkundeprüfung Geprüfte/r Fachmann/-frau für Immobiliardarlehens- 
vermittlung (IHK)
Der Nachweis der Sachkunde gem. § 34 i Abs. 2 Nr. 4 der Gewerbeordnung kann durch eine 
Prüfung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erbracht werden.

§ 2 Zuständigkeit
Die Abnahme der Sachkundeprüfung erfolgt durch die Industrie- und Handelskammern. Der 
Prüfling kann bei jeder Industrie- und Handelskammer zur Sachkundeprüfung antreten, so-
weit die Industrie- und Handelskammer die Sachkundeprüfung anbietet.

§ 3 Berufung von Prüfern und Zusammensetzung von Prüfungsausschüssen
(1) Die IHK errichtet einen oder mehrere Prüfungsausschüsse für die Sachkundeprüfung. 

Sie kann gemeinsame Prüfungsausschüsse mit anderen IHKs errichten.
(2) Die IHK beruft die Mitglieder der Prüfungsausschüsse für die Dauer von längstens fünf 

Jahren.
(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen auf den Prüfungsgebieten sachkundig, 

mit der aktuellen Praxis der Immobiliardarlehensvermittlung und -beratung durch eige-
ne Erfahrung vertraut und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein.

(4) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Der Prüfungsaus-
schuss wählt einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der Prüfungsausschuss ist 
beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder, wenigstens aber drei Mit-
glieder, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(5) Die Art. 83 bis 86 BayVwVfG und Art. 89 BayVwVfG finden entsprechende Anwendung. 
Bei der Sachkundeprüfung darf nicht mitwirken, wer Angehöriger des Prüflings nach 
Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG ist.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Für bare Auslagen, 
Zeitversäumnis und sonstigen Aufwand wird eine angemessene Entschädigung gezahlt, 
deren Höhe sich an dem Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz (JVEG) in der 
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jeweilig geltenden Fassung orientiert.
(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können aus wichtigem Grunde nach Anhörung 

des Betroffenen abberufen werden. 

§ 4 Prüfungstermine, Anmeldung zur Prüfung
(1) Die IHK bestimmt Ort und Zeitpunkt der Prüfung sowie die Zusammensetzung des Prü-

fungsausschusses und gibt die Prüfungstermine und Anmeldefristen in geeigneter Form 
rechtzeitig bekannt.

(2) Die Anmeldung erfolgt in der von der IHK vorgegebenen Form. Dabei hat der Prüfling 
anzugeben, ob er von dem praktischen Prüfungsteil gem. § 3 Abs. 5 ImmVermV befreit 
ist. Dies ist schriftlich durch 
a) Vorlage der Erlaubnis nach § 34 d Abs. 1, § 34 e Abs. 1, § 34 f Abs. 1 oder § 34 h Abs. 

1 der Gewerbeordnung oder
b) einen Sachkundenachweis im Sinne des § 34 d Abs. 2 Nr. 4 der Gewerbeordnung oder 

einen diesem § 19 Abs. 1 der Versicherungsvermittlungsverordnung gleichgestellten 
Abschluss oder

c) einen Sachkundenachweis im Sinn des § 34 f Abs. 2 Nr. 4 der Gewerbeordnung oder
d) einen Sachkundenachweis nach § 34 h Abs. 1 S. 4 in Verbindung mit § 34 f Abs. 2 Nr. 

4 der Gewerbeordnung
 nachzuweisen.
(3) Die Entscheidung über den Prüfungstag, den Prüfungsort, den Prüfungsablauf und die 

erlaubten Hilfsmittel sind dem Prüfling rechtzeitig mitzuteilen.

§ 5 Nichtöffentlichkeit der Prüfung und Verschwiegenheit
(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(2) Im praktischen Teil der Prüfung können jedoch anwesend sein:

a) beauftragte Vertreter der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
b) Mitglieder eines anderen Prüfungsausschusses für die Sachkundeprüfung „Geprüf-

te/r Fachmann/-frau für Immobiliardarlehensvermittlung (IHK)“, 
c) Vertreter der Industrie- und Handelskammern,
d) Personen, die beauftragt sind, die Qualität der Prüfung zu kontrollieren, oder
e) Personen, die in einen Prüfungsausschuss berufen werden sollen.

 Diese Personen dürfen nicht in die laufende Prüfung eingreifen oder in die Beratung 
über das Prüfungsergebnis einbezogen werden.



Dienstleistungen 89

(3) Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber der IHK, haben 
die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige mit der Prüfung befasste Perso-
nen über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit gegenüber Dritten zu wahren.

§ 6 Belehrung, Befangenheit
(1) Zu Beginn des jeweiligen Prüfungsteils wird die Identität der Prüflinge festgestellt. 

Die Prüflinge sind nach Bekanntgabe der Prüfer zu befragen, ob sie von ihrem Recht 
zur Ablehnung eines Prüfers wegen Besorgnis der Befangenheit gemäß Art. 20 und 21  
BayVwVfG Gebrauch machen wollen.

(2) Für Mitglieder des Prüfungsausschusses gilt entsprechend Art. 20 Abs. 4 BayVwVfG.
(3) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Ausübung 

des Prüfungsamtes zu rechtfertigen, oder wird von einem Prüfling das Vorliegen eines 
solchen Grundes behauptet, so hat die betroffene Person dies der zuständigen Stelle 
mitzuteilen, während der Prüfung dem Prüfungsausschuss.

(4) Über einen Befangenheitsantrag entscheiden die Prüfer des Prüfungsausschusses ohne 
Mitwirkung des betroffenen Prüfers. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag. Richtet sich der Ablehnungsantrag gegen den Vorsitzenden, 
so ist mindestens eine Zweidrittelmehrheit der anderen Prüfer erforderlich. Wird einem 
Befangenheitsantrag stattgegeben, so soll der Prüfling zum nächsten Prüfungstermin 
eingeladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer nicht sogleich durch einen ande-
ren Prüfer ersetzt oder der Prüfling einem anderen Prüfungsausschuss zugeteilt werden 
kann. Besteht die Besorgnis der Befangenheit bei allen Prüfungsausschussmitgliedern, 
so hat die IHK zu entscheiden. 

§ 7 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
(1) Unternimmt es ein Prüfling, das Prüfungsergebnis durch Täuschung oder Benutzung 

nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder leistet er Beihilfe zu einer Täuschung 
oder einem Täuschungsversuch, liegt eine Täuschungshandlung vor.

(2) Wird während der Prüfung festgestellt, dass ein Prüfling eine Täuschungshandlung be-
geht oder einen entsprechenden Verdacht hervorruft, ist der Sachverhalt von der Auf-
sichtsführung festzustellen und zu protokollieren. Der Prüfling setzt die Prüfung vorbe-
haltlich der Entscheidung des Prüfungsausschusses über die Täuschungshandlung fort.

(3) Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird die Prüfung für nicht bestanden erklärt. Vor 
der Entscheidung des Prüfungsausschusses ist der Prüfling zu hören.
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§ 8 Rücktritt, Nichtteilnahme
Tritt ein Prüfling nach der Anmeldung und vor Beginn der Prüfung durch schriftliche Erklärung 
zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Tritt der Prüfling nach Beginn der Prüfung zurück 
oder nimmt er an der Prüfung nicht teil, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so gilt die 
Prüfung als nicht bestanden. Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes entscheidet die IHK. 

§ 9 Durchführung und Gliederung der Prüfung
(1) Die Prüfungssprache ist deutsch.
(2) Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Abs. 1 ImmVermV aus einem schriftlichen 

und einem praktischen Prüfungsteil. Die schriftliche Prüfung dauert 150 Minuten. Der 
praktische Prüfungsteil soll in der Regel 20 Minuten dauern. Dem Prüfling ist eine Vor-
bereitungszeit zur praktischen Prüfung von 20 Minuten zu gewähren. Der schriftliche 
Prüfungsteil kann entweder auf Papier oder in elektronischer Form durchgeführt werden. 
Der schriftliche Prüfungsteil kann im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt werden. 
Die IHK bestimmt das Verfahren

(3) Die IHK regelt die Aufsichtsführung bei dem schriftlichen Prüfungsteil.
(4) Im schriftlichen Prüfungsteil soll der Prüfling anhand praxisbezogener Aufgaben nach-

weisen, dass er die grundlegenden fachlichen und rechtlichen Kenntnisse auf dem Ge-
biet der Immobiliardarlehensvermittlung erworben hat und diese Kenntnisse praktisch 
anwenden kann. Der schriftliche Prüfungsteil umfasst die in § 1 Abs. 2 Nr. 2 und 3 der 
ImmVermV aufgeführten Sachgebiete.

(5) Zu den in Abs. 4 genannten Bereichen sollen die inhaltlichen Vorgaben gem. Anlage 1 
der ImmVermV beachtet werden. 

(6) Im praktischen Prüfungsteil, der als Simulation eines Kundenberatungsgespräches durch-
geführt wird, wird jeweils ein Prüfling geprüft. Hier soll der Prüfling nachweisen, dass er 
über die Fähigkeiten verfügt, kundengerechte Lösungen zu entwickeln und anzubieten.

(7) Das Gespräch wird auf der Grundlage einer Fallvorgabe durchgeführt, die auf eine Situ-
ation Immobiliardarlehensvermittler und Kunde Bezug nimmt. 

(8) Zum praktischen Prüfungsteil wird nur zugelassen, wer den schriftlichen Prüfungsteil 
bestanden hat und sich innerhalb von zwei Jahren, beginnend ab dem Bestehen des 
schriftlichen Prüfungsteils, zum praktischen Prüfungsteil anmeldet und diesen ablegt. 
Die praktische Prüfung kann innerhalb der zwei Jahre beliebig oft wiederholt werden.

(9) Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse behinderter 
Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die Dauer der Prüfung, die 
Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie 
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Gebärdendolmetscher für hörbehinderte Menschen. Die Art der Behinderung ist mit der 
Anmeldung zur Prüfung nachzuweisen.

§ 10 Gegenstand und Dauer der spezifischen Sachkundeprüfung
(1) Gegenstand der spezifischen Sachkundeprüfung sind die Sachgebiete gemäß §§ 1 und 3 

ImmVermV, die aufgrund der Feststellung gem. § 5 ImmVermV ergänzend zu prüfen sind.
(2) Im Fall der spezifischen Sachkundeprüfung gemäß § 5 ImmVermV können die in § 9 Abs. 

2 genannten Zeiten gekürzt werden.

§ 11 Ergebnisbewertung
(1) Die Sachkundeprüfung ist mit Punkten zu bewerten. 
(2) Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfling in jedem der Sachgebiete 

nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 ImmVermV mindestens 50 Prozent der erreichbaren 
Punkte erzielt hat.

(3) Der praktische Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfling mindestens 50 Prozent der 
erreichbaren Punkte erzielt hat.

(4) Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prüfling beide Prüfungsteile bestanden 
hat oder nur der schriftliche Prüfungsteil bestanden ist und der praktische Prüfungsteil 
gem. § 3 Abs. 5 ImmVermV nicht zu absolvieren ist.

(5) Der praktische Prüfungsteil ist nicht zu absolvieren, wenn der Prüfling von diesem gem. 
§ 3 Abs. 5 ImmVermV befreit ist.

§ 12 Ergebnisbewertung der spezifischen Sachkundeprüfung
(1) Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfling in den geprüften Berei-

chen jeweils mindestens 50 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt.
(2) Sofern eine praktische Prüfung stattfindet, ist der praktische Prüfungsteil bestanden, 

wenn der Prüfling mindestens 50 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt.
(3) Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prüfling die aufgrund der Feststellung 

gem. § 5 ImmVermV zu ergänzenden Prüfungsteile bestanden hat.

§ 13 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses
(1) Der Prüfungsausschuss stellt gemeinsam das Ergebnis der einzelnen Prüfungsleistun-

gen und das Gesamtergebnis fest.
(2) Das Ergebnis des schriftlichen Prüfungsteils ist dem Prüfling als vorläufiges Ergebnis 

mitzuteilen. Die Bestätigung des Ergebnisses des schriftlichen Prüfungsteils, das Ergebnis 
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des praktischen Prüfungsteils und das Gesamtergebnis sind in der Regel nach Abschluss 
der Beratungen über den praktischen Prüfungsteil mitzuteilen. 

(3) Wurde der schriftliche oder der praktische Prüfungsteil nicht bestanden, erhält der 
Prüfling darüber einen schriftlichen Bescheid, in dem auf die Möglichkeit einer Wieder-
holungsprüfung hinzuweisen ist.

(4) Wenn der Prüfling die Prüfung erfolgreich abgelegt hat, wird eine Bescheinigung nach 
Anlage 2 der ImmVermV ausgestellt.

(5) Prüflingen, die die spezifische Sachkundeprüfung nach § 5 ImmVermV bestanden haben, 
wird hierüber eine Bescheinigung ausgestellt.

§ 14 Prüfungswiederholung
Die Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden.

§ 15 Niederschrift
Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen Prüfungsergebnisse, 
besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige Feststellungen zu entnehmen sind. Sie ist von 
den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. 

§ 16 Aufbewahrungsfristen
(1) Nach Abschluss der Prüfung ist das Ergebnis der Prüfung fünfzig Jahre aufzubewahren. 

Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind ein Jahr, die Niederschriften gem. § 15 zehn 
Jahre aufzubewahren. Weitere Prüfungsunterlagen sind, soweit vorhanden, ein Jahr 
aufzubewahren.

(2) Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines Rechtsmittels ge-
hemmt.

(3) Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.

§ 17 Rechtsbehelfsbelehrung
Entscheidungen sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfling mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen. Dies richtet sich im Einzelnen nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung und den Ausführungsbestimmungen des Landes Bayern.

§ 18 Inkrafttreten
Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im IHK-Magazin „WiM – 
Wirtschaft in Mainfranken“ in Kraft.
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Prüfungsordnung für die Durchführung der 
Sachkundeprüfung im Bewachungsgewerbe1

vom 11. Dezember 2002 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2003, Heft 1, S. 54)

§ 1 Sachkundeprüfung
Der Nachweis der Sachkunde für die Tätigkeit in den in § 34 a Abs. 1 Satz 5 GewO genannten 
Bereichen kann durch eine Prüfung nach den in den nachfolgenden Paragrafen getroffenen 
Regelungen erbracht werden. Zweck der Sachkundeprüfung ist der Nachweis, dass die in 
diesen Bereichen tätigen Personen Kenntnisse über die für die Ausübung dieser Tätigkeiten 
notwendigen rechtlichen Vorschriften und fachspezifischen Pflichten und Befugnisse sowie 
deren praktische Anwendung in einem Umfang verfügen, die ihnen die eigenverantwortliche 
Wahrnehmung dieser Wachaufgaben ermöglichen.

§ 2 Errichtung, Zusammensetzung und Berufung von Prüfungsausschüssen
(1) Die Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt, im Folgenden IHK genannt, 

errichtet einen oder mehrere Prüfungsausschüsse für die Sachkundeprüfung. Mit anderen 
Industrie- und Handelskammern können gemeinsame Prüfungsausschüsse errichtet 
werden.

(2) Die IHK beruft die Mitglieder des Ausschusses, den Vorsitzenden und seinen Stellver-
treter für die Dauer von längstens fünf Jahren.

(3) Die Prüfungsausschussmitglieder müssen für die Prüfungsgebiete sachkundig und für 
die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein.

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder mitwirken.
(5) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sind ehrenamtlich tätig, sofern sie nicht 

bei der IHK beschäftigt sind. Hinsichtlich ihrer Pflichten gelten die Vorschriften 
der Art. 83, 84 und 86 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes Bayern vom 
23.12.1976 (GVBl. S. 544 Bay RS 2010-1-I) entsprechend. Bei der Sachkundeprüfung 
darf nicht mitwirken, wer Angehöriger des Prüfungsteilnehmers nach Art. 20 Abs. 5 
BayVwVfG ist.

(6) Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder der Prüfungsausschüsse erhalten auf Antrag eine 
Entschädigung entsprechend den Vorschriften des Gesetzes über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Richter vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1753) in der jeweils  
geltenden Fassung.

1)   Für den Kammerbezirk der IHK Würzburg-Schweinfurt wurde die Durchführung der Sachkundeprüfung und Unterrichtung 
nach § 34a GewO auf die IHK Nürnberg für Mittelfranken übertragen.
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§ 3 Prüfungstermine und Anmeldung zur Prüfung
(1) Die IHK bestimmt Prüfungsausschuss, Ort und Zeitpunkt der Prüfung.
(2) Die Anmeldung zur Sachkundeprüfung soll schriftlich erfolgen.
(3) Der Ausschuss ist für solche Prüfungsbewerber zuständig, deren Beschäftigungsort 

oder Aus- oder Fortbildungsstätte im Bezirk der IHK liegt oder die ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt dort haben.

§ 4 Belehrung, Befangenheit
(1) Zu Beginn der Prüfung wird die Identität der Prüfungsteilnehmer festgestellt. Die Prü-

fungsteilnehmer sind nach Bekanntgabe der Prüfer zu befragen, ob sie von ihrem Recht 
zur Ablehnung eines Prüfers wegen Besorgnis der Befangenheit Gebrauch machen.

(2) Über einen Ablehnungsantrag entscheiden die für den Prüfungstermin bestimmten 
Prüfer ohne Mitwirkung des betroffenen Prüfers. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Richtet sich der Ablehnungsantrag gegen 
den Vor sitzenden, so ist Einstimmigkeit der beisitzenden Prüfer erforderlich. Wird einem 
Ablehnungs antrag stattgegeben, so soll der Prüfungsteilnehmer zum nächsten Prü-
fungstermin eingeladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer nicht sogleich 
durch einen Vertreter ersetzt werden kann. Besteht die Besorgnis der Befangenheit bei 
allen Prüfungsausschussmitgliedern, so hat die IHK zu entscheiden.

§ 5 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
(1) Prüfungsteilnehmer, die sich einer Täuschungshandlung oder erheblichen Störung des 

Prüfungsablaufes schuldig machen, kann der Aufsichtsführende von der Prüfung vor-
läufig ausschließen. 

(2) Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen entscheidet der Prüfungsausschuss 
nach Anhören des Prüfungsteilnehmers. In schwerwiegenden Fällen, insbesondere bei 
vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann die Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
Das Gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich festgestellten Täuschungen. 

§ 6 Rücktritt, Nichtteilnahme
Tritt der Prüfungsbewerber nach der Anmeldung und vor Beginn der Prüfung durch schrift-
liche Erklärung zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Tritt der Prüfungsteilnehmer nach 
Beginn der Prüfung zurück oder nimmt er an der Prüfung nicht teil, ohne dass ein wichtiger 
Grund vorliegt, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. Über das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes entscheidet der Prüfungsausschuss.
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§ 7 Gliederung, Durchführung und Bewertung der Sachkundeprüfung
(1) Die Prüfungssprache ist Deutsch.
(2) Die IHK regelt im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss die Aufsichtsführung bei 

der schriftlichen Prüfung.
(3) Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 5 c Abs. 1 BewachV aus einem schriftlichen 

und einem mündlichen Teil. Die Dauer der schriftliche Prüfung beträgt 120 Minuten, die 
mündliche Prüfung soll pro Prüfungsteilnehmer etwa 15 Minuten dauern. In der münd-
lichen Prüfung können bis zu fünf Prüfungsteilnehmer gleichzeitig geprüft werden.

(4) Gegenstand der schriftlichen Prüfung sind die in § 4 BewachV festgelegten Prüfungs-
gebiete. Gegenstand der mündlichen Prüfung sind die in § 5 a Abs. 2 i.V.m. § 4 BewachV 
aufgeführten Gebiete mit dem Schwerpunkt der in § 4 Nr. 1 und 5 BewachV genannten 
Gebiete. Der Prüfungsausschuss ist gehalten, die überregional erstellten Prüfungs-
aufgaben zu übernehmen.

(5) Die schriftliche und die mündliche Prüfung ist mit Punkten zu bewerten. Zur münd-
lichen Prüfung wird nur zugelassen, wer die schriftliche Prüfung mit mindestens 50 
Prozent der zu vergebenden Gesamtpunkte bestanden hat, wenn der Teilnehmer sich 
innerhalb von einem Jahr, beginnend mit dem Ablegen der schriftlichen Prüfung, zur 
mündlichen Prüfung anmeldet. Die mündliche Prüfung ist bestanden, wenn mindestens 
50 Prozent der zu vergebenden Gesamtpunkte erreicht werden. 

(6) Die Sachkundeprüfung ist nicht öffentlich. Ausnahmen richten sich nach § 5 c Abs. 4 
BewachV.

(7) Die Prüfungsteilnehmer sind vor der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur Verfü-
gung stehende Zeit, die in der schriftlichen und mündlichen Prüfung jeweils zu errei-
chende Gesamtpunkteanzahl, die Bedingungen über die Zulassung zur mündlichen Prü-
fung und die Folgen bei Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen zu belehren.

§ 8 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses
(1) Der Prüfungsausschuss entscheidet mehrheitlich jeweils über das Bestehen oder 

Nichtbestehen der schriftlichen und der mündlichen Prüfung. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet der Vorsitzende.

(2) Das Ergebnis der schriftlichen Prüfung ist dem Prüfungsteilnehmer nach Abschluss der 
Korrektur, das Ergebnis der mündlichen Prüfung nach Abschluss der Beratungen über 
diese mitzuteilen.
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(3) Ist die schriftliche oder die mündliche Prüfung nicht bestanden, erhält der Prüfungsteil-
nehmer einen schriftlichen Bescheid der IHK. Der Bescheid enthält den Hinweis, dass die 
Prüfung nach Anmeldung wiederholt werden kann. 

(4) Prüfungsteilnehmern, die die schriftliche und mündliche Prüfung bestanden haben, 
wird eine Bescheinigung nach Anlage 4 der BewachV ausgestellt.

§ 9 Niederschrift
Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen Prüfungsergebnisse, 
besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige Feststellungen zu entnehmen sind. Sie ist von 
den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

§ 10 Rechtsbehelfsbelehrung
Entscheidungen sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfungsteilnehmer mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

§ 11 Inkrafttreten
Diese Prüfungsordnung tritt am 15. Januar 2003 in Kraft.
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Satzung der Schlichtungsstelle der IHK Würzburg-Schweinfurt zur 
Beilegung von Streitigkeiten bei der Hotelklassifzierung

vom 15. März 1995 („Wirtschaft in Mainfranken“ 1995, Heft 4, S. 38)

Präambel
Die BTG Tourist Touristische Marketing GmbH (nachfolgend „BTG“ genannt) mit Sitz in 
München und die zu klassifizierenden Betriebe (Antragsteller) haben vertraglich vereinbart, 
sich im Falle des Auftretens von Streitigkeiten über Klassifizierungsanträge einer gütlichen 
Einigung vor der „Schlichtungsstelle zur Beilegung von Streitigkeiten bei der Hotelklassifizie-
rung“ bei der für den Antragsteller zuständigen Industrie- und Handelskammer zu unter-
werfen. Die Rechtsfolgen eines Vergleiches vor der Schlichtungsstelle und der Nicht einigung 
sind ebenfalls vertraglich geregelt.
Die Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt hat in ihrer 
Sitzung vom 15. März 1995 beschlossen, eine „Schlichtungsstelle zur Beilegung von Streitig-
keiten bei der Hotelklassifizierung“ einzurichten und ihr die nachfolgende Satzung zu geben.

§ 1 Errichtung und Zuständigkeit
Bei der Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt (nachfolgend Kammer genannt) 
wird eine „Schlichtungsstelle zur Beilegung von Streitigkeiten bei der Hotelklassifizierung“ 
errichtet.

§ 2 Zusammensetzung
(1) Die Schlichtungsstelle entscheidet in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei 

Beisitzern. Der Vorsitzende muss die Befähigung zum Richteramt besitzen.
(2) Die Kammer beruft nach Anhörung der „BTG“ auf die Dauer von drei Jahren den Vor-

sitzenden und mindestens einen Stellvertreter.
(3) Die Kammer beruft erfahrene Unternehmer oder leitende Angestellte des Beherber-

gungsgewerbes und sonstige Sachkundige, insbesondere Kurdirektoren, Leiter von 
Fremdenverkehrsämtern oder -stellen, in ausreichender Zahl auf die Dauer von drei 
Jahren als Beisitzer.

 Sie hat bei der Erstellung der Liste der Beisitzer Vorschläge des Bezirksverbandes des 
Bayerischen Hotel- und Gaststättenverbandes sowie des regionalen Fremdenver-
kehrsverbandes einzuholen.
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 Im Falle der Anrufung der Schlichtungsstelle (§ 4) wählt die Kammer aus der Gruppe der 
Unternehmen und der sonstigen Sachkundigen je einen Beisitzer aus.

§ 3 Bekanntmachung
Die Liste des Vorsitzenden, seines(r) Stellvertreter(s) und der Beisitzer ist im Mitteilungsblatt 
der Kammer bekannt zu machen. Sie ist der „BTG“ mitzuteilen.

§ 4 Antrag
Anträge sind schriftlich in vierfacher Fertigung einzureichen; sie können auch zur Nieder-
schrift der Schlichtungsstelle gestellt werden. Der Nachweis der Klassifizierungsverein-
barung gemäß Präambel ist zu führen. Anträge sind unter Bezeichnung der Beweismittel 
und unter Beifügung etwa vorhandener Urkunden in Urschrift oder Abschrift und sonstiger 
Beweisstücke zu begründen.

§ 5 Öffentlichkeit
Die Verhandlung ist nicht öffentlich; der Vorsitzende kann bei Vorliegen eines berechtigten 
Interesses Dritten die Anwesenheit gestatten. § 128 Abs. 1 und § 136 der Zivilprozess ordnung 
(ZPO) gelten sinngemäß. Die Schlichtungsstelle kann den (die) Betrieb(e) des Antragstellers 
in sinngemäßer Anwendung der §§ 371 ff. ZPO in Augenschein nehmen und Auskunfts-
personen anhören, die freiwillig vor ihr erscheinen. Die Beeidigung solcher Personen oder 
einer Partei ist nicht zulässig.

§ 6 Ladung
(1) Der Vorsitzende bestimmt den Termin zur mündlichen Verhandlung. Die Ladungsfrist 

beträgt mindestens eine Woche.
(2) Die Beschlüsse der Schlichtungsstelle werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Stimm-

enthaltung ist unzulässig.
(3) Für die Mitglieder der Schlichtungsstelle gilt die Schweigepflicht des § 43 des Deutschen 

Richtergesetzes entsprechend.
(4) Über jede Verhandlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie soll Ort und Tag der Ver-

handlung, die Bezeichnung der Beteiligten und bei der Verhandlung mitwirkenden 
Personen, die gestellten Anträge sowie das Ergebnis der Verhandlung enthalten. Die 
Niederschrift ist vom Vorsitzenden zu unterzeichnen.

(5) Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über Prozessbevollmächtigte und Beistände, über 
die Rücknahme des Antrags sowie über die Zustellung von Amts wegen gelten sinngemäß.
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§ 7 Vergütung und Entschädigung
Die Kammer kann dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle eine Vergütung für seine 
Tätigkeit gewähren. Die Beisitzer erhalten von der Kammer auf Antrag eine Entschädigung 
entsprechend den Bestimmungen des Gesetzes über die Entschädigung der ehrenamtlichen 
Richter. Die Entschädigung setzt der Vorsitzende fest, wenn der Beisitzer oder die Kammer 
eine Festsetzung beantragt.

§ 8 Kosten des Verfahrens
(1) Für das Verfahren vor der Schlichtungsstelle erhebt die Kammer auf der Grundlage ihrer 

Gebührenordnung eine Gebühr von DM 1001 bis DM 1.0002, deren Höhe insbesondere 
vom Zeitaufwand für das jeweilige Verfahren abhängig ist.

(2) Auslagen werden entsprechend den Vorschriften des Gerichtskostengesetzes erhoben. 
Die Auslagen setzt der Vorsitzende fest, wenn eine Partei oder die Kammer eine Fest-
setzung beantragt.

(3) Über die Pflicht zur Tragung von Gebühr und Auslagen zwischen den Parteien entscheidet 
die Schlichtungsstelle unter Berücksichtigung des Sach- und Streitstandes nach billigem 
Ermessen, sofern zwischen den Parteien eine gütliche Einigung nicht zustande kommt. 
Gebühr und Auslagen werden von der Kammer wie Beiträge eingezogen. Im übrigen gilt 
die Gebührenordnung mit Gebührentarif der Kammer in der jeweils geltenden Fassung.

§ 9 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 1. Mai 1995 in Kraft.

1)   EUR 51,13
2)   EUR 511,29
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Statut für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen und anderen  
dem Außenwirtschaftsverkehr dienenden Bescheinigungen

vom 13. Mai 1970 („Mainfränkische Wirtschaft“ 1970, S. 269),
zuletzt geändert am 17. März 2016 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2016, Heft 5, S. 42 und 43)

§ 1 [Ausstellung von Ursprungszeugnissen]
(1) Die Industrie- und Handelskammer (IHK) stellt auf Antrag die für den Außenwirtschafts-

verkehr erforderlichen Ursprungszeugnisse aus, soweit nicht die Ausstellung anderen 
Stellen zugewiesen ist.

(2) Ein Ursprungszeugnis wird nur ausgestellt, wenn der Antragsteller seinen Sitz oder eine 
Betriebsstätte oder, falls er kein Gewerbe betreibt, seinen Wohnsitz im IHK-Bezirk hat 
oder wenn die örtlich oder sachlich zuständige IHK der Ausstellung zustimmt.

(3) Ist dem Antragsteller für die betreffenden Waren bereits ein Ursprungszeugnis erteilt 
worden, so zieht die IHK das frühere Ursprungszeugnis bei der Ausstellung des neuen 
ein. Falls dies nicht möglich ist, kennzeichnet sie das neu ausgestellte Ursprungszeugnis 
durch das Wort „Neuausfertigung“.

(4) Ein Ursprungszeugnis wird nicht ausgestellt, wenn der Versand der Waren, deren Ursprung 
bescheinigt werden soll, noch ungewiss ist.

§ 2 [Verwendung der Vordrucke]
(1) Der Antragsteller hat die Vordrucke des Antrags auf Ausstellung eines Ursprungs-

zeugnisses, des Ursprungszeugnisses und, soweit erforderlich, der Durchschriften 
auszufüllen und der IHK einzureichen. Der Antrag ist vom Antragsteller mit Orts- und 
Datumsangabe zu versehen und rechtsverbindlich zu unterzeichnen.

(2) Die zur Antragstellung zu verwendenden Vordrucke sind im Anhang dieses Statuts 
wider gegeben. Jeder Vordruck muss den Namen und die Anschrift oder das Kennzeichen 
der Druckerei enthalten.

(3) Der Vordruck für das Ursprungszeugnis hat das Format 210 × 297 mm. Diese Längenvorgaben 
dürfen um höchstens 5 mm unter- und um höchstens 8 mm überschritten werden. Es ist 
holzfreies, geleimtes Schreibpapier mit einem Gewicht von mindestens 64 Gramm je Quad-
ratmeter oder zwischen 25 und 30 Gramm je Quadratmeter für Luftpostpapier zu verwenden. 
Die Vorderseite des Originals ist mit einem bräunlichen guillochierten Überdruck zu versehen, 
auf dem jede mechanisch oder chemisch vor genommene Fälschung sichtbar wird.

(4) Blanko-Ursprungszeugnisse werden nicht ausgestellt.



Dienstleistungen 101

§ 3 [Inhalt des Antrags]
(1) Der Antrag auf Ausstellung eines Ursprungszeugnisses muss mindestens die Angaben 

enthalten, die zur Feststellung der Nämlichkeit der Waren erforderlich sind, auf die sich 
der Antrag bezieht, insbesondere:
• Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstücke,
• Beschaffenheit der Ware,
• Roh- und Reingewicht der Ware. Diese Angaben können durch andere Angaben wie 

Anzahl oder Rauminhalt ersetzt werden, wenn die Feststellung ihrer Nämlichkeit 
normalerweise durch diese anderen Angaben gewährleistet ist,

• Name des Absenders1. 
 Aus dem Antrag muss eindeutig hervorgehen, ob für die darin aufgeführten Waren 

der Ursprung der Europäischen Union oder eines bestimmten Landes beantragt wird.2

(2) Außerdem muss der Antrag die von den zuständigen deutschen Behörden geforderten 
Angaben enthalten.

(3) Der Antrag darf zusätzlich folgendes enthalten:
a) Angaben über Wert und Menge der Waren;
b) Angaben über das Akkreditiv;
c) Angaben über die Einfuhrlizenz;
d) Angaben aufgrund zwischenstaatlicher Vereinbarungen.

§ 4 [Bescheinigungen im Ursprungszeugnis]
Das Ursprungszeugnis muss in Übereinstimmung mit dem Antrag die Angaben gemäß § 3 
Abs. 1 und 3 enthalten. In dem Ursprungszeugnis wird grundsätzlich bescheinigt, dass die 
Waren ihren Ursprung in der Europäischen Union haben. Falls dies für den Außenhandel 
notwendig ist, kann darin jedoch bescheinigt werden, dass die Waren ihren Ursprung in 
einem Mitgliedstaat haben. Die IHK kann Ursprungszeugnisse auch für Waren mit Ursprung 
in Drittstaaten ausstellen.

§ 5 [Nichtpräferenzieller Ursprung; Heranziehen anderer Vorschriften]
(1) Der nichtpräferenzielle Ursprung ist nach Artikel 60 der „Verordnung (EU) Nr. 952/2013 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung 
des Zollkodex der Union“ (UZK) und der ergänzenden „Delegierten Verordnung (EU)  
Nr. 2015/2446 vom 28. Juli 2015 der Kommission mit Einzelheiten zur Präzisierung von 
Bestimmungen des Zollkodex der Union“ in der jeweiligen Fassung zu bestimmen. 

(2) Auf formlosen, aber ausdrücklichen Wunsch des Antragstellers, zieht die IHK die gemäß 

1) Angelehnt an Art. 47 ZK-DVO.
2) Angelehnt an Art. 50 Abs. 1 ZK-DVO.
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Artikel 62 der VO (EU) Nr. 952/2013 UZK erlassenen produktspezifischen Vorschriften der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2015/2446 zum Zollkodex der Union in der jeweiligen 
Fassung heran, soweit die Waren dort aufgeführt sind.

(3) Auf formlosen, aber ausdrücklichen Wunsch des Antragstellers, kann die IHK alternativ 
gemäß Art. 61 Abs. 3 UZK auch die im Bestimmungsland oder -gebiet geltenden 
Ursprungsregeln zur Ursprungsermittlung heranziehen.

§ 6 [Prüfungsrecht der IHK]
(1) Die IHK kann zur Prüfung der Richtigkeit der vom Antragsteller gemachten Angaben 

alle ihr erforderlich erscheinenden Ermittlungen anstellen und mündliche oder schrift-
liche Auskunft zum Zwecke der Ermittlung des Ursprungs nach § 5 verlangen. Sie kann 
insbesondere die Vorlage der Hersteller- oder Lieferantenrechnungen, der Liefer scheine, 
der Auftragsbestätigung des Herstellers und der Ursprungszeugnisse anderer zur Aus-
stellung von Ursprungszeugnissen befugter Stellen sowie die Einsichtnahme in die 
entsprechenden Geschäftsunterlagen verlangen.

(2) Die IHK kann außerdem vom Antragsteller, falls daran Zweifel bestehen, den Nachweis 
der Versandbereitschaft fordern.

(3) Für die Erteilung der geforderten Auskünfte und Vorlage der verlangten Unterlagen 
kann die IHK dem Antragsteller eine Frist setzen.

(4) Reichen die Unterlagen oder Auskünfte nicht aus, so muss die IHK die Erteilung des 
Ursprungszeugnisses ablehnen.

(5) Stellt sich nachträglich heraus, dass die gemachten Angaben unrichtig sind, so hat die 
IHK ein bereits erteiltes Ursprungszeugnis für ungültig zu erklären und dafür zu sorgen, 
dass es eingezogen wird.

§ 7 [Erteilung des Ursprungszeugnisses; Urkundeneigenschaft] 
(1) Die IHK erteilt das Ursprungszeugnis, indem sie den vom Antragsteller mit den erforder-

lichen Angaben versehenen Vordruck mit ihrer Bezeichnung, Ortsangabe, Datum, Siegel 
und Unterschrift des mit der Ausstellung Beauftragten versieht. Der Name des Unter-
zeichners muss in Druck- oder Maschinenschrift wiederholt werden.

(2) Die von der Kammer ausgestellten Ursprungszeugnisse sind öffentliche Urkunden.

§ 8 [Form]
Auf dem Antrag werden Ort und Datum der Ausstellung des Ursprungszeugnisses, die vor-
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gelegten Unterlagen, die Zahl der Durchschriften und der Name des mit der Ausstellung 
Beauftragten vermerkt; der Antrag verbleibt bei der IHK.

§ 9 [Aufbewahrungsfrist]
Der Antrag und diejenigen Unterlagen zur Erteilung des Ursprungszeugnisses, die dem  
Antragsteller nicht zurückgegeben werden, sind mindestens zwei Jahre aufzubewahren.  
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Ablauf des Tages, an dem das Ursprungszeugnis 
ausgestellt wurde.

§ 10 [Sonstige dem Außenwirtschaftsverkehr dienende Bescheinigungen]
(1) Stellt die IHK auf Antrag sonstige dem Außenwirtschaftsverkehr dienende Bescheini-

gungen aus oder gibt sie auf Handelsrechnungen oder anderen dem Außenwirtschafts-
verkehr dienenden Papieren Erklärungen ab, so sind die Bestimmungen dieses Statuts 
sinngemäß anzuwenden. Eine Ausfertigung der Bescheinigung oder der Erklärung 
verbleibt bei der IHK.

(2) Bescheinigungen und Erklärungen werden in deutscher Sprache erteilt; bei nach-
gewiesenem Bedürfnis können sie auch in einer Fremdsprache erteilt werden.

(3) Eine Bescheinigung kann nicht ausgestellt, eine Erklärung nicht abgegeben werden, 
wenn der mit ihr verfolgte Zweck oder der beantragte Inhalt gegen Grundsätze der 
öffentlichen Ordnung verstoßen.

§ 11 [Richtlinien]
Zur Durchführung dieser Bestimmungen können Richtlinien als Verwaltungsvorschrift 
erlassen werden.

§ 12 [Gebühren]
Für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen, Bescheinigungen und Erklärungen erhebt die 
IHK Gebühren nach Maßgabe ihrer Gebührenordnung.

§ 13 [Inkrafttreten]
Dieses Statut tritt am 1. Mai 2016 in Kraft. Damit tritt das Statut vom 1. Januar 1995 außer Kraft.

Anlagen: 
Formular Antrag Ursprungszeugnis, Formular Ursprungszeugnis (Original, Durchschrift)
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Vor dem Ausfüllen Anmerkungen auf der Rückseite beachten ! Verbleibt bei der ausstellenden Stelle

1 Absender (Name oder Firmenbezeichnung und vollständige Anschrift)

2 Empfänger (Name oder Firmenbezeichnung und vollständige Anschrift,
oder „an Order” und Bestimmungsland)

4 Angaben über die Beförderung (Ausfüllung freigestellt)

ANTRAG AUF

AUSSTELLUNG

3 Ursprungsland (Europäische oder betreffendes Ursprungsland)

5 Bemerkungen

6 Laufende Nummer ; Zeichen, Nummern, Anzahl und Art der Packstücke ; Warenbezeichnung
(bei unverpackten Waren die Anzahl oder „lose geschüttet” einsetzen)

7 Menge (ausgedrückt in Roh- oder Eigen-
gewicht oder in anderen Maßeinheiten)

8 Der Unterzeichner

− BEANTRAGT die Ausstellung eines Ursprungszeugnisses, in dem bescheinigt wird, dass die oben bezeichneten Waren ihren Ursprung in dem in Feld 3 genannten Land haben,

− ERKLÄRT, dass die vorbezeichneten Waren hergestellt wurden im eigenen Betrieb in Deutschland in einem anderen Betrieb, dass er für die vorbezeichneten
Waren noch kein Ursprungszeugnis beantragt hat,

dass ihm folgendes bekannt ist : Ursprungszeugnisse sind öffentliche Urkunden ; wer schuldhaft bewirkt, dass unrichtige Angaben in einem Ursprungszeugnis bescheinigt werden, oder wer
schuldhaft falsche Ursprungszeugnisse gebraucht, kann sich einer straf- oder bußgeldrechtlichen Verfolgung aussetzen ; für alle Schäden, die aus vorsätzlich oder fahrlässig gemachten
unrichtigen Angaben entstehen, haftet er gegebenenfalls auch bürgerlich-rechtlich,

− ERKLÄRT, dass die Angaben dieses Antrags sowie die im Hinblick auf die Ausstellung des Ursprungszeugnisses der zuständigen Stelle vorgelegten Beweisunterlagen und erteilten Aus-
künfte richtig sind, dass die Waren, auf die sich die Unterlagen und Auskünfte beziehen, dieselben sind, für die das Zeugnis beantragt wird, dass diese Waren die Voraussetzungen erfüllen,
die durch die Regelungen über die gemeinsame Begriffsbestimmung für den Warenursprung vorgesehen sind,

− VERPFLICHTET SICH, auf Verlangen der zuständigen Stelle, zusätzliche Angaben zu machen und weitere Beweisunterlagen vorzulegen, die für die Ausstellung des Zeugnisses erforderlich sind.

9 Antragsteller, wenn nicht Absender
(Name der Firma und vollständige Anschrift)

Unterschrift des Antragstellers (Handschriftlich)Ort und Datum
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(Raum für zusätzliche Angaben der Einzelstaaten)

ANMERKUNGEN, BEIM AUSFÜLLEN VON URSPRUNGSZEUGNIS UND ANTRAG ZU BEACHTEN!

1.

2. Ursprungszeugnis und Antrag dürfen weder Rasuren noch Übermalungen aufweisen. Änderungen sind so vorzunehmen, dass die irrtümlichen Eintragungen gestrichen
und gegebenenfalls die beabsichtigten Eintragungen hinzugefügt werden. Jede so vorgenommene Änderung muss von dem, der sie durchgeführt hat, bescheinigt und
von der zuständigen Stelle bestätigt werden.

3. Jeder Warenposten, der in dem Antrag und in dem Ursprungszeugnis aufgeführt ist, muss mit einer laufenden Nummer versehen sein. Unmittelbar unter der letzten
Eintragung ist ein waagerechter Schlussstrich zu ziehen. Leerfelder sind durch Streichungen unbrauchbar zu machen.

4. Falls dies für den Ausfuhrhandel notwendig ist, können neben dem Zeugnis eine oder mehrere Durchschriften ausgefertigt werden.

5. In Feld 3 ist das Ursprungsland für jede in Feld 6 aufgeführte Ware einzutragen. Reicht der Raum in Feld 3 nicht aus, kann das Ursprungsland in Feld 6 getrennt
für jede dort aufgeführte Ware angegeben werden. In diesem Fall ist in Feld 3 der Vermerk „(siehe Feld 6)” anzubringen.

6. Zur Angabe des Ursprungslandes bei umfangreichen Sendungen sind Hinweise auf zugehörige Geschäftspapiere in Feld 6 zulässig. In diesem Fall sind die Serien-
nummer des Formblatts in den Geschäftspapieren und die Nummer der Geschäftspapiere (z. B. Rechnung, Packliste) im Formblatt zu vermerken, um die Zusammen-
gehörigkeit zwischen Geschäftspapieren und Formblatt eindeutig feststellen zu können. In Feld 3 ist ein Hinweis auf Feld 6 anzubringen.
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1 Absender - Consignor - Expéditeur - Expedidor

2 Empfänger - Consignee - Destinataire - Destinatario

4 Angaben über die Beförderung - means of transport - expédition - expediciòn

ORIGINAL

3 Ursprungsland - Country of origin - Pays d’origine - Pais de origen

5 Bemerkungen - remarks - observations - observaciones

6 Laufende Nummer ; Zeichen, Nummern, Anzahl und Art der Packstücke ; Warenbezeichnung
Item no., marks, nos., number and kind of packages, description of goods

No. de pos., marquage, nos., nombre et nature des colis, description de marchandises

No. de orden, marcas, nos., cantidad y naturaleza de los bultos, descripción de las mercancı́as

7 Menge
Quantity

Quantité

Cantidad

8 DIE UNTERZEICHNENDE STELLE BESCHEINIGT, DASS DIE OBEN BEZEICHNETEN WAREN IHREN URSPRUNG IN DEM IN FELD 3 GENANNTEN LAND HABEN
The undersigned authority certifies that the goods described above originate in the country shown in box 3

L’autorité soussignée certifie que les marchandises désignées ci-dessus sont originaires du pays figurant dans la case No. 3

La autoridad infrascrita certifica que las mercancı́as arriba mencionadas son originarı́as del paı́s que figura en la casilla no. 3

Ort und Datum der Ausstellung ; Bezeichnung, Unterschrift und Stempel der zuständigen Stelle
Place and date of issue; name, signature and stamp of competent authority

Lieu et date de délivrance; désignation, signature et cachet de l’autorité compétente

Lugar y fecha de expedición; nombre, firma y sello de la autoridad competente
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1 Absender - Consignor - Expéditeur - Expedidor

2 Empfänger - Consignee - Destinataire - Destinatario

4 Angaben über die Beförderung - means of transport - expédition - expediciòn

DURCHSCHRIFT
COPY - COPIE - COPIA

3 Ursprungsland - Country of origin - Pays d’origine - Pais de origen

5 Bemerkungen - remarks - observations - observaciones

6 Laufende Nummer ; Zeichen, Nummern, Anzahl und Art der Packstücke ; Warenbezeichnung
Item no., marks, nos., number and kind of packages, description of goods

No. de pos., marquage, nos., nombre et nature des colis, description de marchandises

No. de orden, marcas, nos., cantidad y naturaleza de los bultos, descripción de las mercancı́as

7 Menge
Quantity

Quantité

Cantidad

8 DIE UNTERZEICHNENDE STELLE BESCHEINIGT, DASS DIE OBEN BEZEICHNETEN WAREN IHREN URSPRUNG IN DEM IN FELD 3 GENANNTEN LAND HABEN
The undersigned authority certifies that the goods described above originate in the country shown in box 3

L’autorité soussignée certifie que les marchandises désignées ci-dessus sont originaires du pays figurant dans la case No. 3

La autoridad infrascrita certifica que las mercancı́as arriba mencionadas son originarı́as del paı́s que figura en la casilla no. 3

Ort und Datum der Ausstellung ; Bezeichnung, Unterschrift und Stempel der zuständigen Stelle
Place and date of issue; name, signature and stamp of competent authority

Lieu et date de délivrance; désignation, signature et cachet de l’autorité compétente

Lugar y fecha de expedición; nombre, firma y sello de la autoridad competente



Publikationsverzeichnis Schriftenreihe108

IHK- 
Schriftenreihe Titel

erhältlich 
bei der IHK

Vergriffen – in 
der Uni-Bibliothek 
erhältlich

Nr. 1/1966 Die Zukunft der Rhön x

Nr. 2/1966 Verkehrsdrehscheibe Mainfranken x

Nr. 3/1967 Rechtsgrundlagen und Organisation x

Nr. 4/1967 Die Bevölkerungsentwicklung der Gemeinden, Städte und
Landkreise des Regierungsbezirkes Unterfranken 1965 – 1990 x

Nr. 5/1968 Funktionsfähige Innenstädte x

Nr. 6/1969 Die Landkreise Lohr und Marktheidenfeld
Ein Beitrag zur regionalen Wirtschaftspolitik in Unterfranken x

Nr. 7/1972 Haßberge – Steigerwald 
Sozioökonomische Entwicklungsprozesse in strukturschwachen 
Räumen x

Nr. 8/1972 Berufs- und arbeitspädagogische Voraussetzungen für die 
betriebliche Ausbildung x

Nr. 9/1977 Das Maintal: Entwicklungsachse und Lebensader einer Landschaft x

Nr. 10/1979 Alfred Herold – Der Fremdenverkehr in Mainfranken Struktur, 
Möglichkeiten, Probleme x

Nr. 11/1984 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 12/1984 Das mainfränkische Autobahnnetz 
Entwicklung, Struktur und Funktion – Ein kritischer Überblick
aus geografischer Sicht von Alfred Herold x

Nr. 13/1990 Berlin-Leipzig-Würzburg-Stuttgart-Zürich
Chancen einer dritten Nord-Süd-Magistrale
von A. Herold, Würzburg x

Nr. 11/1992 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 14/1995 Bürokratieberuhigte Zone Mainfranken x

Nr. 11/1995 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 11/1999 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 12/2003 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 11/2007 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 15/2008 Gründeratlas Mainfranken 2008 x

Nr. 16/2008 Unternehmensrisiken erkennen und meistern
Tipps zur Unternehmensentwicklung und Krisenprophylaxe x

Nr. 17/2008 Industriereport 2008
Zur Bedeutung der Industrie in Mainfranken x

Nr. 18/2008 Entwicklungsperspektive für Mainfranken
Handlungsempfehlungen aus Sicht der
mainfränkischen Wirtschaft x

Nr. 19/2013 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2013 x

Bisher in der IHK-Schriftenreihe erschienen
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IHK- 
Schriftenreihe Titel

erhältlich 
bei der IHK

Vergriffen – in 
der Uni-Bibliothek 
erhältlich

Nr. 20/2008 Die Bau- und Immobilienwirtschaft in Mainfranken x

Nr. 19/2009 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2009 x

Nr. 21/2009 Gründeratlas Mainfranken 2009 x

Nr. 22/2009 Die Mittelzentren des IHK-Bezirks Mainfranken x

Nr. 23/2009 Beteiligungskapital – Wege | Chancen | Perspektiven x

Nr. 24/2009 Verkehrsdrehscheibe Mainfranken 2009 x

Nr. 15/2010 Gründeratlas Mainfranken 2010 x

Nr. 19/2010 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2010 x

Nr. 25/2010 Besser finanziert – Förderleitfaden für den Mittelstand x

Nr. 26/2010 Verkehrsinfrastruktur, Verkehr und Logistik in Mainfranken x

Nr. 11/2011 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 15/2011 Gründeratlas Mainfranken 2011 x

Nr. 19/2011 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2011 x

Nr. 27/2011 Der demographische Wandel x

Nr. 28/2011 Die Geschäftsübergabe im Überblick x

Nr. 29/2011 Mainfränkische Unternehmen in einer globalisierten Wirtschaft x

Nr. 30/2011 Fachkräftesicherung – bilden, beschäftigen, integrieren x

Nr. 15/2012 Gründeratlas Mainfranken 2012 x

Nr. 19/2012 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2012 x

Nr. 25/2012 Besser finanziert  x

Nr. 31/2012 Ökologische Nachhaltigkeit in klein- und
mittelständischen Betrieben x

Nr. 32/2012 Analyse der Gesundheitswirtschaft in Mainfranken 2012 x

Nr. 33/2012 Endlich gründen! x

Nr. 15/2013 Gründeratlas Mainfranken 2013 x

Nr. 19/2013 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2013 x

Nr. 34/2013 Auswirkungen der Finanzkrise auf die
mainfränkischen Kommunalhaushalte x

Nr. 35/2013 Basel III – Auswirkungen auf den Mittelstand
in Mainfranken aus Sicht von Unternehmen und Banken x

Nr. 15/2014 Gründeratlas Mainfranken 2014 x

Nr. 19/2014 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2014 x

Nr. 36/2014 Facetten des mainfränkischen Strukturwandels x

Nr. 37/2015 Wie wir wurden, was wir sind x

Nr. 38/2015 Wie mache ich mich selbstständig? x

Nr. 11/2015 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 15/2015 Gründeratlas Mainfranken 2015 x

Nr. 19/2015 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2015 x

Nr. 15/2016 Gründeratlas Mainfranken 2016 x



IHK- 
Schriftenreihe Titel

erhältlich 
bei der IHK

Vergriffen – in 
der Uni-Bibliothek 
erhältlich

Nr. 19/2016 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2016 x

Nr. 15/2017 Gründeratlas Mainfranken 2017 x

Nr. 38/2017 Wie mache ich mich selbstständig? x

Nr. 39/2017 Empirische Untersuchungen zur Shared Mobility in Mainfranken x

Nr. 40/2018 Wie wir wurden, was wir sind – Teil 2: 1993 bis 2018 x

Nr. 41/2018 25 Jahre Berufliche Bildung – von 1993 bis 2018 x

Nr. 42/2018 Rechtsgrundlagen – Teil 1 Organisationsrecht x

Nr. 43/2019 Rechtsgrundlagen – Teil 2 Dienstleistungen

Nr. 44/2019 Rechtsgrundlagen – Teil 3 Berufsausbildung

Nr. 45/2019 Rechtsgrundlagen – Teil 4 Weiterbildung
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ZfR-Schriftenreihe Titel erhältlich beim ZfR

Nr. 1/2009 Facetten und Perspektiven der Regionalforschung in Unterfranken x

Nr. 2/2010 Die Vernetzung der Region Mainfranken mit den benachbarten
Metropolregionen x

Nr. 3/2012 Unterfranken – eine Region im Wandel x

Nr. 4/2014 Multiagentensimulation des Zusamemnspiels von demographischem
Wandel und hausärztlicher Versorgung im ländlichen Raum x

Nr. 5/2014 Regionalökonomische Disparitäten und Entwicklungsmuster.
Theoretisch fundierte, methodische Analysen am Beispiel des
Wirtschaftsraumes Mainfranken x

Nr. 6/2015 Die Arbeitsortmobilität hochqualifizierter Beschäftigter x

Schriftenreihe des Zentrums für
Regionalforschung (ZfR) an der
Universität Würzburg in Kooperation
mit der IHK Würzburg-Schweinfurt
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